
Anträge 38. Landesparteitag die Linke Bremen und 
Bremerhaven

Im folgenden dokumentieren wir die Anträge an den 38. Landesparteitag der Linken Bremen und 
Bremerhaven
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A - Anträge an den Parteitag

A 01 Für eine gemeindenahe und zwangsfreie Psychiatrie! 12
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O - Anträge mit Organisationsbezug

O 
01

FLINTA*-Plenum und Plenum für Kritische Männlichkeit auf dem nächsten 
Landesparteitag

254
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Antrag  A 01: Für eine gemeindenahe und zwangsfreie 
Psychiatrie!

Antragsteller/in: Bettina Fenzel (KV Links der Weser · Nr. 5102), Olaf Zimmer (KV 
Links der Weser · Nr. 5705), Beekje van Laaten (KV Mitte-Ost · 
Nr. 4015), Karl Brönnle (OV Bremen-Nord · Nr. 2601), Paul Vito 
von der Heydt (KV Mitte-Ost · Nr. 4705), Daniel Matthes (KV 
Mitte-Ost · Nr. 4707), Sebastian Rave (KV Links der Weser · Nr. 
5701), Wilfried Schartenberg (KV Links der Weser · Nr. 5703), 
Ava Denker (KV Mitte-Ost · Nr. 4006), Andrea Spangenberg (KV 
Links der Weser · Nr. 5016), Dagmar Czyborra

Status: eingereicht
Sachgebiet: A - Anträge an den Parteitag

Der Landesparteitag möge beschließen:

 1 1. Die Landespartei und die Bürgerschaftsfraktion unterstützen die 
 2 Gesundheitssenatorin darin, die
 3 Umsetzung einer vollumfänglich an der UN-BRK ausgerichteten, gemeindenahen 
 4 Psychiatrie als
 5 Priorität linker Politik in Bremen zu verankern.

 6
2. Der Landesvorstand wird beauftragt, gemeinsam mit der Landesarbeitsgemeinschaft 

 7
(LAG)

 8
Gesundheit/Soziales und Betroffenenverbänden eine Fachveranstaltung zur 

 9
zwangsfreien

 10

Psychiatrie in Bremen durchzuführen

Begründung

Als Partei DIE LINKE sind wir angetreten, um nicht nur die Härten des Kapitalismus zu verwalten,
sondern Menschlichkeit, Würde und soziale Rechte gegen Ökonomisierung und Kürzungspolitik zu
verteidigen.
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Mit großer Sorge beobachten wir die Situation von Menschen in psychischen Krisen in Bremen.
Sie leiden nicht nur unter den Sparzwängen im Sozial- und Gesundheitswesen, sondern auch 
unter
einer gesellschaftlichen Verrohung und Stigmatisierung – wie sie sich jüngst auch wieder in Teilen
der Lokalpresse (u. a. im Weser-Kurier) zeigt.

Als linke Gesundheitssenatorin stehst du vor der Aufgabe, dieser Entwicklung eine offensive,
menschenrechtsbasierte Gesundheitspolitik entgegenzuhalten.
Die UN- Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) fordert einen längst überfälligen
Paradigmenwechsel in der Psychiatrie.

Vor diesem Hintergrund bitten wir Claudia Bernhard um Stellungnahme zu folgenden Kernfragen:
Zwangsfreiheit & Selbstbestimmung: Wie plant das Gesundheitsressort, die Vorgaben der UN-BRK
zur Abschaffung von Zwangsmitteln (Zwangsmedikation, Fixierung) und zur Stärkung der
unterstützten Entscheidungsfindung Schritt für Schritt in Bremischen Kliniken und 
Gesetzgebungen
(PsychKG) umzusetzen?

Ambulant vor Stationär: Welche konkreten Schritte unternimmt das Ressort, um trotz drohender
Kürzungen (z.B. beim sogenannten GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz) die ambulante
Gemeindepsychiatrie, niederschwellige Krisenorte und alternative Wohn- und Betreuungsformen
als bunte Palette an Möglichkeiten auszubauen?

Einbindung von Peers: Wie wird die Beteiligung von Psychiatrie-Erfahrenen und ihren Verbänden
auf Augenhöhe bei der Gestaltung des Bremer Hilfesystems garantiert und finanziell abgesichert?
Ressortübergreifende Kooperation: Wie kann die Zusammenarbeit zwischen Gesundheit, Sozialem
und Bauen gestärkt werden, um Wohnungslosigkeit und Armut als Haupttreiber psychischer 
Krisen
präventiv zu bekämpfen?
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Antrag  L 02-08 -01: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Kreisvorstand Nord-West
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 91

 86 Solange der ticketfreie ÖPNV nicht Realität ist, setzen wir uns für bezahlbare und 
sozial gestaffelte Ticketpreise ein. Wir haben das StadtTicket für Kinder im 

 88 Leistungsbezug umsonst gemacht. Daran halten wir fest. Den Preis für das 
 89 StadtTicket für Erwachsene wollen wir senken und ein ermäßigtes DeutschlandTicket 
 90 einführen. Das TIM-Ticket soll ebenfalls in ganz Deutschland gelten. In Bremerhaven 

 91 will Die Linke ebenfalls ein Sozialticket einführen.

Wir wollen Rentner und Rentnerinnen die Möglichkeit bieten, ihren Führerschein gegen ein 
wie in Bremerhaven kostenloses lebenslang gültiges Ticket für den ÖPNV einzutauschen.

Begründung

Da wir den Straßenverkehr verringern und die Sicherheit verbessern wollen ist es Sinnvoll wenn 
mehr Menschen auf ein Auto verzichten.
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Antrag  L 02-03 -01: Änderungsantrag zu L 02-03
Änderungsantrag zu L 02-03

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 67

 63 Gesundheit ist keine Ware. Wir wollen den Einfluss von Investor*innen, etwa durch 
 64 Private-Equity-Gesellschaften, auf die ambulante Versorgung zurückdrängen. Dafür 
 65 setzen wir uns auf Bundesebene für ein Verbot investorengeführter Praxen ein und 
 66 werden ein Landestransparenzregister für medizinische und pflegerische 

 67 Einrichtungen schaffen.

Die medizinische Versorgung für Papierlose und Nicht-Versicherte durch die erfolgreiche 
Arbeit des MVP Bremen werden wir fortführen und so ausweiten, dass das Angebot auch in 
Bremerhaven geschaffen werden kann. Gesundheit ist ein Menschenrecht, das nicht am 
Aufenthalts- oder Versicherungsstatus scheitern darf.

Begründung

Wichtiges Projekt, wurde von uns begonnen und durchgesetzt - muss es unbedingt weitergeben. 
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Antrag  L 03-07 -02: Änderungsantrag zu L 03-07
Änderungsantrag zu L 03-07

Antragsteller/in: LAG Bildung
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 49

 49 Schulsozialarbeit etablieren wir an allen allgemeinbildenden und beruflichen Schulen in 
Bremen und Bremerhaven. Alle 

 50 Schulsozialarbeiter*innen werden mit Dienst-Tablets ausgestattet. Für eine 
 51 regelmäßige und systematische Weiterbildung dieser Berufsgruppe wird gesorgt.

Begründung

Wichtige Ergänzung, da hier insb. die beruflichen Schulen adressiert werden.
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Antrag  L 74: Änderungsantrag zu L 02-04
Änderungsantrag zu L 02-04

Antragsteller/in: LAG Finanzpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 55

 50 Im Maßregelvollzug, der forensischen Psychiatrie, muss genug Personal eine 
 51 zwangsarme, menschenwürdige Behandlung ermöglichen. Einfach immer mehr forensische 
 52 Plätze zu fordern, sehen wir kritisch; wir wollen keine Rückkehr zur 
 53 Verwahrpsychiatrie durch die Hintertür. Nötig sind bessere Übergänge und 
 54 spezialisierte Wohnangebote in Bremen, statt Menschen weiter in andere Bundesländer 

 55 zu schicken.

Das Aufrechthalten und Ausbauen all dieser so nötigen Angebote müssen finanziert werden. 
Deswegen setzen wir uns mit der Bundesebene gemeinsam für eine 
Bürger*innenversicherung ein, in die aus allen Einkunftsarten Beiträge in eine Solidarische 
Gesundheitsversicherung eingezahlt werden, also anders als jetzt auch aus den Einkünften 
aus Miet-, Pacht- und Kapitalerträgen. 

Begründung

Wir zeigen damit auf, dass wir uns auch über die Finanzierung Gedanken machen und haben dazu 
auf Bundesebene ja bereits ein Konzept, auf das hier Bezug genommen wird. 
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Antrag  L 76: Änderungsantrag zu L 03-24
Änderungsantrag zu L 03-24

Antragsteller/in: LAG Bildung
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 58

 51 Zugänglichkeit von Kultur ist für uns als Linke zentral, deswegen setzen wir auf 
 52 Soziokultur und die gemeinwesensorientierten Strukturen in den Stadtteilen und 
 53 wollen diese als Netz demokratischer Resilienz stärken. Die Quartierszentren, 
 54 Bibliotheken und Bürgerhäuser sind Begegnungsorte ohne Konsumzwang, offen für alle 
 55 mit niedrigschwelligen Angeboten. Sie müssen als demokratische Aushandlungsräume 
 56 weiterentwickelt und unterstützt werden - auch im Hinblick der vermehrten Angriffe 
 57 auf Zivilgesellschaft. Die Verknüpfung von kultureller Bildung und zugänglicher 

 58 Erinnerungspolitik möchten wir hierbei besonders fördern.

Auch die Erwachsenenweiterbildung an den Volkshochschulen oder von den freien Trägern ist 
ein wichtiges Element, einer auf Breitenwirkung bedachten Kultur- und Bildungsförderung. 
Wir wollen die Vielfalt der Angebote stärken und verteidigen die Einrichtungen gegen die 
regelmäßig vorgesehen Kürzungen.

Begründung

Weiterbildung wurde in der letzten Zeit immer wieder von Kürzungen bedroht. Wir finden 
Weiterbildung so wichtig, da darf nicht gespart werden.
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Antrag  L 77: Änderungsantrag zu L 03-07
Änderungsantrag zu L 03-07

Antragsteller/in: LAG Bildung
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 90

 77 Statt dieser Parallelsysteme muss sich das Schulsystem insgesamt auf Migration als 
Normallfall einstellen und dauerhaft Ressourcen zur Integration von neu 

 79 Zugewanderten bereithalten. Insbesondere bedarf es ausreichend Plätze in 
 80 teilintegrativen Vorkursen, die darauf ausgerichtet sind, dass die neu 
 81 zugewanderten Kinder und Jugendlichen schnell am Regelunterricht teilnehmen können. 
 82 Der Erwerb von Deutschkenntnissen auf vollem fachlichen Unterrichtsniveau ist ein 
 83 mehrjähriger Prozess, so dass auch nach dem Erlangen alltagssprachlicher 
 84 Fähigkeiten mit Möglichkeiten wie digitalen Übersetzungshilfen und mutter- oder 
 85 zweitsprachlicher Unterstützung gearbeitet werden muss. Auch für neu zugewanderte 
 86 Schüler*innen muss das Ziel sein, einen möglichst hohen Schulabschluss zu 
 87 erreichen. Für die Vorkurse bilden wir mehr DaF/DaZ-Fachkräfte (Deutsch als Zweit- 
 88 bzw. Fremdsprache) aus und entwickeln ein durchdachtes Bildungsprogramm. Wir 
 89 fordern außerdem ein Recht auf Schulbesuch bis zum 25. Lebensjahr, damit auch junge 

 90 zugewanderte Erwachsene noch einen Abschluss erwerben können.

Unterricht in Gebärdensprache ermöglichen wir auch an den allgemeinbildenden Schulen als 
Wahlfach oder Arbeitsgemeinschaft vergleichbar zum Plattdeutschen. Auf Bundesebene 
setzen wir uns für eine Anerkennung der Gebärdensprache als Minderheitensprache im Sinne 
der Europäischen Charta der Regional- und Minderheitensprachen ein.

Begründung

Gebärdensprache sollte mehr Sichtbarkeit erhalten.
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Antrag  L 78: Änderungsantrag zu L 04-21
Änderungsantrag zu L 04-21

Antragsteller/in: LAG Finanzpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 81 - 83

 78 Mit der Politik der Steuersenkung und Steuerzurückhaltung gegenüber großen Vermögen 
und Gewinnen fährt die Bundesregierung Länder und Kommunen an die Wand. Wir fordern 

 80 dringend die Reaktivierung der Vermögensteuer, denn diese käme den Ländern zugute 

 81 und hat das Potenzial, Bremen mit jährlich 1 Milliarde Euro mehr auszustatten. 
 und kann die Mindereinnahmen durch die stufenweise Absenkung der Körperschaftssteuer 
ab 2028 kompensieren, damit wir als Land und Kommune handlungsfähig bleiben. Ebenso 
fordern wir dringend eine Reform der Erbschaftsteuer, die große Erbschaften 

 83 angemessen besteuert, denn auch dies käme unmittelbar den Ländern zugute.

Begründung

Der Hinweis auf die Körperschaftssteuer unterstreicht die Notwendigkeit der Einnahmen durch 
die Vermögensteuer. Zudem zeigt es auch auf, dass wir das Thema auch "auf dem Schirm" haben. 
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Antrag  L 79: Änderungsantrag zu L 02-04
Änderungsantrag zu L 02-04

Antragsteller/in: LAG Finanzpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 88

 86 Der größte Teil der Pflege wird zu Hause von Angehörigen geleistet. Dass der Bund 
 87 auch hier die ohnehin geringe finanzielle Entschädigung kürzen will, z.B. durch 

 88 Streichen des Pflegegeldes bei Pflegestufe 1, lehnen wir entschieden ab.

Um das alles finanziell abzusichern, werden wir auch hier gemeinsam mit der Bundespartei 
für eine Solidarische Pflegeversicherung kämpfen, die nach dem Solidaritätsprinzip 
funktioniert, also wer viel hat, zahlt mehr, wer wenig hat, zahlt weniger. 

Begründung

Wir zeigen auch hiermit  auf, dass wir uns auch über die Finanzierung Gedanken machen und 
haben dazu auf Bundesebene ja bereits ein Konzept, auf das hier Bezug genommen wird. 
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Antrag  L 80: Änderungsantrag zu L 04-22
Änderungsantrag zu L 04-22

Antragsteller/in: LAG Finanzpolitik
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 68

 63 Die massive Erhöhung von Finanzvermögen ist hauptsächlich durch Dividenden 
 64 entstanden. Diese unterliegen lediglich der Abgeltungssteuer in Höhe von 25 % und 
 65 nicht dem Einkommensteuertarif mit bis zu 45 %. Um hier für mehr steuerliche 
 66 Gerechtigkeit zu sorgen und auch die starken Schultern im Sinne des 
 67 Leistungsfähigkeitsprinzips angemessen mehr zu belasten, wollen wir die 

 68 Abgeltungsteuer abschaffen und auf Einkünfte aus Kapitalerträgen wieder den individuellen 
Einkommensteuertarif anwenden, also zu der Regelung der Individualbesteuerung vor dem 
01.01.2009 zurückkehren.

Begründung

Gibt nochmal den Hinweis, dass es das bereits gab, das unstrittig war und es kein komplexes 
Unterfangen sein sollte, das wieder einzusetzen. 
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Antrag  L 81: Änderungsantrag zu L 02-03
Änderungsantrag zu L 02-03

Antragsteller/in: LAG Frieden und Antimilitarismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 87

 83 Den größten Anteil der stationären Versorgung im Land Bremen übernehmen weiterhin 
 84 die kommunalen Kliniken, die Gesundheit Nord in der Stadtgemeinde Bremen und das 
 85 Klinikum Reinkenheide in Bremerhaven. Wir wollen erreichen, dass diese Kliniken in 
 86 ihrer Arbeit durch die jeweiligen Träger, also die beiden Stadtgemeinden, gestärkt 

 87 werden.

Dabei stehen wir an der Seite der Beschäftigten, die das Gesundheitssystem am laufen 
halten,
und der Patient*innen, die darauf angewiesen sind. Eine Gesundheitsversorgung, die
betriebswirtschaftlichen Logiken folgt kann ihre Funktion nicht erfüllen die 
Gesundheitsversorgung
zu gewährleisten. Unter dem finanziellen Druck der für Personalabbau und rudimentärer, 
hastiger
Sorge führt, leiden sowohl die Beschäftigten die ihrem Beruf nicht gerecht werden können 
und sich
überarbeiten müssen, als auch die Patient*innen die eine ungenügende Behandlung erfahren.

Es wäre zu eindimensional, die drohende Insolvenz der Gesundheit Nord nur mit rigider 
Sparpolitik
bekämpfen zu wollen. Die Schließung von Kliniken und die Entlassung von Personal kann die
Gesundheitsversorgung nicht verbessern. Es widerspricht unserem Ziel einer wohnortnahen
Versorgung, wenn die Krankenhausversorgung im Bremer Süden und Osten gekürzt wird.

Statt dem Spardiktat zu folgen, wollen wir als Linke einen grundlegenden Wandel 
herbeiführen:
Die Gesundheit Nord als Klinikverbund und das Klinikum Reinkenheide in Bremerhaven soll 
von
einer gGmbH zu einer Anstalt öffentlichen Rechts oder einem Eigenbetrieb werden. So 
können die
Krankenhäuser ihrem Ziel der grundlegenden Daseinsvorsorge und Versorgung der 
Bevölkerung
gerecht werden, da sie hierdurch nicht mehr unter dem Druck stehen schwarze Zahlen zu
schreiben. Dieses Ziel ist keine utopische Träumerei: Für Schulen gilt diese Rechtsform 
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bereits
jetzt, damit nicht plötzlich die Oberschule Findorff oder die Oberschule Sebaldsbrück 
schließen
müssen, wie es jetzt mit dem Krankenhäusern Links der Weser und Ost geschieht. Mit diesem
Wandel der Rechtsform schaffen wir das Damoklesschwert der Insolvenz ab und sorgen dafür 
das
für die Gesundheit eine Sicherheit entsteht, bei der wir bereits für Schulen verstanden 
haben, dass
sie notwendig ist.

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 82: Änderungsantrag zu L 04-02
Änderungsantrag zu L 04-02

Antragsteller/in: LAG Frieden und Antimilitarismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 19 - 32

 19 Mittlerweile beschäftigen die Bremer Betriebe in diesem Bereich weit über 5.000 
 20 Menschen und bieten zumeist sehr gute Arbeitsbedingungen und 
 21 Verdienstmöglichkeiten. Wir wollen diese Beschäftigung in Bremen, aber wir wollen 
 22 keine Industrie ohne gesellschaftliche Wertschöpfung. Die Wirtschaft muss der 
 23 Gesellschaft dienen, deswegen werden wir uns weiterhin mit aller Kraft für eine 
 24 Übergewinnsteuer und die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie einsetzen. Wir 
 25 erkennen die veränderten weltpolitischen Rahmenbedingungen und die Notwendigkeit, 
 26 Verteidigungsfähigkeit herzustellen, an und betrachten daher die Rüstungsbetriebe 
 27 als Teil der Wirtschaft in Bremen und zumindest teilweise auch als gesellschaftlich 
 28 notwendig. Wir werden aber nicht zulassen, dass sich die Bremer Wirtschaftsstruktur

oder dass andere, zivile Wirtschaftszweige 
 30 verdrängt werden. Wir werden mit den Unternehmen an Konzepten arbeiten, wie wir 
 31 perspektivisch eine Sicherung der Wertschöpfung erreichen, wenn der große Boom 
 32 vorbei sein sollte.

Mittlerweile beschäftigen die Bremer Betriebe in diesem Bereich weit über 5.000 Menschen 
und bieten zumeist sehr gute Arbeitsbedingungen und Verdienstmöglichkeiten. Wir wollen 
diese Beschäftigung in Bremen, aber wir wollen keine Industrie ohne gesellschaftliche 
Wertschöpfung. Die Wirtschaft muss der Gesellschaft dienen, deswegen werden wir uns 
weiterhin mit aller Kraft für eine Übergewinnsteuer und die Verstaatlichung der 
Rüstungsindustrie einsetzen. Wir erkennen die veränderten weltpolitischen 
Rahmenbedingungen und die Notwendigkeit, Verteidigungsfähigkeit herzustellen, an und 
betrachten daher die Rüstungsbetriebe als Teil der Wirtschaft in Bremen und zumindest 
teilweise auch als gesellschaftlich notwendig setzen wir uns für eine nachhaltige 
Industriepolitik und Rüstungskonversion ein. Wir werden aber nicht zulassen, dass sich die 
Bremer Wirtschaftsstruktur einseitig auf diesen Bereich die Rüstungsindustrie fokussiert 
oder dass andere, zivile Wirtschaftszweige verdrängt werden. Wir werden mit den 
Unternehmen an Konzepten arbeiten, wie wir perspektivisch eine Sicherung der 
Wertschöpfung erreichen, wenn der große Boom vorbei sein sollte und wie wir mittel- und 
langfristig den militärisch-industriellen Komplex zurückdrängen.

Begründung
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erfolgt mündlich
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Antrag  L 83: Änderungsantrag zu L 04-16
Änderungsantrag zu L 04-16

Antragsteller/in: LAG Frieden und Antimilitarismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 12 - 21

 12 Verteidigungsfähigkeit muss in einer Weise organisiert werden, die möglichst 
 13 defensiv ausgerichtet ist, die Gesellschaft nicht militarisiert, und die anderen 
 14 gesellschaftlichen Aufgaben und Ziele nicht untergräbt. Den aktuellen 
 15 Aufrüstungskurs der Bundesregierung lehnen wir ab. Die Einseitigkeit ist mit Händen 
 16 zu greifen. Es ist absurd, wenn das Geld, um Brücken und Häfen zu sanieren oder den 
 17 Zivil- und Katastrophenschutz zu stärken, nur zur Verfügung steht, wenn und weil 
 18 damit auch ein militärischer Nutzen verbunden ist. Das macht diese Investitionen 
 19 nicht falsch, aber dass einseitig Rüstungsausgaben vom Diktat der Schuldenbremse 
 20 befreit wurden und nicht etwa Zukunftsinvestitionen in Bildung, Klimaschutz und 
 21 technologische Souveränität, ist grundfalsch.

Verteidigungsfähigkeit muss in einer Weise organisiert werden, die möglichst defensiv 
ausgerichtet ist, die Gesellschaft nicht militarisiert, und die anderen gesellschaftlichen 
Aufgaben und Ziele nicht untergräbt. Den aktuellenAufrüstungskurs der Bundesregierung 
lehnen wir ab. Die Einseitigkeit ist mit Händen zu greifen. Es ist absurd, wenn das Geld, um 
Brücken und Häfen zu sanieren oder den Zivil- und Katastrophenschutz zu stärken, nur zur 
Verfügung steht, wenn und weil damit auch ein militärischer Nutzen verbunden ist. Das macht 
diese Investitionen nicht falsch, aber dass einseitig Rüstungsausgaben vom Diktat der 
Schuldenbremse befreit wurden und nicht etwa Zukunftsinvestitionen in Bildung, Klimaschutz 
und technologische Souveränität, ist grundfalsch.

Zeile 22 - 29

 22 Die Ausgestaltung einer verantwortlichen und defensiven Verteidigungspolitik muss 
 23 politisch und auf Bundesebene entschieden werden. Eine aktive Lobbypolitik der 
 24 Bundesländer im Interesse der dort ansässigen Rüstungsfirmen lehnen wir ab. Der 
 25 Maßstab „so viel wie nötig, so wenig wie möglich“ ist auch ein Gebot 
 26 wirtschaftlicher Vernunft. Der wirtschaftliche Effekt von Bildungsausgaben ist um 
 27 ein Vielfaches höher als der von Rüstungsausgaben. Bremen und Bremerhaven wären 
 28 schlecht beraten, sich einseitig vom Rüstungsboom abhängig zu machen, denn er wird 
 29 in dieser Form endlich sein.

Die Ausgestaltung einer verantwortlichen und defensiven Verteidigungspolitik muss politisch 
und auf Bundesebene entschieden werden. Eine aktive Lobbypolitik der Bundesländer im 
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Interesse der dort ansässigen Rüstungsfirmen lehnen wir ab. Der Maßstab „so viel wie nötig, 
so wenig wie möglich“ ist auch ein Gebot wirtschaftlicher Vernunft. Der wirtschaftliche Effekt 
von Bildungsausgaben ist um ein Vielfaches höher als der von Rüstungsausgaben. Bremen 
und Bremerhaven wären schlecht beraten, sich einseitig vom Rüstungsboom abhängig zu 
machen, denn er wird in dieser Form endlich sein.  

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 84: Änderungsantrag zu L 04-16
Änderungsantrag zu L 04-16

Antragsteller/in: LAG Frieden und Antimilitarismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 11

 2 Friedenssicherung ist eines der wichtigsten Ziele für eine demokratische und humane 
 3 Gesellschaft. Wir sind entsetzt und besorgt darüber, dass Krieg von verschiedenen 
 4 Staaten als vermeintlich legitimes Mittel, eigene Interessen durchzusetzen, 
 5 angesehen und eingesetzt wird. Die geopolitische Unsicherheit darf nicht zu einer 
 6 weiteren Normalisierung von Krieg führen. Das Völkerrecht und die UN-Charta müssen 
 7 stattdessen der Maßstab sein und bleiben. Staaten haben ein Recht auf 
 8 Selbstverteidigung, aber Angriffskriege, unverhältnismäßige Kriegsführung, 
 9 Kriegsverbrechen, auch die einseitige Androhung von Gewalt sind ein Bruch des 
 10 Völkerrechts sind niemals zu rechtfertigen, egal, um welchen Staat es sich 

 11 handelt. 

Für uns als Linke ist klar, Aufrüstung und Krieg sind immer auch Klassenfragen: Wir sind es, 
die an
der Front sterben, während der militärisch-industrielle Komplex die Gewinne privatisiert. Wir 
sind
es,cderen soziale Rechte und demokratische Freiheiten unter dem Vorwand der Sicherheit
eingeschränkt werden. Und wir sind es, die dafür bezahlen, dass Kapitalinteressen militärisch
abgesichert werden, indem irrsinnige Geldsummen in Aufrüstung fließen und in sozialen 
Bereichen
dann fehlen. Wir erkennen an, dass es in unserer Partei unterschiedliche Positionen zu den
aktuellen Konflikten gibt. Diese Debatten müssen offen und solidarisch geführt werden. Klar 
ist
jedoch: Die Linke steht für das Primat des Zivilen und gegen die Militarisierung der 
Gesellschaft.

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 85: Änderungsantrag zu L 04-16
Änderungsantrag zu L 04-16

Antragsteller/in: LAG Frieden und Antimilitarismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 63 - 67

 63 Die Bundeswehr steht nicht außerhalb der Gesellschaft. Das ist unsere Anforderung 
 64 an sie, und das bestimmt unsere Haltung zu ihr. Der Einsatz der Bundeswehr für 
 65 zivile Aufgaben muss auf absolute Ausnahmesituationen begrenzt bleiben. Zuerst 
 66 müssen THW, Feuerwehr und Katastrophenschutz gestärkt werden. Wir wollen keine 
 67 einseitige Unterrichtung und Werbung durch die Bundeswehr an Schulen.

Die Bundeswehr steht nicht außerhalb der Gesellschaft. Das ist unsere Anforderung an sie, 
und das bestimmt unsere Haltung zu ihr. Der Einsatz der Bundeswehr für zivile Aufgaben 
muss auf absolute Ausnahmesituationen begrenzt bleiben. Zuerst müssen THW, Feuerwehr 
und Katastrophenschutz gestärkt werden. Wir wollen keine einseitige Unterrichtung und 
Werbung durch die Bundeswehr an Schulen.Wir wollen, dass die Bundeswehr auf‚ Einsätze im 
Klassenzimmer‘ verzichtet. Das Verteidigungsministerium verstärkt sein Werben um 
Nachwuchs – auch im Unterricht. Sog. Jugendoffiziere referieren im Unterricht über die 
Bundeswehr und die deutsche Außenpolitik. Diese Werbung für die Armee in Schulen, 
Berufsschulen, Hochschulen und Jobcentern muss gestoppt werden.

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 86: Änderungsantrag zu L 04-15
Änderungsantrag zu L 04-15

Antragsteller/in: LAG Internationalismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 47

 47

 48

Die Europäische Union hat in der auslaufenden Legislaturperiode über ihr Programm 6. 
Europäischer Sozialfonds+ (ESF+) hunderte Projekte zur Durchsetzung der Europäischen 
Säule Sozialer Rechte (ESSR) mit 60 Mio. EUR gefördert. Wir setzen uns für intensive 
Bemühungen bei Erarbeitung und Beantragung weiterer EU-Zuschüsse für Projekte in den 
Bereichen Weiterbildung, allgemeine und berufliche Bildung, bezahlbarer Wohnraum, 
Integration, Kultur und Kinderrechte durch den nächsten EU-Haushalt ein.

Global Village in Bremen umsetzen:7. 
 Als Linke setzen wir uns dafür ein, die 

 48

 49

 50

 51

 52

Realisierung des bereits im aktuellen Koalitionsvertrag (2023) erwähnten 
Projektes eines Global Village proaktiv zu fördern. Ziel ist es, in Bremen 
einen zivilgesellschaftlichen Ort zum Arbeiten, zum Vernetzen und zur 
Fortbildung zu schaffen - auch als integraler Bestandteil einer diversen und 
weltoffenen Quartiersentwicklung.

Begründung

Da das Tätigkeitsfeld des Bremer Senats zur EU bisher nicht vorkommt im Wahlprogramm, ist der 
Ort in 4.9 zwar nicht optimal, der Hinweis auf die bisherige Bedeutung und eine zukünftige 
Aufgabe wäre aber damit wenigstens im Wahlprogramm enthalten.
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Antrag  L 87: Änderungsantrag zu L 04-16
Änderungsantrag zu L 04-16

Antragsteller/in: LAG Internationalismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 3 - 11

 2 Friedenssicherung ist eines der wichtigsten Ziele für eine demokratische und humane 

 3 Gesellschaft. Wir sind entsetzt und besorgt darüber, dass Krieg von verschiedenen 
 4 Staaten als vermeintlich legitimes Mittel, eigene Interessen durchzusetzen, 
 5 angesehen und eingesetzt wird. Die geopolitische Unsicherheit darf nicht zu einer 
 6 weiteren Normalisierung von Krieg führen. Das Völkerrecht und die UN-Charta müssen 
 7 stattdessen der Maßstab sein und bleiben. Staaten haben ein Recht auf 
 8 Selbstverteidigung, aber Angriffskriege, unverhältnismäßige Kriegsführung, 
 9 Kriegsverbrechen, auch die einseitige Androhung von Gewalt sind ein Bruch des 
 10 Völkerrechts sind niemals zu rechtfertigen, egal, um welchen Staat es sich handelt. . 

"Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges 
vorzubereiten" (Art. 26 Grundgesetz) stellt das Völkerstrafgesetzbuch unter Strafe (§13). Schon 
die Aufstachelung zu solchen Handlungen wird mit Freiheitsentzug von bis zu 5 Jahren 
bestraft (§ 80a Strafgesetzbuch).

Begründung

Das Verbot eines Angriffskrieges ist bereits im Grundgesetz weitgehender verankert und klarer 
formuliert als im vorliegenden Absatz des Leitantrages.
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Antrag  L 88: Änderungsantrag zu L 04-16
Änderungsantrag zu L 04-16

Antragsteller/in: LAG Internationalismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 12 - 21

 12 Verteidigungsfähigkeit muss in einer Weise organisiert werden, die möglichst 
 13 defensiv ausgerichtet ist, die Gesellschaft nicht militarisiert, und die anderen 
 14 gesellschaftlichen Aufgaben und Ziele nicht untergräbt. Den aktuellen 
 15 Aufrüstungskurs der Bundesregierung lehnen wir ab. Die Einseitigkeit ist mit Händen 
 16 zu greifen. Es ist absurd, wenn das Geld, um Brücken und Häfen zu sanieren oder den 
 17 Zivil- und Katastrophenschutz zu stärken, nur zur Verfügung steht, wenn und weil 
 18 damit auch ein militärischer Nutzen verbunden ist. Das macht diese Investitionen 
 19 nicht falsch, aber dass einseitig Rüstungsausgaben vom Diktat der Schuldenbremse 
 20 befreit wurden und nicht etwa Zukunftsinvestitionen in Bildung, Klimaschutz und 
 21 technologische Souveränität, ist grundfalsch.

Verteidigungsfähigkeit muss in einer Weise organisiert werden, die sich am Primat des 
grundgesetzlichen Verbots der Vorbereitung und Führung eines Angriffskrieges orientiert.

Begründung

Verteidigung ist zulässig und notwendig. Das Verbot eines Angriffskrieges ist bereits im 
Grundgesetz weitgehender verankert und klarer formuliert als im vorliegenden Absatz des 
Leitantrages.
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Antrag  L 89: Änderungsantrag zu L 04-16
Änderungsantrag zu L 04-16

Antragsteller/in: LAG Internationalismus
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 51 - 62

 51 Auf Bundesebene setzen wir dafür ein, dass die Wehrpflicht nicht wieder eingeführt 
 52 wird. Eine demokratische Armee beruht auf Freiwilligkeit, Parlamentsvorhalt und 
 53 innerer Demokratisierung. Wir setzen uns ein für die Abschaffung der Schuldenbremse 
 54 und für eine gleichberechtigte Berücksichtigung von Ausgaben für Bildung, 
 55 Sozialstaat und öffentlichen Reproduktionssektor. Wir fordern von der 
 56 Bundesregierung die Einführung einer Übergewinnsteuer für Unternehmen der 
 57 Sicherheits- und Verteidigungsindustrie, eine bessere Kontrolle durch staatliche 
 58 Beteiligung an den großen Rüstungskonzernen, den Ausbau der Mitbestimmung gerade in 
 59 diesem Sektor und eine enge haushalterische Kontrolle der Beschaffung bei der 
 60 Bundeswehr, um zu vermeiden, dass zu überhöhten Preisen eingekauft wird. Wir wollen 
 61 keine EU-Armee, aber mehr europäische Kooperation bei Produktion und Beschaffung 
 62 statt teure nationale Alleingänge.

Auf Bundesebene setzen wir dafür ein, dass die Wehrpflicht nicht wieder eingeführt wird. Eine 
demokratische Armee beruht auf Freiwilligkeit, Parlamentsvorhalt und innerer 
Demokratisierung. Wir setzen uns ein für die Abschaffung der Schuldenbremse und für eine 
gleichberechtigte Berücksichtigung von Ausgaben für Bildung, Sozialstaat und öffentlichen 
Reproduktionssektor. Wir fordern von der Bundesregierung die Einführung einer 
Übergewinnsteuer für Unternehmen der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie, eine 
bessere Kontrolle sowohl durch staatliche Beteiligungen an den großen Rüstungskonzernen 
als auch deren Verstaatlichung wo dies möglich ist, den Ausbau der Mitbestimmung gerade in 
diesem Sektor und eine enge haushalterische Kontrolle der Beschaffung bei der Bundeswehr, 
um zu vermeiden, dass zu überhöhten Preisen eingekauft wird. Wir wollen mehr europäische 
Kooperation bei Produktion und Beschaffung statt teure nationale Alleingänge.

Begründung

Erstens: Die Forderung nach einer Verstaatlichung der Rüstungsindustrie ist Beschlusslage in 
unserem Landesverband und sollte auch ins Wahlprogramm Eingang finden.

Zweitens: Zur Frage nach einer EU-Armee hat in unserem Landesverband noch keine wirkliche 
Debatte stattgefunden, so dass ein Beschluss dazu zu diesem Zeitpunkt ziemlich übers Knie 
gebrochen erscheint. Zudem ist es nicht sinnvoll, in unserem Landtagswahlprogramm zur Frage 
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einer EU-Armee etwas zu schreiben, da dieser Gegenstand jenseits der Zuständigkeit der 
Bundesländer und des Bundesrates liegt.
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Antrag  L 90: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 3

 2 Wir wollen ein Land und zwei Städte, in denen man sich das Leben leisten kann. In 

 3 denen Schule, Bus, Ärztin und Beratungsstelle da sind, wenn man sie braucht. In denen die 
Menschen vor Hitze und Starkregen geschützt werden. Und in 

 4 denen niemand dafür kämpfen muss, dass er oder sie dazugehört. Dafür treten wir 
 5 2027 an.

Zeile 7

 6 Derzeit läuft die Entwicklung in die andere Richtung. Seit Jahren folgt eine Krise 

 7 auf die nächste: Pandemie, Energiepreise, Klimakrise, Krieg in Europa, Inflation. Wer das 
 8 aushält, hat den Eindruck, dass Politik nur noch verwaltet, was gerade eben noch 
 9 geht. Verändert hat sich aber vor allem eines: Aus dem Ausnahmezustand ist ein 
 10 Dauerzustand geworden, und der Dauerzustand wird inzwischen als Begründung benutzt. 
 11 Dafür, dass wir uns den Sozialstaat nicht mehr leisten können. Dass Gleichstellung 
 12 ein Luxusthema sei. Dass Klimaschutz warten muss. Dass für Aufrüstung Milliarden da 
 13 sind und für Kitas, Krankenhäuser und Quartierszentren nicht.

Zeile 25

 23 Wer zur Miete wohnt, weiß, dass die nächste Erhöhung kommt, nur nicht wann. Wer 
 24 Angehörige pflegt, tut das meistens allein und bezahlt es später mit der eigenen 

 25 Rente. Wer zwei Jobs hat, hat deshalb noch keine Sicherheit. Und während steigende 
Energiepreise alle treffen, fällt der Bundesregierung gerade mal ein Tankrabatt ein - als gäbe 
es soziale Gerechtigkeit nur an der Zapfsäule.

Zeile 76

 67 Was in diesen Jahren an konkreter Verbesserung durchgesetzt wurde, wäre ohne uns 
 68 nicht durchgesetzt worden. Der Landesmindestlohn liegt seit April 2026 bei 14,87 
 69 Euro und steigt zum 1. Januar 2027 auf 15,17 Euro, weil wir ihn dauerhaft an den 
 70 Tarif des öffentlichen Dienstes gekoppelt haben. Bremen ist das einzige Bundesland 
 71 mit einem gesetzlichen Ausbildungsfonds: Seit Januar 2025 zahlen alle größeren 
 72 Betriebe eine Umlage ein, ausbildende Betriebe erhalten 2.250 Euro pro 
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 73 Auszubildenden zurück, im ersten Jahr rund 27 Millionen Euro - finanziert von der 
 74 Wirtschaft, nicht aus dem Haushalt. Dazu kommen Housing First, eine zentrale 
 75 Landes-Antidiskriminierungsstelle, eine unabhängige Polizei- und 

 76 Feuerwehrbeauftragte, Balkonsolaranlagen für Haushalte mit geringem Einkommen und ein 
beaufsichtigter Drogenkonsumraum. Nichts davon ist von 

 77 allein gekommen, und jedes Einzelne davon war umstritten.

Begründung

Die Partei hat sich bei den letzten Parteitagen mehrfach zur Notwendigkeit einer sozial-
ökologischen Transformation bekannt. Da Wahlprogramme entweder von vorne nach hinten oder 
aber nach thematischen Interessen gelesen werden, sollten gerade am Anfang - und überall dort, 
wo es passt - sozial-ökologische "Marker" gesetzt werden. Denn ihr Fehlen würde von vielen jener 
als störend empfunden werden, die die Klimakrise für relevant erachten, was im Falle der Linken 
laut Umfragen bis zu 87 Prozent ihrer Wähler:innen sind. Entsprechend dienen die hier 
vorgenommenen Veränderungen dem Zweck, für eine gleichmäßige Sichtbarkeit sozial-
ökologischer Programmatik zu sorgen.
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Antrag  L 91: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 78 - 87

 78 Eine Lehre aus diesen Jahren ist unbequem. Im Juni 2025 hat ArcelorMittal die 
 79 Dekarbonisierungden Strukturwandel des Bremer Stahlwerks hin zu grünem, weitgehend CO2-

freiem Stahl abgesagt (Stichwort: Dekarbonisierung) und rund 840 Millionen Euro an 
 80 bereits zugesagter Förderung von Land und Bund einfach nicht abgerufen. Ein 
 81 Konzernvorstand hat damit über die industrielle Zukunft Bremens entschieden, und 
 82 die Öffentlichkeit, die zahlen sollte, hatte nichts zu melden. Der klimagerechte Umbau der 
 83 Industrie ist aber nötig und wir wollen ihn. Aber er darf nicht davon abhängen, ob ein 
 84 Konzern ihn gerade für lohnend hält, und er darf nicht von den Beschäftigten 
 85 bezahlt werden. Daraus folgt für uns: Wo öffentliches Geld fließt, muss 
 86 öffentliches Eigentum entstehen und demokratisch mitentschieden werden. Sonst 
 87 erleben wir dasselbe noch einmal - bei derob bei Energieversorgung, bei der oder Wärme. 
 88 Rekommunalisierung ist für uns deshalb keine Ideologie, sondern die praktische 
 89 Konsequenz.

Begründung

Die Stahlwerke sind unter Klimagesichtspunkten eine der wichtigsten "Baustellen" Bremens. 
Umso wichtiger ist, dass unsere Aussagen hier ohne weitere Vorwissen verstanden werden. Genau 
dies ist aber beim Begriff der Dekarbonisierung (noch) nicht der Fall. Entsprechend haben wir den 
Absatz Richtung Barrierefreiheit ganz leicht umgearbeitet. Und das gilt auch für die redaktionelle 
Verbesserung am Ende - einfach, weil der Halbsatz mit Energieversorung und Wärme etwas arg 
abgehackt wirkt.  
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Antrag  L 92: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 14

 9 Wohnen ist keine Ware. Die Mieten müssen runter. Wir wollen ein Landesamt für 
 10 Mieterschutz, das Mietwucher verfolgt, Verfall und Leerstand bekämpft und 
 11 Ferienwohnungen wirksam reguliert. Problemimmobilien gehören nicht in die Hände von 
 12 Spekulanten, sondern vergesellschaftet. Wir wollen einen öffentlichen Ankauffonds, 
 13 ein kommunales Bauprogramm und Wohnraum für Studierende, der nicht das halbe BAföG 

 14 kostet. Wir bringen die Wärmewende voran, damit Heizen nicht zur Kostenfalle für 
Mieter*innen wird.

Begründung

Schon heute steigt die Warmmiete stärker als die Kaltmiete. Im Land Bremen heizen fast 80% der 
Haushalte weiter mit Erdgas und Erdöl. Die Preise für beides sind in den letzten Jahren massiv 
gestiegen und sie werden mit zunehmender CO2-Bepreisung noch stärker steigen. Eine 
Mietenpolitik, die die Warmmiete vernachlässigt und den Heizungstausch aus (kurzfristigen) 
Kostengründen auf die lange Bank schiebt, reicht nicht aus, sondern treibt Mieter:innen in die 
Energiearmut.
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Antrag  L 93: Änderungsantrag zu L 01-01
Änderungsantrag zu L 01-01

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 30

 19 Weil alle auf eine angemessene Wohnung angewiesen sind, die sicher und bezahlbar 
 20 ist, lässt sich mit Wohnungen viel Geld machen. Wohnen ist zum Bestandteil einer 
 21 sogenannten „Rentenökonomie“ geworden: Wer knappe Güter kontrolliert, kann 
 22 überhöhte Profite machen. Die Kosten für Wohnen steigen schneller als die 
 23 Einkommensentwicklung. Die Folge: Wohnen macht nicht sicher, sondern Wohnen macht 

viele arm. Und einige reich: In Bremen etwa sind die Angebotsmieten in den letzten 
 25 zehn Jahren um 46 Prozent erhöht worden, das haben Anfragen der Linken ergeben. 
 26 Wohnkonzerne schütten einen erheblichen Teil der Mieteinnahmen an die 
 27 Aktionär*innen aus. Jede*r Vonovia-Mieter*in zahlt im Durchschnitt Monat für Monat 
 28 166 Euro an Dividenden - Geld, das für die Instandhaltung von guten Wohnbedingungen 
 29 fehlt. Um die Mieter*innen kümmern sich die Wohnkonzerne wenig. Falsche 

 30 Nebenkostenabrechnungen, kaputte Aufzüge, marode Gebäude sind an der Tagesordnung.

Dazu kommt, dass viele Wohnungskonzerne, aber auch kleinere Vermieter*innen, die 
dringend nötige Wärmewende verschleppen. Heizungstausch und Wärmedämmung sind 
längst nicht mehr nur ein Nice to have für Umwelt und Klima, sondern sie sparen bares Geld. 
Seit Jahren schon steigen die Warmmieten stärker als die Kaltmieten. Mieter*innen können an 
ihrer Heizung nichts ändern, zahlen aber die immer weiter steigenden Kosten für Erdgas und 
Co. Zum Recht auf Wohnen gehört daher auch ein Recht auf fossilfreies Heizen. Wir schaffen 
Anreize für einen Umstieg auf fossilfreie Heizsysteme und machen Vermieter*innen klare 
Vorgaben.

Begründung

Schon heute steigt die Warmmiete stärker als die Kaltmiete. Im Land Bremen heizen fast 80% der 
Haushalte weiter mit Erdgas und Erdöl. Die Preise für beides sind in den letzten Jahren massiv 
gestiegen und sie werden mit zunehmender CO2-Bepreisung noch stärker steigen. Eine 
Mietenpolitik, die die Warmmiete vernachlässigt und den Heizungstausch aus (kurzfristigen) 
Kostengründen auf die lange Bank schiebt, reicht nicht aus, sondern treibt Mieter:innen in die 
Energiearmut.
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Antrag  L 95: Änderungsantrag zu L 01-03
Änderungsantrag zu L 01-03

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 11

 9 Auf Bundesebene setzen wir uns für die Abschaffung der Modernisierungsumlage sowie 
 10 für ein tragfähiges Konzept zur Warmmietenneutralität ein. Energetische Sanierung 

 11 im Bestand ist dringend nötig, um den Gebäudesektor klimaneutral aufzustellen und , 
Mieter*innen vor steigenden Preisen für fossile Energien zu schützen und 

 12 den notwendigen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Sie darf aber nicht zur 
 13 Steigerung der Miete über die Einsparungen bei der Warmmiete hinaus gehen und 
 14 zulasten derjenigen saniert wird, die den geringsten Puffer und die wenigsten 
 15 Ressourcen haben: Mieter*innen und Menschen und Familien mit mittleren oder 
 16 niedrigen Einkommen sowie Leistungsbeziehende. Die Modernisierungsförderung des 
 17 Landes ist gut, wird aber noch viel zu wenig in Anspruch genommen. Hier wollen wir 
 18 nachsteuern.

Begründung

 Es geht bei der energetischen Sanierung nicht nur um Klimaschutz - sondern auch darum, 
Mieter*innen aus der Abhängigkeit von fossilen Energie(preise)n herauszubekommen.
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Antrag  L 94: Änderungsantrag zu L 01-02
Änderungsantrag zu L 01-02

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 18 - 19

 12 Wir wollen diese Bestände zurückholen. Viele dieser Immobilien werden immer wieder 
 13 mal zum Verkauf angeboten. Der Ankauf durch die Gewoba gestaltet sich häufig 
 14 schwierig, weil die Gewoba mit einem hohen Sanierungsanspruch an ihre Bestände 
 15 herangeht und daher beim Kaufpreis nur mit hohen öffentlichen Zuschüssen mitbieten 
 16 kann. Wir werden deshalb eine zusätzliche öffentliche Ankaufsgesellschaft schaffen 
 17 und mit Anfangskapital ausstatten. Sie soll sich auf den Ankauf von Beständen im 

 18 niedrigpreisigen Segment konzentrieren, diese auf einen einfachen, aber nachhaltigen
 Grundstandard 

 19 bringen (die Aufzüge fahren, es ist jemand 24/7 erreichbar, Heizungstausch und notwendige 
Dämmmaßnahmen werden durchgeführt, damit die Mieter*innen nicht von Preisen für fossile 
Energien abhängig sind, nötige Reparaturen 

 20 werden zügig ausgeführt, der Müll wird weggeschafft usw.), aber 
 21 darüberhinausgehende Sanierungen nur langsam angehen. Dadurch bleiben auch die 
 22 Mieten niedrig.

Begründung

Schon heute steigt die Warmmiete stärker als die Kaltmiete. Im Land Bremen heizen fast 80% der 
Haushalte weiter mit Erdgas und Erdöl. Die Preise für beides sind in den letzten Jahren massiv 
gestiegen und sie werden mit zunehmender CO2-Bepreisung noch stärker steigen. Eine 
Mietenpolitik, die die Warmmiete vernachlässigt und den Heizungstausch aus (kurzfristigen) 
Kostengründen auf die lange Bank schiebt, reicht nicht aus. Was bei dem Vorschlag hier am Ende 
herauskommen wird, ist Energiearmut in staatlicher Verwaltung: Die Leute wohnen in billigen, 
ollen Wohnungen, die sie aber nicht mehr warm kriegen, weil sie sich die Gasrechnung nicht mehr 
leisten können. 
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Antrag  L 96: Änderungsantrag zu L 02-01
Änderungsantrag zu L 02-01

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 13

 11 Mit Nachbarschaftspolitik und sozialer Infrastruktur meinen wir: Häuser der 
 12 Familie, Mehrgenerationenhäuser, Spielhäuser, Nachbarschaftscafés, 

 13 Dienstleistungszentren, Bürgerhäuser, Jugendeinrichtungen, Upcycling- und Repair-Cafés, 
 14 Sozialkaufhäuser, Senioren- Mittagstische, Beratungsangeboten für Geflüchtete, 
 15 Sozialberatung, Quartiersmanagement und vieles mehr. Diese Orte sind Orte der 
 16 Gemeinschaft und der Solidarität: Sie werden von Menschen verschiedenster Herkunft 
 17 mit unterschiedlichsten Anliegen genutzt, es kommen Jung und Alt zusammen, es 
 18 begegnen sich Menschen mit und ohne Behinderung, es kann gemeinsam gegessen, 
 19 gekocht, gespielt, gegärtnert, genäht, gemalt werden, es findet Betreuung, 
 20 Förderung und Beratung statt oder es gibt Gesundheitsangebote.

Begründung

Repair-Cafés erfüllen eine wichtige Aufgabe, besonders für einkommensschwache Menschen. 
Entsprechende Angebote, die von Ehrenamtlichen mit viel Engagement getragen werden, finden 
sich in vielen Stadtteilen. Sie brauchen eine verlässliche Förderung und dürfen nicht weiter von 
kurzfristigen Projektgeldern abhängig sein.
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Antrag  L 97: Änderungsantrag zu L 02-01
Änderungsantrag zu L 02-01

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 65

 58 Jeder Stadtteil ist anders, und jedes Angebot hat seine Geschichte und ist 
 59 gewachsen. Trotzdem gibt es ein paar Standards, die wir in jedem Stadtteil erfüllt 
 60 sehen wollen: Wohnortnahe Gesundheitsangebote (einschließlich Pflege, psychischer 
 61 Gesundheit und Frauengesundheit); Rechtsberatung (für Mieter*innen, beim 
 62 Verbraucher*innenschutz und für spezifische Gruppen); Begegnung und Gestaltung 
 63 (Treffpunkte, Begegnungsorte, Räumlichkeiten für selbstorganisierte Projekte); 
 64 Alltagsversorgung (Nachbarschaftscafés mit günstigem Mittagstisch, 

 65 Sozialkaufhäuser, Repair-Cafés, kleinere Einkaufsmöglichkeiten). Wir werden ein 
entsprechendes 

 66 Mapping durchführen, um zu identifizieren, was dringend erhalten werden muss und 
 67 was fehlt. Wir knüpfen damit an die internationale Debatte um „caring cities“ an, 
 68 die auf solche planvollen Entwicklungen orientiert.

Begründung

Repair-Cafés erfüllen eine wichtige Aufgabe, besonders für einkommensschwache Menschen. 
Entsprechende Angebote, die von Ehrenamtlichen mit viel Engagement getragen werden, finden 
sich in vielen Stadtteilen. Sie brauchen eine verlässliche Förderung und dürfen nicht weiter von 
kurzfristigen Projektgeldern abhängig sein.
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Antrag  L 98: Änderungsantrag zu L 02-09
Änderungsantrag zu L 02-09

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 57

 57 Gleichzeitig müssen Alternativen wie Car-Sharingmit E-Autos und mehr Abstellflächen für 
 58 Fahrräder und E-Scooter ausgebaut werden.

Begründung

Richtiger Hinweis von BEGeno.
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Antrag  L 99: Änderungsantrag zu L 02-10
Änderungsantrag zu L 02-10

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 8

 2 Alle Menschen haben unabhängig von ihrem Einkommen ein Recht auf eine gesunde 
 3 Umwelt. Wir machen aus Bremen und Bremerhaven Schwammstädte, die den 
 4 Herausforderungen des 21. Jahrhunderts wortwörtlich „gewachsen“ sind: Regenwasser 
 5 muss gehalten werden, statt es einfach nur der Kanalisation zuzuführen. Wir wollen 
 6 Entsiegelung, Dach- und Fassadenbegrünung, mehr Stadtbäume und Alleen, deutlich 
 7 mehr öffentliche Trinkbrunnen und kühle, frei zugängliche Orte - zuerst in den 

 8 heißesten und ärmsten Quartieren. (Querverweis zum Hitzeaktionsplan im Kapitel 
Wohnungslosigkeit)

Begründung

In dem Kapitel fehlt mir der konkrete Bezug zum Hitzeaktionsplan, der nur im Kapitel 
Wohnungslosigkeit vorkommt. Deshalb hier ein Querverweis.

Der Hitzeaktionsplan allein schützt noch niemanden, solange seine Maßnahmen nicht konsequent 
umgesetzt werden. Verbindliche Zeitpläne und regelmäßige öffentliche Berichte schaffen 
Transparenz, machen Verzögerungen sichtbar und ermöglichen eine gezielte Nachsteuerung. 
Gerade sozial benachteiligte Menschen sind besonders auf öffentliche Hitzeschutzmaßnahmen 
angewiesen.
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Antrag  L 100: Änderungsantrag zu L 02-10
Änderungsantrag zu L 02-10

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 21

 18 In einem städtischen Grünplan wollen wir Flächen für aktive Erholung und naturnahe 
 19 Biotope weiterentwickeln, auch um mikroklimatisch wichtige Gebiete zu fördern und 
 20 Wasser am Boden zu binden. Dies ist zentral vor dem Hintergrund längeranhaltender 

 21 Wetterlagen durch den Klimawandel mit langen Dürre- und Regenperioden.

Das beschlossene Handlungskonzept Stadtbäume soll konsequent umgesetzt und dauerhaft 
finanziert werden. Neben klimaresilienten Neupflanzungen muss insbesondere der Erhalt 
alter Stadtbäume gesichert werden. Dafür wollen wir, wo möglich, Baumstandorte entsiegeln 
und ausreichend große, wasserdurchlässige Baumscheiben schaffen, damit die Bäume auch 
bei zunehmender Hitze und Trockenheit langfristig erhalten bleiben.

Begründung

Gerade alte Stadtbäume leisten durch ihre großen Kronen einen wichtigen Beitrag zur Kühlung der 
Stadt. Neupflanzungen allein können diese Funktion kurzfristig nicht ersetzen. Damit bestehende 
Bäume zunehmende Hitze und Trockenheit überstehen, müssen ihre Standorte verbessert und die 
dafür notwendigen Mittel dauerhaft gesichert werden.

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

47 / 255



Antrag  L 101: Änderungsantrag zu L 02-10
Änderungsantrag zu L 02-10

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 37

 32 Besonders in dicht bebauten Stadtteilen mit wenig öffentlichem Grün wollen wir 
 33 Flächen entsiegeln, Brachen aufwerten und neue Grünflächen schaffen. Entsiegelung 

sowie Dach- und Fassadenbegrünung dienen dabei nicht nur der Klimaanpassung. Sie 
 35 schaffen zusätzliche Lebensräume für Insekten, Vögel und andere Tiere und stärken 
 36 so gleichzeitig die biologische Vielfalt. Maßnahmen der Schwammstadt und des 

 37 Naturschutzes müssen deshalb konsequent gemeinsam geplant werden. Dazu gehören 
verbindliche Grünordnungspläne für Bauvorhaben sowie einheitliche 
Schwammstadtstandards in den Leistungsbeschreibungen des Amts für Straßen und Verkehr.

Begründung

Das Schwammstadtprinzip ist in Bremen bereits politisches Ziel, aber noch nicht durch 
verbindliche Standards abgesichert. Einheitliche Vorgaben für Bauvorhaben und 
Straßenbaumaßnahmen verhindern, dass Entsiegelung, Begrünung und Regenwasserrückhalt 
weiterhin von Einzelentscheidungen abhängen.
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Antrag  L 102: Änderungsantrag zu L 02-10
Änderungsantrag zu L 02-10

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 70

 63 Der weitgehend geschlossene Grüngürtel um Bremen muss dauerhaft erhalten und seine 
 64 Funktionen für Klimaschutz, Wasserhaushalt und Hochwasserrückhalt dauerhaft 
 65 gesichert werden. Wir stellen uns weiteren Baugebieten im Bremer Umland und an den 
 66 Verbindungen nach Niedersachsen entgegen. Das Bauen auf der grünen Wiese muss der 
 67 Vergangenheit angehören - es darf zu keiner innerstädtischen Nettoversiegelung mehr 
 68 kommen. Das heißt für uns eine konsequente Innenentwicklung statt Außenerschließung 
 69 mit Aufwertung bestehender Gewerbeflächen und effizienter Nutzung bereits 

 70 versiegelter Standorte. Größere bestehende Parkplätze sollen auf eine Umnutzung für 
Wohnungsbau, Gewerbe oder Grünflächen geprüft werden. Bestehende Parkplätzen wollen 
wir klimagerecht umgestalten: Wir fordern Solarüberdachungen sowie wasserdurchlässige 
Beläge, Begrünung und Ladeinfrastruktur. Wir setzen auf den Erhalt von Grünflächen statt 
ihrer 

 71 Bebauung, um kurzsichtigen Einzelinteressen eine langfristige und nachhaltige 
 72 Vision einer klimagerechten Stadt entgegenzusetzen.

Begründung

Große Parkplätze beanspruchen wertvolle, häufig vollständig versiegelte Flächen und verstärken 
die sommerliche Hitzebelastung und die winterliche Überschwemmungsgefahr. Ihre Umnutzung 
kann Flächen für Wohnraum, Gewerbe und Grün schaffen. Wo Parkplätze weiterhin benötigt 
werden, können Solarüberdachungen, Begrünung und wasserdurchlässige Beläge Klimaschutz und 
Klimaanpassung verbinden.
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Antrag  L 103: Änderungsantrag zu L 04-01
Änderungsantrag zu L 04-01

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 29

 20 Aber wir haben auch harte Grenzen erfahren müssen. Trotz der Bereitstellung von 
 21 mehr als einer Milliarde Euro an Fördergeldern (darunter 250 Millionen Euro an 
 22 Landesmitteln) hat ArcelorMittal sich gegen die Anschaffung einer 
 23 wasserstoffbetriebenen Direktreduktionsanlage entschieden, mit der CO2-neutraler 
 24 "grüner Stahl" hergestellt werden kann. Das gefährdet die Zukunft der 
 25 Primärstahlerzeugung in Bremen und die damit verbundenen Arbeitsplätze. Die 
 26 Beschäftigten und die Werksleitung waren für den Umbau - aber die Konzernleitung 
 27 hat den Prozess abgebrochen. Das ist ein Beispiel, wo kurzsichtiges Profitinteresse 
 28 auf Kosten von Zukunftsorientierung und Beschäftigungssicherung geht. Kapitalismus 

 29 nervt, weil sich Eigentum immer wieder gegen Demokratie durchsetzen kann.Ein weiter so 
gefährden Beschäftigung undKlimaschutz, macht Belegschaften anfällig für rechte 
Demagogen .

Begründung

Selbsterklärend
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Antrag  L 104: Änderungsantrag zu L 04-01
Änderungsantrag zu L 04-01

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 74 - 79

 74 Wir unterstützen die Forderungen des Stahlwerks nach einer fairen Importpolitik der 
 75 EU und nach der Einführung Grüner Leitmärkte. ArcelorMittal ist im Gegenzug 
 76 gefordert, mindestens einen Elektrolichtbogenofen in Bremen zu bauen. Wir sehen 
 77 zudem Potenzial in der Direktreduktion. Wir wollen, dass dieses Verfahren auch für 
 78 das Bremer Stahlwerk geprüft wird und werden entsprechende Forschungsvorhaben 
 79 unterstützen.

Die Stahlproduktion ist eine wichtige Säule in der industriellen Produktion und sichert vielen 
Menschen in Bremen ein Auskommen. Gleichzeitig ist die Stahlproduktion der größte CO2 
Erzeuger in der Stadt. Die Dekarbonisierung ist zum Schutze der Beschäftigung und des 
Klimas alternativlos. Beschäftigung und Klimaschutz dürfen nicht gegeneinander ausgespielt 
werden. Wir unterstützen die Forderungen des Stahlwerks nach einer fairen Importpolitik der 
EU und nach der Einführung Grüner Leitmärkte. ArcelorMittal ist im Gegenzug gefordert 
ernsthaft eine Strategie zur Dekarbonisierung zu entwickeln (z. B.  mindestens einen 
Elektrolichtbogenofen in Bremen zu bauen).

 80

Begründung

1. Die Einfügung am Anfang ist selbsterklärend

2. Der Satz „sehen Potential … Direktreduktion“ soll gestrichen werden, weil wir das für Bremen/
Europa tatsächlich nicht sehen, und weil ArcelorMittal es ja auch schon definitiv für Bremen 
abgelehnt hat
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Antrag  L 105: Änderungsantrag zu L 04-02
Änderungsantrag zu L 04-02

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 13 - 15

 13 Der Flughafen ist für Bremen unverzichtbar. Der in der letzten Legislatur begonnene 
 14 Sanierungsprozess BRE:start wird daher konsequent fortgesetzt, um die 
 15 Leistungsfähigkeit des Bremer Flughafens zu erhalten und langfristig abzusichern.

Der Flughafen ist für Bremen aus industriestrategischen (Standort)Gründen unverzichtbar – 
auch wenn sich die Linke angesichts der Klimakrise für eine weitgehende Verlagerung 
innerdeutscher Flüge auf die Schiene, für eine deutliche Reduzierung des Flugverkehrs 
insgesamt und für ein Verbot von Privatjets ausspricht. Der in der letzten Legislatur 
begonnene Sanierungsprozess BRE:start wird daher konsequent fortgesetzt, um die 
Leistungsfähigkeit des Bremer Flughafens zu erhalten und langfristig abzusichern.

Begründung

Die erregten öffentlichen Debatten nach der (vorübergehenden) Beendigung der Lufthansa-
Verbindung Bremen-Frankfurt sowie dem angekündigten Rückzug von Ryanair vom Flughafen 
Bremen haben gezeigt, dass sich die LINKE eine unnötige offene Flanke erlauben würde, wenn sie 
den Flughafen in Bremen achselzuckend der brutalen Standortkonkurrenz überlassen würde. 
Umgekehrt sollten wir als Partei nicht unsere zuletzt bei den Bundestagswahlen vertretenen 
Grundpositionen zum Flugverkehr stillschweigend aufgeben, denn das würde uns ebenfalls 
Glaubwürdigkeit kosten. Insofern schlagen wir an diesem Punkt eine Quadratur des Kreises vor: 
Wir erkennen an, dass der Flughafen unter den gegebenen Bedingungen ein wichtiger 
Standortfaktor ist, machen aber auch deutlich, wohin wir mittel- bis langfristig wollen.
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Antrag  L 106: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 2 - 12

 2 Die Weltgesellschaft hat sich mit dem Pariser Klimaabkommen das Ziel gesetzt, den 
 3 Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf „deutlich unter 2 Grad“ zu 
 4 begrenzen. Das ist nur erreichbar, wenn alle Länder zwischen 2040 und 2080 
 5 klimaneutral werden, d.h. kein CO2 mehr in die Atmosphäre freisetzen. Da das große 
 6 Anstrengungen und Investitionen erfordert, müssen die reicheren Länder dabei 

vorangehen. Bislang sind die globalen CO2-Emissionen immer weiter gestiegen; 
 8 vermutlich stehen wir aber kurz davor, dass der Höhepunkt überschritten ist. Das 
 9 liegt vor allem daran, dass China, der größte CO2-Emittent weltweit, wahrscheinlich 
 10 gerade den Punkt erreicht hat, wo auch dort die Emissionen sinken statt zu steigen. 
 11 Die EU hat sich auf das Ziel verpflichtet, bis 2050 klimaneutral zu werden. 
 12 Deutschland hat das Ziel 2045 erklärt.

Die Weltgesellschaft hat sich mit dem Pariser Klimaabkommen das Ziel gesetzt, den Anstieg 
der globalen Durchschnittstemperatur „möglichst auf 1,5 Grad Celsius, auf jeden Fall aber

 deutlich unter 2 Grad“ zu begrenzen. Das ist nur erreichbar, wenn alle Länder zwischen 2040 
und 2080 klimaneutral werden, was beinhaltet, keine Treibhausgase mehr in die Atmosphäre 
freizusetzen und Treibhauskonzentrationen der Atmosphäre durch Negativemissionen weiter 
zu senken. Reichere Länder tragen nicht nur eine historische Verantwortung für die 
Klimakrise, sondern verursachen auch heute noch den Großteil der globalen fossilen CO2-
Emissionen und müssen bei den Investitionen und Anstrengungen zur Klimaneutralität 
vorangehen.China, wo die Emissionen in den letzten zwei Jahren dank des massiven Ausbaus 
erneuerbarer Energien nicht mehr gestiegen sind, nennt das Zieljahr 2060 um klimaneutral zu 
werden. Die EU hat sich auf das Ziel verpflichtet, bis 2050 klimaneutral zu werden. 
Deutschland hat das Ziel 2045 erklärt.

Begründung

Änderungsantrag der LAG Umwelt & Klima

[1] United Nations Environment Programme (2026). Executive summary. In Emissions Gap Report 
2026: The point of return– Urgent emissions cuts needed to come back from overshoot of 1.5°C. 
Olhoff, A. (chief ed.), Lamb, W., Kuramochi, T.,Rogelj, J., Pelz, S., Khanna, T., Boehm, S., den Elzen, M., 
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Jeffery, L., Minx, J., Muûls, M., Pachauri, S., Pathak, M., Riahi, K.and Sudharmma Vishwanathan, S. 
(eds). Nairobi. https://doi.org/10.59117/20.500.11822/50038
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Antrag  L 107: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 89 - 104

 89 Die Fastlane „Wirtschaftstransformation“ hängt nicht nur, aber vor allem an der 
 90 Entwicklung des Stahlwerks. Wir halten an der Zielsetzung fest, dass in Bremen 
 91 perspektivisch nur noch grüner Stahl produziert wird. Das wird bedeuten, dass statt 
 92 Primärstahlerzeugung nur noch Sekundärstahl erzeugt wird, indem (anderswo) 
 93 klimaneutral erzeugte Vorprodukte und/oder Stahlschrott in Bremen weiterverarbeitet 
 94 werden. Unser Ziel bleibt die klimaneutrale Stahlerzeugung und -verarbeitung am 
 95 Standort Bremen spätestens ab 2038, etwa über ein strombetriebenes Walzwerk, 
 96 Elektrolichtbogenöfen oder Investitionen in die Zukunftstechnologie Eisenoxid-
 97 Elektrolyse. Wir werden die Bremer Wasserstoffstrategie weiter fortsetzen, 
 98 insbesondere was den Anschluss Bremens und Bremerhavens an das Wasserstoffkernnetz 
 99 angeht, um Betrieben auch jenseits von Arcelor Mittal die Möglichkeit zu geben, 
 100 Produktionsprozesse klimaneutral umzustellen. Wir halten weiter am Ziel der 
 101 Dekarbonisierung der Bremer Häfen fest. Den EnergyPort in Bremerhaven wollen wir 
 102 umweltgerecht umsetzen. Weiter wollen wir zunächst in einem Pilot-Projekt 
 103 Carbonbeton einsetzen, um die Einsparung von CO2 Emissionen in der Bauwirtschaft 
 104 voranzutreiben.

Die Fastlane „Wirtschaftstransformation“ hängt nicht nur, aber vor allem an der Entwicklung 
des Stahlwerks. Wir halten an der Zielsetzung fest, dass in Bremen spätestens ab 2038 nur 
noch grüner Stahlproduziert wird:  Stilllegung der alten Hochöfen, Investition in einen 
Elektrolichtbogenofen und Weiterbetrieb des Walzwerks mit elektrischer Vorwärmung. 

 105

Jedoch sind die Handlungsmöglichkeiten Bremer Landespolitik sehr begrenzt. Arcelor Mittal 
als weltweit agierender Konzern investiert dort, wo die größte Rendite zu erwarten ist, oder 
die attraktivsten Subventionen angeboten werden. Die Rahmenbedingungen für das Bremer 
Stahlwerk werden extern gesetzt: durch den weltweiten Stahlmarkt, die 
Importschutzmaßnahmen auf EU-Ebene und die Bereitschaft auf Bundesebene einen 
subventionierten Industriestrompreis langfristig zu garantieren und grüne Leitmärkte 
auszugestalten. 

Wir müssen uns auch darauf einstellen, dass die wasserstoffbasierte Direktreduktion (DRI) in 
Europa nicht hochlaufen wird. ArcelorMittal Bremen hat die Investition aus wirtschaftlichen 
Gründen und trotz Subventionszusagen abgelehnt. Thyssenkrupp Steel Europe (TKSE) in 
Duisburg plant, eine Anlage mit zwei Milliarden Euro Subventionen zu bauen; diese wird aber 

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

55 / 255



wahrscheinlich nie mit Wasserstoff, sondern mit Erdgas betrieben werden.

 106

Deshalb müssen wir dringend an alternativen, wirklich klimafreundlichen Wegen arbeiten, um 
aus Eisenerz Eisen herzustellen – denn der Bedarf an Stahl bleibt auch in Zukunft 
ungebrochen. Eine vielversprechende Option ist die elektrochemische Direktreduktion von 
Eisenoxid bzw. Eisenerz zu Eisen. An der Uni Bremen (FB Produktionstechnik) forscht das 
Projekt „redoxid“ an einer Variante mit Natronlauge als Elektrolyt bei Temperaturen zwischen 
80 und 120 °C. Dabei wird Eisenoxid als Suspension im Elektrolyten geführt und durch 
Kontakt mit der Kathode direkt zu metallischem Eisen reduziert.

Einen anderen Ansatz verfolgt „Boston Metal“ mit der Schmelzoxidelektrolyse, die Eisen mit 
Strom direkt aus einer 1600 Grad heißen Eisenoxidschmelze herstellt.

 107

Wir fordern stärkere öffentliche Unterstützung für solche Ansätze. Öffentliche Investitionen in 
Forschung und Entwicklung bleiben in der Region – und vielleicht ist das ein weiterer Pfeil im 
Köcher, um die Stahlwerke Bremen zu dekarbonisieren.

Wir fordern:

 108

Technologieoffenheit bei Subventionen! IPCEI-Förderungen und Förderprogramme des 
Bundes/der EU dürfen nicht einseitig auf das Modell „Direktreduktion mit Wasserstoff/
Erdgas“ zugeschnitten sein. Strombasierte Verfahren müssen bei Fördermitteln 
gleichberechtigten Zugang erhalten.

Pilotanlagen nach Bremen holen: Bremen sollte sich aktiv darum bemühen, 
Demonstrationsobjekte und Reallabore für die Niedertemperatur-Elektrolyse (aufbauend 
auf „redoxid“) im industriellen Maßstab nahe den ArcelorMittal-Stahlwerken anzusiedeln.

 Wir werden die Bremer Wasserstoffstrategie weiter fortsetzen, insbesondere was den 
Anschluss Bremens und Bremerhavens an das Wasserstoffkernnetz angeht, um Betrieben 
auch jenseits von Arcelor Mittal die Möglichkeit zu geben, Produktionsprozesse klimaneutral 
umzustellen. Wir halten weiter am Ziel der Dekarbonisierung der Bremer Häfen fest. Den 
EnergyPort in Bremerhaven wollen wir umweltgerecht umsetzen. Weiter wollen wir zunächst 
in einem Pilot-Projekt Carbonbeton einsetzen, um die Einsparung von CO2 Emissionen in der 
Bauwirtschaft voranzutreiben.

Begründung

„Spätestens ab 2038“ ist verbindlicher als „perspektivisch“.1. 

Unsere Einschätzung ist, dass die DRI-Route basierend auf grünem Wasserstoff in Europa nicht 2. 
kommen wird, weil es nicht genügend grünen und bezahlbaren Wasserstoff in Europa geben 
wird. Projekte wie DRI bei TKSE sind Mogelpackungen, die Milliarden an Subventionen binden, 
ohne zu dekarbonisieren – Geld, das dann fehlt, um alternative, wirklich klimafreundliche 
Projekte zu unterstützen.

Deshalb schlagen wir vor, uns auf alternative und wirklich klimafreundliche Verfahren zu 3. 
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konzentrieren.

Dafür braucht es Technologieoffenheit bei Subventionen, und dafür braucht es 4. 
Förderprogramme, die nicht einseitig auf „Direktreduktion mit Wasserstoff/Erdgas“ 
zugeschnitten sind.
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Antrag  L 108: Änderungsantrag zu L 04-07
Änderungsantrag zu L 04-07

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 78 - 81

 78 Wir wollen Energiepreise auch über Genossenschaften senken. Wir werden wir uns über 
 79 eine Bundesratsinitiative für Verbesserungen des „Energy Sharings“ von 
 80 Bürgergesellschaften einsetzen, um diese Modelle für die Bürger*innen attraktiver 
 81 zu machen.

Wir wollen Energiepreise auch über Genossenschaften senken. Wir werden wir uns über eine 
Bundesratsinitiative für Verbesserungen des „Energy Sharings“ von Bürgergesellschaften 
einsetzen, um diese Modelle für die Bürger*innen attraktiver zu machen. Dies ist auch für 
Unternehmen interessant und könnte die Nutzung großer gewerblicher Dachflächen in 
Gewerbegebieten deutlich nach vorn bringen.

Begründung

Ergänzung des letzten Satzes aufgrund der Rückmeldung von energiekonsens
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Antrag  L 109: Änderungsantrag zu L 04-07
Änderungsantrag zu L 04-07

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 76 - 77

 76 Hürden bei der Einrichtung von Mieterstrommodellen und dem Modell der 
Gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung (EnWG §42b) wollen wir abbauen und setzen 

 77 uns dafür auch auf Landes- und Bundesebene ein.

Begründung

Aufgrund der Rückmeldung zu unserem Entwurf von der BEGeno ein wichtiger weitere Punkt mit 
Blick auf die bessere Umsetzung des Solarausbaus insbesonder bei Mehrfamilenhäusern.
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Antrag  L 110: Änderungsantrag zu L 04-14
Änderungsantrag zu L 04-14

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Begründung

Antrag der LAG Umwelt & Klima

Der bestehende Sachkundenachweis erstreckt sich bislang nur auf Hunde. 

Katzen, Kaninchen, Meerschweinchen, Papageien und andere Haustiere leiden oft auch in 
extremer Weise unter falscher Haltung, da grundlegende Kenntnisse fehlen wie das Verbot der 
Einzelhaltung von Sittichen oder Grundbedürfnisse zu Gesellschaft und Auslauffläche bei 
Säugetieren. Oft gibt es moderne Mythen wie dass die Zusammenhaltung von Meerschweinchen 
und Kaninchen für beide Spezies einen adäquaten Ersatz für Gesellschaft darstellte.

Es werden keine zusätzlichen Kontrollen erforderlich. Der Test ist eine sehr niederschwellige 
Maßnahme. Bereits etablierte Mechanismen wie das bei desaströser Tierhaltung einzuschaltende 
Veterinärsamt bleiben davon unberührt. Es entsteht keine Doppelstruktur.
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Antrag  L 111: Änderungsantrag zu L 04-14
Änderungsantrag zu L 04-14

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 21 - 27

 21 Auf Bundesebene setzen wir uns ein für ein Verbot des Internethandels mit Tieren, 
 22 ein Verbot des Imports lebender Wildtiere, für strengere Haltungs- und 
 23 Transportbedingungen sowie für eine Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für 
 24 Heimtiere. Wir wollen ein Verbot von Nutzvieh-Transporten ab einer erwarteten 
 25 Tagestemperatur von 25 °C. Wir setzen uns weiter ein für die Begrenzung der 

Konzernmacht großer Schlachthof-, Molkerei- und Handelskonzerne sowie für eine 
 27 Erleichterung von Hofschlachtungen.

Auf Bundesebene setzen wir uns ein für ein Verbot des Internethandels mit Tieren, ein Verbot 
des Imports lebender Wildtiere, für strengere Haltungs- und Transportbedingungen sowie für 
eine Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Heimtiere.

 28

Im Schulcurriculum der Klassen 5 und 6 soll es eine Verbindliche Unterrichtseinheit „Tiere in 
der Obhut des Menschen“ geben, in der auf artnahe Haltung, Qualzuchten, Vermehrerhunde 
und illegalen Tierhandel einzugehen ist.“

Wir wollen ein Verbot von Nutzvieh-Transporten ab einer erwarteten Tagestemperatur von 25 
°C. Wir setzen uns weiter ein für die Begrenzung der Konzernmacht großer Schlachthof-, 
Molkerei- und Handelskonzerne sowie für eine Erleichterung von Hofschlachtungen.

Begründung

Antrag der LAG Umwelt & Klima

Ähnliche Unterrichtseinheiten gibt es bereits in SWH und Bayern. Viel Tierleid entsteht z.B. 
dadurch, dass eigentlich tierliebende Menschen aus Unwissenheit Qualzuchten kaufen oder Tiere 
von Vermehrerhunden erwerben und so tierschutzwidrige quälende Geschäftsmodelle fördern. 
Die Kampagne soll bei Kindern ansetzen, da diese den wunsch nach Haustieren oft in die Familien 
tragen. Auch ist es so leichter, alle Bevölkerungsgruppen zu erreichen als bei einer 
Aufklärungskampagne.
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Antrag  L 112: Änderungsantrag zu L 04-17
Änderungsantrag zu L 04-17

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 69

 68 Langfristige Vertragsbindungen mit IT-Dienstleistern wollen wir regelmäßig auf 

 69 Kosten, Effizienz, Datensicherheit, Umweltverträglichkeit (Stichwort Green IT) und bestehende 
Abhängigkeiten überprüfen. Auf 

 70 monopolartige Tech-Konzerne wollen wir dabei verzichten.

Begründung

 Der Stromverbrauch durch Rechenzentren steigt und steigt, auch wegen der zunehmenden 
Nutzung von KI. Um auch bei der Digitalisierung das Thema Klima- und Ressourcenschutz als 
Querschnittsthema mitzudenken, möchten wir hier diesen Einschub hinzufügen. (Änderungsantrag 
der LAG Umwelt & Klima)
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Antrag  L 113: Änderungsantrag zu L 04-08
Änderungsantrag zu L 04-08

Antragsteller/in: LAG Klima & Umwelt, OV Bremen-Nord
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 70 - 73

 70 Der Bau des Energy Port am Blexer Bogen ist weiterhin das primäre Ziel für den 
 71 Ausbau der Offshore-Industrie in Bremerhaven. Wir wollen den Bau auf die 
 72 tatsächlich bestehenden Bedarfe begrenzen und dabei möglichst viel Fläche 
 73 naturbelassen erhalten und den Eingriff in das Ökosystem möglichst gering halten.

Eine ebenfalls wichtige Rolle spielt der geplante Energy Port Bremerhaven. Denn für das 
Erreichen der Energiewende brauchen wir den weiteren Ausbau der Windkraft, das 
fortlaufende Recycling alter Windenergieanlagen in der Nordsee und das Hochfahren der 
grünen Wasserstoffwirtschaft in Norddeutschland. Die derzeitigen Hafen-Kapazitäten reichen 
dabei nicht aus, um die Energiewende im notwendigen Tempo voranzutreiben. Zugleich hat 
jede Flächenerweiterung massive Folgen für hochsensible Ökosysteme. Wir fordern deshalb 
eine norddeutsche EnergyPorts-Strategie (als Ausdruck einer generellen Hafenkooperation in 
Norddeutschland), die auf der einen Seite die notwendigen Flächenbedarfe sicherstellt und 
auf der anderen Seite Überkapazitäten verhindert und die Standortentscheidungen mit den 
geringstmöglichen negativen Umweltfolgen verbindet. Im Sinne einer solchen Strategie soll 
das derzeit laufende Prüf- und Planungsverfahren des Energy Port Bremerhaven fortgeführt 
werden – allerdings ohne Anleger in der Weser und stattdessen mit Anbindung über die 
Doppelschleuse. Denn nur so ist der Charakter wertvoller und nicht ersetzbarer Biotope für 
Schweinswale, Seehunde, Bodenbrüter und weitere Tiere und Pflanzen weitestgehend zu 
gewährleisten, die auf seltenes Brackwasser angewiesen sind. Weitere Ausbaustufen dürfen 
auch nicht die Fläche der Luneplate betreffen. Wir fordern für den Blexer Bogen vielmehr, 
dass der aktuelle Schutzstatus des europäischen FFH- und Vogelschutzgebiets erhalten und, 
wo ökologisch geboten und rechtlich möglich, weiter gestärkt wird. Natur- und Artenschutz 
dürfen im Zuge industrieller oder hafenwirtschaftlicher Planungen nicht geopfert werden. 
Eine Aufweichung oder Gefährdung dieser schützenswerten Naturräume für 
Hafenerweiterungen oder Industrie-Projekte lehnen wir entschieden ab – zumal Arten- und 
Klimaschutz eng verzahnt sind.

Begründung

Der Erhalt intakter Ökosysteme und europäischer Schutzgebiete (FFH- und Vogelschutzgebiete) ist 
für den ohnehin zusammengehörigen Biodiversitäts- und Klimaschutz unverzichtbar und darf 
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nicht hinter kurzfristige wirtschaftliche Verwertungsinteressen oder den Ausbau von Industrie- 
und Hafenlogistik („EnergyPort“) zurückstehen. Das von unserer Partei in mehreren Anträgen auf 
den letzten Parteitagen stark gemachte Prinzip von Klimagerechtigkeit und ökologischer 
Nachhaltigkeit verlangt, bestehende sensible Naturräume konsequent zu verteidigen, statt sie 
industrieller Zerstörung preiszugeben. Die hier vorgelegte Alternativformulierung ist mit 
Vertreter*innen Bremer Naturschutzverbände abgesprochen und insofern auch geeignet, das 
klima- und naturschutzpolitische Profil der LINKEN zu stärken, auch mit Blick auf Glaubwürdigkeit 
und Kompetenzzuschreibung.  

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

64 / 255



Antrag  L 114: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: LAG Palästina-Solidarität/Westasien
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 7

 6 Derzeit läuft die Entwicklung in die andere Richtung. Seit Jahren folgt eine Krise 

 7 auf die nächste: Pandemie, Energiepreise, Krieg in Europa, Genozid in Palästina, Inflation. Wer 
das 

 8 aushält, hat den Eindruck, dass Politik nur noch verwaltet, was gerade eben noch 
 9 geht. Verändert hat sich aber vor allem eines: Aus dem Ausnahmezustand ist ein 
 10 Dauerzustand geworden, und der Dauerzustand wird inzwischen als Begründung benutzt. 
 11 Dafür, dass wir uns den Sozialstaat nicht mehr leisten können. Dass Gleichstellung 
 12 ein Luxusthema sei. Dass Klimaschutz warten muss. Dass für Aufrüstung Milliarden da 
 13 sind und für Kitas, Krankenhäuser und Quartierszentren nicht.

Begründung

Relevanz des Themas innerhalb der Linken, ebenso so wie die Schlüsse die sich daraus ziehen, 
wie z.B. Ein stopp von Waffenlieferungen.
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Antrag  L 115: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: LAG Palästina-Solidarität/Westasien
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 68

 60 Umverteilen statt Kürzen. All das ist finanzierbar, aber nicht aus dem Nichts. Wir 
 61 wollen Einnahmen erhöhen statt Leistungen kürzen, Gebühren und Preise konsequent 
 62 sozial staffeln, Monopolprofite zurückdrängen, verdeckte Subventionen beenden und 
 63 Unternehmen direkt in die Pflicht nehmen, statt alles über öffentliche 
 64 Extraförderung zu regeln. Im Bundesrat werden wir gegen jede Sozialkürzung und jede 
 65 weitere Belastung von Ländern und Kommunen arbeiten und für Vermögens-, Erbschafts- 
 66 und Übergewinnsteuer streiten. Klimaschutz wollen wir nicht gegen Bildung und 
 67 Soziales ausspielen, sondern die notwendigen erheblichen Zusatzausgaben über eine 

 68 Ausnahme von der Schuldenbremse durch das Erklären einer Klimanotlage finanzieren.

Ein internationalistisches und ziviles Bremen
Hier im Land Bremen setzen wir uns aktiv für eine internationalistisch solidarische Politik ein. 
Das
heißt wir setzen uns dafür ein, dass unter unserer Regierungsbeteiligung keine Mithilfe an
Kriegsverbrechen geschieht. Konkret bedeutet das zum Beispiel Waffenlieferungen aus 
Bremen zu
stoppen und uns für einen völkerrechtskonformen Frieden in Gaza einzusetzen. Es bedeutet 
zudem,
die Zivilklausel an der Universität wirksam zu machen, also die Zusammenarbeit mit 
Unternehmen
und Universitäten zu beenden die Kriegsforschung betreiben und Kriegsverbrechen möglich
machen.

Begründung

Es gab keine Internationalistischen Absatz 
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Antrag  L 116: Änderungsantrag zu L 03-29
Änderungsantrag zu L 03-29

Antragsteller/in: LAG Palästina-Solidarität/Westasien
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 101 - 104

 99 All diese Verbrechen mahnen uns bis heute, die Opfer dieser Gewalt nicht zu 
 100 vergessen, sich aktiv dem Wiedererstarken des Faschismus entgegenzustellen und 

 101 Rassismus sowie Antisemitismus in all seinen Formen zu bekämpfen. Das ist die Lehre aus 
dem Holocaust: Die Menschenrechte gelten für alle, immer und überall. Alles andere ist 
Rassismus. Deswegen 

 102 unterstützen wir lokale Akteur*innen, die den verschiedenen historischen 
 103 Ereignissen in ihrer jeweiligen Eigenheit gedenken und die Erinnerung an die 
 104 verschiedenen Abschnitte deutscher Geschichte lebendig halten. Als Linke müssen wir das in 

unserer Kraft stehende tun um dies umzusetzen. Unsere Geschichte mahnt uns an, uns gegen 
Imperialismus, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit einzusetzen und 
diese zu unterbinden.

Begründung

Nie wieder gilt für alle.
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Antrag  L 117: Änderungsantrag zu L 04-11
Änderungsantrag zu L 04-11

Antragsteller/in: LAG Palästina-Solidarität/Westasien
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 116

 112 Die Zivilklausel ist ein von den Hochschulmtgliedern erkämpftes Recht und wurde als 
 113 solches vom Gesetzgeber anerkannt. Diese selbstbestimmte Entscheidung für einen 
 114 Raum frei von militaristischen Interessen verteidigen wir gegen jedwede Angriffe. 
 115 Ebenso verteidigen wir das Recht der Studierenden, sich innerhalb der Verfassten 

 116 Studierendenschaften selbst zu organisieren und politisch zu artikulieren. Wir wollen zudem 
die Zivilklausel strukturell stärken in dem Kontroll- und Ethikgremien an den Hochschulen 
eingesetzt werden, die dafür sorgen, dass die Klausel umgesetzt wird. Zudem bedeutet eine 
Umsetzung der Zivilklausel, ein Aufkündigen von Dual-Use-Forschung mit 
Rüstungsunternehmen wie OHB und auch ein Aufkündigen von Zusammenarbeit mit 
Hochschulen, die in Kriegsverbrechen eingebunden sind. Daher sind Kooperationen mit 
israelischen Hochschulen
zu beenden, falls diese in Kriegsverbrechen eingebunden sind.

Begründung

Ein Konkreter Mechanismus hat gefehlt. 
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Antrag  L 118: Änderungsantrag zu L 04-15
Änderungsantrag zu L 04-15

Antragsteller/in: LAG Palästina-Solidarität/Westasien
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 58

 53

 54

 55

 56

 57

Zukunftsgestaltung statt Entwicklungsbegriff7. 
: Das Land Bremen setzt auf die 
Gestaltbarkeit globaler Lebensverhältnisse und hinterfragt überholte Begriffe, 
die Solidarität und Partnerschaft auf Augenhöhe behindern. Daher werden wir 
als Linke die Umbenennung des Referats „Internationale Kooperationen und 
Entwicklungszusammenarbeit“ in Bezug auf den Entwicklungsbegriff prüfen 

 58 (mögliche Alternative: „Internationale Kooperationen und Zusammenarbeit“).

 
8. Deutschlands Unterstützung und Profitierung an Kriegsverbrechen verhindern und 
aufarbeiten:

Deutschland ist weltweit viertgrößter Waffenexporteur. Damit macht sich das Land 
mitverantwortlich, was mit diesen geschieht. Die Waffen werden unter anderem eingesetzt um 
zivile Bevölkerung weltweit umzubringen und Kriegsverbrechen zu begehen. Ein Beispiel 
hierfür ist Gaza, aber auch der Bundeswehreinsatz in Afghanistan oder Jugoslawien sollten 
kritisch aufgearbeitet werden. Als Linke müssen wir uns gegen einen Export von Waffen 
einsetzen um Kriegsverbrechen zu verhindern.

Begründung

Deutschlands verantwortung als einer der größten Waffen exporteure hat gefehlt. 

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

69 / 255



Antrag  L 119: Änderungsantrag zu L 04-16
Änderungsantrag zu L 04-16

Antragsteller/in: LAG Palästina-Solidarität/Westasien
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 9

 2 Friedenssicherung ist eines der wichtigsten Ziele für eine demokratische und humane 
 3 Gesellschaft. Wir sind entsetzt und besorgt darüber, dass Krieg von verschiedenen 
 4 Staaten als vermeintlich legitimes Mittel, eigene Interessen durchzusetzen, 
 5 angesehen und eingesetzt wird. Die geopolitische Unsicherheit darf nicht zu einer 
 6 weiteren Normalisierung von Krieg führen. Das Völkerrecht und die UN-Charta müssen 
 7 stattdessen der Maßstab sein und bleiben. Staaten haben ein Recht auf 
 8 Selbstverteidigung, aber Angriffskriege, unverhältnismäßige Kriegsführung, 

 9 Kriegsverbrechen, Völkermord, auch die einseitige Androhung von Gewalt sind ein Bruch des 
 10 Völkerrechts sind niemals zu rechtfertigen, egal, um welchen Staat es sich handelt. 

Begründung

Völkermord sollte explizit genannt werden.
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Antrag  L 120: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: LAG Shalom, Norbert Schepers (KV Mitte-Ost · Nr. 4624), Tanja 
Hommen, Nina Corda (OV Bremen-West · Nr. 3002), Tatjana 
Giss, Stefan van Hoorn (KV Mitte-Ost · Nr. 4701), Nick 
Utzenrath, Lukas Engelmeier, Andreas Hein-Foge (KV Mitte-
Ost LGST · Nr. 4610), Michael Juretzek (KV Mitte-Ost · Nr. 4708), 
Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 18

 15 Den bisherigen Selbsthilfe- und Projektfonds werden wir erweitern und um eine 
 16 verlässliche, mehrjährige Strukturförderung ergänzen. Förderfähig sein sollen 
 17 insbesondere Personal, Räume, Qualifizierung, Digitalisierung, Nachwuchsarbeit und 

 18 eine angemessene Unterstützung des ehrenamtlichen Engagements. Dabei wollen wir auch 
die Selbstorganisationen von Sinti* und Roma*, Jüdinnen*Juden gezielt stärken und ihre 
eigenständige Interessenvertretung und Empowermentarbeit fördern. Außerdem wollen wir 

 19 bei der Förderung einen Schwerpunkt auf Projekte legen, die Begegnung zwischen 
 20 unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen schaffen. Dazu gehören gemeinsame 
 21 Nachbarschaftsfeste, Kulturveranstaltungen, Bildungsangebote, Gesprächsformate, 
 22 Sportangebote sowie generationsübergreifende und aufsuchende Projekte.

Begründung

-
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Antrag  L 121: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: LAG Shalom, Norbert Schepers (KV Mitte-Ost · Nr. 4624), Tanja 
Hommen, Nina Corda (OV Bremen-West · Nr. 3002), Tatjana 
Giss, Stefan van Hoorn (KV Mitte-Ost · Nr. 4701), Nick 
Utzenrath, Lukas Engelmeier, Andreas Hein-Foge (KV Mitte-
Ost LGST · Nr. 4610), Michael Juretzek (KV Mitte-Ost · Nr. 4708), 
Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 53 - 54

 51 Ein großer Teil der Integrations-, Beratungs- und Antidiskriminierungsarbeit wird 
 52 in Bremen von zivilgesellschaftlichen Initiativen, Vereinen und Ehrenamtlichen

 53 getragen. Angebote und Institutionen wie z.B. Soliport, Fluchtraum, das LidiceHaus, 
Queeraspora 

 54 Bremen, der Flüchtlingsrat, Rat & Tat , der Landesverband der Sinti und Roma Bremen, die 
jüdischen Gemeinden so wie viele weitere leisten unverzichtbare 

 55 Arbeit. Innerhalb der sich nach rechts verschiebenden politischen Debatte wird die 
 56 Arbeit zivilgesellschaftlicher Akteur*innen immer mehr torpediert und 
 57 Bundesförderungen wie aus dem Programm „Demokratie Leben“ fallen weg. Wir wissen, 
 58 wie wichtig diese Organisationen und Angebote für Bremen und Bremerhaven sind und 
 59 setzen uns mit allen Möglichkeiten für ihren Erhalt ein und werden sie langfristig 
 60 absichern und ausbauen.

Begründung

-
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Antrag  L 122: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: LAG Shalom, Norbert Schepers (KV Mitte-Ost · Nr. 4624), Tanja 
Hommen, Nina Corda (OV Bremen-West · Nr. 3002), Tatjana 
Giss, Stefan van Hoorn (KV Mitte-Ost · Nr. 4701), Nick 
Utzenrath, Lukas Engelmeier, Andreas Hein-Foge (KV Mitte-
Ost LGST · Nr. 4610), Michael Juretzek (KV Mitte-Ost · Nr. 4708), 
Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 74 - 75

 74 Interreligiösen Dialog stärken, Antisemitismus und antimuslimischem Rassismus 
entgegentreten

Interreligiösen Dialog stärken

 76

[Der Abschnitt „Interreligiösen Dialog stärken, Antisemitismus und antimuslimischem 
Rassismus entgegentreten“ wird zweigeteilt:
a) Interreligiösen Dialog stärken
b) Antisemitismus, Antiziganismus und Rassismus entgegentreten

 77

Unter dem Abschnitt a) verbleiben die ersten beiden Absätze wie im Leitantrag:
„Fragen religiöser Selbstbestimmung behandeln wir aus der Perspektive von Freiheit, 
Gleichberechtigung und Antidiskriminierung. Der Staat darf Menschen nicht wegen religiöser 
Kleidung oder sichtbarer Zugehörigkeit benachteiligen. Unser Ziel ist ein Bundesland, in dem 
alle Menschen sicher leben, sich frei entfalten und mit gleichen sozialen und politischen 
Rechten teilhaben können.“
„Religionsgemeinschaften und säkulare Organisationen werden wir dabei unterstützen, 
gemeinsame Veranstaltungen und Projekte zu organisieren, die als Begegnungsorte dazu 
beitragen, Vorurteile abzubauen und sich für ein friedliches Zusammenleben einzusetzen. 
Dabei setzen wir uns gegen jede Form von religiösem Fanatismus ein.“]

Begründung

Die Abschnittsüberschrift war etwas ungünstig formuliert. Zum einen wird der Eindruck vermittelt, 
dass Antisemitismus und antimuslimischer Rassismus vor allem mit Religion zu tun hätten und 
auch eventuell den Eindruck erzeugt, dass Antisemitismus und antimuslimischer Rassismus 
Gegensatzpaare sind (Stichwort „importierter Antisemitismus“), und dann fehlen auch viele 
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Ungleichwertigskeitsphänomene wie Antiziganismus und Antischwarzer Rassismus…

Nochmals die beantragte Änderung:

Der Abschnitt „Interreligiösen Dialog stärken, Antisemitismus und antimuslimischem Rassismus 
entgegentreten“ wird zweigeteilt:
a) Interreligiösen Dialog stärken
b) Antisemitismus, Antiziganismus und Rassismus entgegentreten

Unter dem Abschnitt a) verbleiben die ersten beiden Absätze wie im Leitantrag:
„Fragen religiöser Selbstbestimmung behandeln wir aus der Perspektive von Freiheit, 
Gleichberechtigung und Antidiskriminierung. Der Staat darf Menschen nicht wegen religiöser 
Kleidung oder sichtbarer Zugehörigkeit benachteiligen. Unser Ziel ist ein Bundesland, in dem alle 
Menschen sicher leben, sich frei entfalten und mit gleichen sozialen und politischen Rechten 
teilhaben können.“
„Religionsgemeinschaften und säkulare Organisationen werden wir dabei unterstützen, 
gemeinsame Veranstaltungen und Projekte zu organisieren, die als Begegnungsorte dazu 
beitragen, Vorurteile abzubauen und sich für ein friedliches Zusammenleben einzusetzen. Dabei 
setzen wir uns gegen jede Form von religiösem Fanatismus ein.“
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Antrag  L 123: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: LAG Shalom, Norbert Schepers (KV Mitte-Ost · Nr. 4624), Tanja 
Hommen, Nina Corda (OV Bremen-West · Nr. 3002), Tatjana 
Giss, Stefan van Hoorn (KV Mitte-Ost · Nr. 4701), Nick 
Utzenrath, Lukas Engelmeier, Andreas Hein-Foge (KV Mitte-
Ost LGST · Nr. 4610), Michael Juretzek (KV Mitte-Ost · Nr. 4708), 
Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 85 - 90

 85 Antisemitismus bekämpfen wir entschlossen und in allen gesellschaftlichen 
 86 Bereichen. Gerade im Bildungsbereich braucht es mehr Sachmittel für externe 
 87 Expertise, Fortbildungen und die Überarbeitung von Schulmaterialien. Bestehende 
 88 Ansätze wie die Kompetenzstelle „Zusammenleben in Schule“ vom LiS werden wir 
 89 verstetigen. Die beschlossene Meldestelle für antisemitische Vorfälle werden wir 
 90 dauerhaft absichern.

Antisemitismus, Antiziganismus und Rassismus entgegentreten

 91

Antisemitismus bekämpfen wir entschlossen und in allen gesellschaftlichen Bereichen.

Hierzu gehört insbesondere der Schutz jüdischen Lebens in Bremen und Bremerhaven. 
Angesichts der gravierenden Zunahme antisemitischer Vorfälle und Gewalt müssen jüdische 
Einrichtungen und Räume gestärkt, gefördert und wirksam geschützt werden. Menschen, die 
sie nutzen, müssen sich dort sicher fühlen können und sicher sein. Zugleich wollen wir 
jüdisches Leben, Kultur und religiöse Praxis im öffentlichen Raum unterstützen und jüdische 
Feste und Feiertage stärker im gesellschaftlichen und kulturellen Leben berücksichtigen. 
Jüdinnen*Juden sollen ihre Identität und Religion selbstverständlich und ohne Angst vor 
antisemitischen Übergriffen leben können. Unser Ziel ist eine sichere, sichtbare und 
gleichberechtigte Teilhabe von Jüdinnen*Juden, jüdischer Gemeinden und Institutionen am 
gesellschaftlichen Leben in Bremen und Bremerhaven.

 92

 93

Gerade im Bildungsbereich braucht es mehr Ressourcen für externe Expertise, Fortbildungen 
und die Überarbeitung von Schulmaterialien. Bestehende Ansätze wie die Kompetenzstelle 
„Zusammenleben in Schule“ vom LiS werden wir verstetigen.

Auch das außerschulische Bildungsangebot muss durch kulturelle Veranstaltungen ausgebaut 
werden, die über historische Zusammenhänge und aktuelle Fragen jüdischen Lebens in 
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Deutschland aufklären sowie Begegnung und Austausch zwischen jüdischen, 
palästinensischen und weiteren nichtjüdischen Menschen fördern. Dabei sollen auch Fragen 
von Frieden und Verständigung in Israel und Palästina Raum finden.

 94

 95

Begründung

Das Bekenntnis zum Kampf gegen Antisemitismus braucht schon etwas Unterfütterung.
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Antrag  L 124: Änderungsantrag zu L 03-29
Änderungsantrag zu L 03-29

Antragsteller/in: LAG Shalom, Norbert Schepers (KV Mitte-Ost · Nr. 4624), Tanja 
Hommen, Nina Corda (OV Bremen-West · Nr. 3002), Tatjana 
Giss, Stefan van Hoorn (KV Mitte-Ost · Nr. 4701), Nick 
Utzenrath, Lukas Engelmeier, Andreas Hein-Foge (KV Mitte-
Ost LGST · Nr. 4610), Michael Juretzek (KV Mitte-Ost · Nr. 4708), 
Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 99 - 104

 99 All diese Verbrechen mahnen uns bis heute, die Opfer dieser Gewalt nicht zu 
 100 vergessen, sich aktiv dem Wiedererstarken des Faschismus entgegenzustellen und 
 101 Rassismus sowie Antisemitismus in all seinen Formen zu bekämpfen. Deswegen 
 102 unterstützen wir lokale Akteur*innen, die den verschiedenen historischen 
 103 Ereignissen in ihrer jeweiligen Eigenheit gedenken und die Erinnerung an die 
 104 verschiedenen Abschnitte deutscher Geschichte lebendig halten.

All diese Verbrechen mahnen uns bis heute, die Opfer dieser Gewalt nicht zu vergessen, sich 
aktiv dem Wiedererstarken des Faschismus entgegenzustellen und Antisemitismus, 
Antiziganismus und Rassismus in all ihren Formen zu bekämpfen. Deswegen unterstützen wir 
lokale Akteur*innen, die den verschiedenen historischen Ereignissen in ihrer jeweiligen 
Eigenheit gedenken und die Erinnerung an die verschiedenen Abschnitte deutscher 
Geschichte lebendig halten.

Begründung

Alphabetische und nicht-hierarchische Aufzählung.
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Antrag  L 125: Änderungsantrag zu L 03-29
Änderungsantrag zu L 03-29

Antragsteller/in: LAG Shalom, Norbert Schepers (KV Mitte-Ost · Nr. 4624), Tanja 
Hommen, Nina Corda (OV Bremen-West · Nr. 3002), Tatjana 
Giss, Stefan van Hoorn (KV Mitte-Ost · Nr. 4701), Nick 
Utzenrath, Lukas Engelmeier, Andreas Hein-Foge (KV Mitte-
Ost LGST · Nr. 4610), Michael Juretzek (KV Mitte-Ost · Nr. 4708), 
Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)

Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 115 - 125

 115 Mit dem Denkort Bunker Valentin hat das Land Bremen inzwischen einen zentralen 
 116 Gedenkort an die Opfer des Nationalsozialismus, dessen Arbeit wir weiterentwickeln 
 117 wollen. Den Ausbau des Denkorts mit einem neuen Veranstaltungsraum unterstützen 
 118 wir. Wir wollen aber auch an weiteren Orten in der Stadt Bremen dem Gedenken an den 

Nationalsozialismus einen Raum geben. Hierzu gehört für uns das ehemalige 
 120 Foltergefängnis der Gestapo in der Ostertorwache, das dauerhaft der Öffentlichkeit 
 121 als Gedenkstätte zugänglich gemacht werden muss. Sowohl an der Reitbrake als auch 
 122 auf dem Osterholzer Friedhof wollen wir ein Gedenken an die Opfer von Zwangsarbeit 
 123 ermöglichen und hierzu ein gemeinsames Gedenkkonzept erarbeiten. Zur Pflege 
 124 antifaschistischer Erinnerungspolitik gehört für uns auch die Beteiligung am 
 125 Gedenken an die Bremer Räterepublik.

Mit dem Denkort Bunker Valentin hat das Land Bremen inzwischen einen zentralen Gedenkort 
an die Opfer des Nationalsozialismus, dessen Arbeit wir weiterentwickeln wollen. Den Ausbau 
des Denkorts mit einem neuen Veranstaltungsraum unterstützen wir. Wir wollen aber auch an 
weiteren Orten in der Stadt Bremen der Erinnerung an die Geschichte und die Verbrechen des 
Nationalsozialismus sowie dem Gedenken an dessen Opfer einen Raum geben. Hierzu gehört 
für uns das ehemalige Foltergefängnis der Gestapo in der Ostertorwache, das dauerhaft der 
Öffentlichkeit als Gedenkstätte zugänglich gemacht werden muss. Sowohl an der Reitbrake 
als auch auf dem Osterholzer Friedhof wollen wir ein Gedenken an die Opfer von 
Zwangsarbeit ermöglichen und hierzu ein gemeinsames Gedenkkonzept erarbeiten. Zur Pflege 
antifaschistischer Erinnerungspolitik gehört für uns auch die Beteiligung am Gedenken an die 
Bremer Räterepublik.

Begründung

Missverständliche Formulierung ausgeräumt.
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Antrag  L 127: Änderungsantrag zu L 03-18
Änderungsantrag zu L 03-18

Antragsteller/in: Linker Feminismus Bremen
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 58

 53 Der Schutz vor Gewalt muss Vorrang vor den Interessen von Tätern haben. Beim 
 54 Umgangsrecht müssen die Erfahrungen und Gefährdungen gewaltbetroffener Frauen und 
 55 Kinder stärker berücksichtigt werden. Gewalt gegen die Mutter darf nicht als 
 56 Privatsache behandelt werden. Wir setzen uns dafür ein, dass bei 
 57 Umgangsentscheidungen eine individuelle Gefährdungsprüfung erfolgt und der Schutz 

 58 von Frauen und Kindern an erster Stelle steht.

Bei Sorgerechtsauseinandersetzungen muss es die Möglichkeit geben unabhängig 
Verfahrensbeistände sowie die Gutachter*innen zu prüfen. Hier kann an die Arbeit der 
Ombudsstelle angeknüpft werden.

Begründung

Ergänzung
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Antrag  L 126: Änderungsantrag zu L 03-17
Änderungsantrag zu L 03-17

Antragsteller/in: Linker Feminismus Bremen
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 21

 14 Dabei gibt es bereits viele einzelne Projekte, Einrichtungen und Initiativen zur 
 15 Verbesserung der Situation. Es gilt, sie auskömmlich auszustatten, miteinander zu 
 16 vernetzen und institutionell abzusichern, statt sie in ständiger Befristungsangst 
 17 arbeiten zu lassen. WIN-Mittel, Quartiersarbeit, Nachbarschaftseinrichtungen, 
 18 Bürgerhäuser bis hin zum sozialen Arbeitsmarkt sind lebenswichtige Bausteine. Dazu 
 19 kommen die Häuser der Familien, die Frühförderung sowie Hebammen- und 
 20 Gesundheitszentren. All diese Einrichtungen brauchen eine verlässliche Finanzierung 

 21 und eine nachhaltige Perspektive.

Es trägt maßgeblich auch zur Geschlechtergerechtigkeit bei, wenn Kinder- und Jugendarbeit 
ausgebaut und die care-Arbeit und Verantwortung für Kinder und Jugendliche bei 
Geschlechtergerechtigkeit mitgedacht wird. Gewaltschutz muss auch für Kinder und 
Jugendliche gelten. 
Beispielsweise müssen Angebote für von Gewalt betroffenen Familien ausgebaut werden 
sowie Psychotherapieplätze für Kinder, in deren Familien patriarchale Gewalt ausgeübt wurde, 
angeboten werden. 

Begründung

Ergänzung
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Antrag  L 128: Änderungsantrag zu L 03-27
Änderungsantrag zu L 03-27

Antragsteller/in: Linker Feminismus Bremen
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 70

 54  Den Einsatz gegen Organisierte Kriminalität im Bereich Drogenhandel, 
Menschenhandel und Gewalt betreiben wir aus der Perspektive der Verletzbarsten: Die 

 56 Notlage von illegalisierten Migrant*innen, Drogenabhängigen, illegalisierten Opfer 
 57 von Menschenhandel, jungen Menschen mit schlechten Zukunftschancen und anderen 
 58 vulnerablen Personengruppen wird von kriminellen Netzwerken ausgenutzt, um auf 
 59 brutalste Art und Weise Profit aus ihnen zu schlagen. Deshalb darf die Antwort auf 
 60 diese Form der Organisierten Kriminalität sich nicht darin erschöpfen, 
 61 öffentlichkeitswirksame Razzien durchzuführen, sondern muss als Erstes darauf 
 62 abzielen, Menschen aus der Abhängigkeit von Netzwerken der organisierten 
 63 Kriminalität zu befreien bzw. dafür zu sorgen, dass sie ihnen nicht in die Arme 
 64 getrieben werden: durch Legalisierung von Aufenthalten, Existenzsicherung und 
 65 langfristige Unterstützung bei Problemen. Netzwerke der Organisierten Kriminalität 
 66 müssen konsequent aufgedeckt, entmachtet und strafrechtlich verfolgt werden - im 
 67 Sinne derjenigen, die unter ihnen am meisten leiden. Wir widersprechen 
 68 Sicherheitspolitik, die den Kampf gegen Organisierte Kriminalität auf rassistisch 
 69 aufgeladene „Law-and Order“-Parolen verkürzt und ganze Communities unter 

 70 Generalverdacht stellt.

Im Strafverfolgungsprozess erfahren Betroffene* von geschlechtsspezifischer Gewalt häufig 
Beschämung und Stigmatisierung durch Behördenmitarbeiter. Befragungen, die ohne 
Sensibilisierung für Trauma und Traumafolgen durchgeführt werden, können für Betroffene 
extrem belastend sein. Um solche Retraumatisierungen und Reviktimisierungen zu 
verhindern, braucht es einen Strafverfolgungsprozess, der sich an den Bedürfnissen der 
Betroffenen* orientiert. Das langfristige Ziel ist es, Chronifizierungen von Traumafolgen zu 
verringern und die Dunkelziffer ins Hellfeld zu holen.
Dafür braucht es 1-2 tägige verpflichtende Fortbildungen ca. alle 2 Jahre für alle 
Berufsgruppen, die potentiell mit Gewaltbetroffenen und Täter*innen arbeiten. Dazu zählen 
wir unter anderem Kontaktpolizist*innen, Kriminalkommisar*innen und die Feuerwehr. 
Inhalte dieser Fortbildungen müssen Trauma- und Diskriminierungssensibilität, 
Behinderungen und Symptome von Traumafolgen sowie Datenschutz und Risikomanagement 
sein. Die Inhalte müssen in Zusammenarbeit mit Betroffenen* entwickelt werden. Zusätzlich 
müssen die Fortbildungen regelmäßig evaluiert und angepasst werden. 
Um die Arbeitslast der Betroffenen* zu verringern, fordern wir einen vereinfachten Zugang zu 
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Gewaltschutzverfügungen und Sperrvermerken, etwa durch Bündelung der Vorgänge bei 
Anzeigenaufnahme. 
Wir wollen das Bremer Modell, das bisher nur bei Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung angewandt wird, auf alle Formen geschlechtsspezifischer Gewalt 
ausweiten. 

Begründung

Die Anzeigequote von körperlicher Gewalt liegt unter Frauen bei 2,7 %, bei sexuellen Übergriffen 
ist sie ähnlich gering mit 3,0 % . Zudem ereignen sich etwa 90 % der körperlichen Gewalttaten 
innerhalb der Beziehung. Folglich ist es enorm wichtig, ausreichend Schutz nach der Trennung zu 
bieten. Da jede fünfte Frau (21,4 %) bei den körperlichen Gewaltübergriffen um ihr Leben fürchtete 
und über die Hälfte (54,5 %) körperliche Folgen davon trugen, ist ein sensibler Umgang mit den 
Betroffenen* und ein vereinfachter Zugang zu Schutz essenziell. 

Doch häufig führt der Kontakt mit dem Strafverfolgungssystem zu Stigmatisierung und 
Reviktimisierung. Betroffene* werden nicht ernst genommen und müssen das Erlebte immer 
wieder erzählen. Gleichzeitig setzen sie sich durch eine Anzeige auch erneuten Gefahren durch 
den Täter aus.

Das und die vielen Hürden, wie zum Beispiel die fehlende Zugänglichkeit zu Informationen, auf 
die Betroffene* stoßen, führt dazu, dass viele der Betroffenen* die erlebte Gewalttat gar nicht erst 
zur Anzeige bringen. 

Ein Strafverfolgungsprozess, der die Bedürfnisse der Betroffenen* in den Fokus nimmt, soll das 
Risiko von Reviktimisierung und Retraumatisierung verringern. 

Leitgöb-Guzy, Nathalie; Bieber, Ina (2026): Ergebnisse der Dunkelfeldstudie „Lebenssituation, 
Sicherheit und Belastung im Alltag (LeSuBiA)“ I: Gewalterfahrungen innerhalb und außerhalb von 
(Ex-)Partnerschaften. Herausgegeben vom Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, Bundesministerium des Innern, Bundeskriminalamt
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Antrag  L 129: Änderungsantrag zu L 03-28
Änderungsantrag zu L 03-28

Antragsteller/in: Linker Feminismus Bremen
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 27 - 32

 27 Bei der Staatsanwaltschaft wollen wir ein Schwerpunktdezernats zur Verfolgung von 
 28 geschlechtspezifische und queerfeindlicherGewalt einrichten. Richter*innen und 
 29 Staatsanwält*innen wollen wir zu regelmäßigen Fortbildungen im Umgang mit 
 30 Geschädigten und Zeug*innen insbesondere im Bereich sexualisierter Gewalt 
 31 verpflichten. Darüber hinaus wollen wir prüfen, inwiefern die Erreichbarkeit der 
 32 Justiz für Nachfragen von Betroffenen optimiert werden kann.

Bei der Staatsanwaltschaft wollen wir ein Schwerpunktdezernat zur Verfolgung von 
geschlechtsspezifischer und queerfeindlicher Gewalt einrichten. Richter*innen und 
Staatsanwält*innen wollen wir zu regelmäßigen Fortbildungen im Umgang mit von 
patriarchaler Gewalt Geschädigten* und Zeug*innen insbesondere im Bereich sexualisierter 
und häuslicher Gewalt verpflichten. Inhalte dieser Schulungen sollen die Definition von 
geschlechtsspezifischer Gewalt nach der Istanbul-Konvention sein aber auch Trauma- und 
Diskriminierungssensibilität sowie das Wissen über Behinderungen und Symptomatiken von 
Traumafolgen. 
Veränderungen im Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren und 
das neue Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetz müssen in Bremer Gerichten 
istanbulkonventionskonform zugunsten der Geschädigten umgesetzt werden. Dabei muss 
geprüft werden, wie auf Landesebene etwaige Lücken geschlossen werden können. 
Darüber hinaus wollen wir prüfen, inwiefern die Erreichbarkeit der Justiz für Nachfragen von 
Betroffenen optimiert werden kann. 
Wir wollen uns für die psychische Unterstützung, etwa durch Supervision, von 
Opferanwält*innen einsetzen. Außerdem wollen wir die psychosoziale Prozessbegleitung 
ausbauen und den Zugang dazu erleichtern. Geschädigte* müssen niedrigschwellig darüber 
informiert werden, wann sie Anspruch auf die psychosoziale Prozessbegleitung haben und 
wie sie diesen durchsetzen können. 
Täter*innenarbeit in Fällen von sexualisierter und häuslicher Gewalt muss weiterhin 
finanziert werden. Zusätzlich müssen die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit hin evaluiert und 
gegebenenfalls angepasst werden. 

 33
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Begründung

Rechtschreibfehler. (ein S zu viel, ein S zu wenig.)

Im Hinblick auf die Veränderungen im PsychPbG und das neue 
Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetz müssen Rechtsanwender*innen in der Definition von 
geschlechtsspezifischer Gewalt nach der Istanbulkonvention geschult werden, um diese Gesetze 
istanbulkonventionskonform zugunsten der Geschädigten anwenden zu können. Beide Gesetze 
weisen Lücken auf, die wir auf Landesebene zugunsten der Betroffenen* schließen müssen, um 
im Sinne der Istanbul Konvention zu handeln. 

 Es gibt einen eklatanten Mangel an Opferanwält*innen. Der Job ist äußerst unattraktiv, da er 
psychisch häufig hochbelastend ist und sich gemessen daran finanziell nicht rechnet.

Betroffene* von geschlechtsspezifischer Gewalt werden häufig nicht ausreichend über ihre 
Rechte in Strafverfolgungsprozessen informiert. Wir begrüßen die Reform des PsychPbG vom 15. 
Oktober 2026 in weiten Teilen, dadurch bekommen mehr Geschädigte Anspruch auf die 
psychosoziale Prozessbegleitung. Das hilft aber herzlich wenig, wenn sie nicht informiert und 
unterstützt werden, diesen Anspruch auch durchzusetzen.  

Es ist gut, dass Täterarbeitsprojekte finanziert werden, aber man muss diese auch einer 
Wirksamkeitsüberprüfung unterziehen. 
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Antrag  L 130: Änderungsantrag zu L 02-03
Änderungsantrag zu L 02-03

Antragsteller/in: LAG Gesundheit und Pflege
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 83 - 87

 83 Den größten Anteil der stationären Versorgung im Land Bremen übernehmen weiterhin 
 84 die kommunalen Kliniken, die Gesundheit Nord in der Stadtgemeinde Bremen und das 
 85 Klinikum Reinkenheide in Bremerhaven. Wir wollen erreichen, dass diese Kliniken in 
 86 ihrer Arbeit durch die jeweiligen Träger, also die beiden Stadtgemeinden, gestärkt 
 87 werden.

Kommunalen Klinikverbund sichern und stärken

 88

Wir streiten für eine sichere, bedarfsorientierte und hochwertige Krankenhausversorgung mit 
guten Arbeitsbedingungen. Der kommunale Klinikverbund Gesundheit Nord (GeNo) und das 
Klinikum Reinkenheide nehmen für die Versorgungsstruktur eine Schlüsselrolle ein. Als 
öffentliche Einrichtungen ermöglichen sie eine demokratische Versorgungsplanung abseits 
von Profitinteressen und garantieren die Versorgung auch in unprofitablen Bereichen. Wir 
wollen sie in dieser Funktion sichern und stärken.

In den letzten Jahren konnten wir die wirtschaftliche Situation der GeNo stabilisieren und 
gleichzeitig den dringend notwendigen Aufbau des Pflegepersonals an den kommunalen 
Kliniken vorantreiben. Doch das 2026 durch die Bundesregierung verabschiedete „GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz“ setzt bundesweit Kliniken und ihre Beschäftigten durch 
massive Kürzungen bei der Krankenhausfinanzierung unter Druck und droht, viele davon 
existentiell zu gefährden. Auch die GeNo rutschte in eine massive finanzielle Schieflage: ab 
2027 sollen der GeNo durch die Kürzungen der Bundesregierung jährlich etwa 40 Millionen 
Euro fehlen. Eine Insolvenz konnte durch einen kurzfristigen Überbrückungskredit 
abgewendet werden.

 89

Bremen muss auf Bundesebene Druck zur Rücknahme der Kürzungen und für eine 
auskömmliche Finanzierung von Krankenhäusern machen. Das drohende bundesweite 
Krankenhaussterben muss verhindert werden.

Unter den aktuellen Rahmenbedingungen ist ein Betrieb kommunaler Krankenhäuser allein 
„aus eigener Kraft“ nicht denkbar. Vorstellungen, die GeNo könnte trotz der Kürzungen der 
Bundesregierung sich „gesundsanieren“ und eigenständig schwarze Zahlen schreiben, 
erteilen wir eine Absage. Solch massive Kürzungen würden zu umfassendem Stellenabbau 
und damit zu einer deutlichen Verschlechterung der Versorgungsqualität führen.
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 90

Wir fordern die Absicherung der GeNo durch im Haushalt verankerte Betriebsmittelzuschüsse. 
Die langjährige Praxis, ungenügende Zuweisungen mit Krediten auszugleichen und damit 
Defizite zu verschleppen, ist durch die damit verbundenen Zinszahlungen zu einer starken 
wirtschaftlichen Belastung für die kommunalen Krankenhäuser geworden. Die 
Schuldverschreibung aus den laufenden Einnahmen der GeNo ablösen zu wollen, lehnen wir 
strikt ab, entsprechende Kredite müssen von der Stadtgemeinde übernommen werden.

Fragen der klinischen Standortentwicklung dürfen nicht als Schnellschüsse unter rein 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten gedacht werden sondern müssen die Bedarfe in 
den Stadtbezirken berücksichtigen, abgestimmt sein auf nachhaltige längerfristige 
Stadtteilentwicklungen und eine qualitativ angemessene Versorgung sicherstellen. Dafür ist 
auch die Einbindung von Beschäftigten und lokalen Akteur*innen essentiell. Gerade in sozial 
benachteiligten Stadtteilen darf die Neuordnung der Krankenhauslandschaft nicht zu einer 
Verschlechterung der gesundheitlichen Versorgung führen. Deshalb müssen Veränderungen 
der stationären Versorgung mit dem gezielten Ausbau kommunaler Medizinischer 
Versorgungszentren (MVZ), quartiersnaher Gesundheitszentren und weiterer ambulanter und 
pflegerischer Angebote verzahnt werden. Ziel ist eine integrierte Gesundheitsversorgung, die 
Versorgungslücken verhindert, die Zusammenarbeit zwischen ambulantem und stationärem 
Bereich verbessert und einen niedrigschwelligen Zugang zu medizinischen Leistungen 
gewährleistet. Dabei darf der Ausbau ambulanter Strukturen nicht als bloßer Ersatz für 
weiterhin notwendige stationäre Leistungen dienen.

Begründung

Angesichts der erneuten Finanzierungsprobleme der GeNo müssen wir unsere Perspektive auf die 
Sicherung der kommunalen Krankenhäuser im Programm konkreter ausführen. Die Argumentation 
sollte aus dem Antragstext ersichtlich sein.
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Antrag  L 131: Änderungsantrag zu L 02-04
Änderungsantrag zu L 02-04

Antragsteller/in: LAG Gesundheit und Pflege
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 55

 50 Im Maßregelvollzug, der forensischen Psychiatrie, muss genug Personal eine 
 51 zwangsarme, menschenwürdige Behandlung ermöglichen. Einfach immer mehr forensische 
 52 Plätze zu fordern, sehen wir kritisch; wir wollen keine Rückkehr zur 
 53 Verwahrpsychiatrie durch die Hintertür. Nötig sind bessere Übergänge und 
 54 spezialisierte Wohnangebote in Bremen, statt Menschen weiter in andere Bundesländer 

 55 zu schicken.

Der finanzielle Druck auf die Gesundheit Nord darf nicht zu einem isolierten psychiatrischen 
Groß-Standort in Bremen Ost führen. Einen Rückbau des Klinikum Bremen Ost zu einer reinen 
Psychiatrie mit Psychosomatik, Forensik, Suchtstationen, Depressionsstation, Kinder- und 
Jugendpsychiatrie, Gerontopsychatrie, Akutstationen, Hometreatment, Tageskliniken und 
Institutsambulanz an einem Ort würde bald wieder zur Stigmatisierung von Menschen in 
psychischen Notlagen führen und ganzheitliche Versorgung der Patient*innen erschweren. 
Dezentrale psychiatrische Versorgungszentren in den Stadtteilen sowie an anderer Stelle die 
Inklusion des psychiatrischen Krankenhausbetriebes in die sogenannte „Somatik“ sind 
Errungenschaften der Psychiatriereform die wesentlich zur Entstigmatisierung und zur 
Versorgungsqualität beitragen.

Begründung

Zusammenhängend mit den Sanierungsplänen für die GeNo wird, nicht zum ersten mal, die 
Verlagerung sämtlicher somatischer Abteilungen weg vom aktuellen Standort KBO diskutiert. 
Damit würde ein isolierter psychiatrischer Groß-Standort in Bremen Ost entstehen. Die 
Argumentation, warum wir dies verhindern wollen, sollte aus dem Antragstext ersichtlich sein.

Antrag der AG Gesundheit und Pflege
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Antrag  L 132: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Tim Ruland (KV Mitte-Ost · Nr. 4622)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 98 - 104

 98 Um die Barrierefreiheit und den Radverkehr zu fördern, wollen wir da, wo es 
 99 sinnvoll ist und keine städtebaulichen Erwägungen entgegenstehen, 
 100 Kopfsteinpflasterstraßen um glatte Fahrrad-Mittelstreifen und glatte 
 101 Querungsstreifen ergänzen. Hier beginnen wir insbesondere bei Straßen, bei denen 
 102 für Kanalsanierung o.Ä. sowieso Bauarbeiten vorgenommen werden. So können wir die 
 103 Sickerfähigkeit weitgehend erhalten und trotzdem einen barrierefreien und für den 
 104 Fahrradverkehr attraktiven Verkehrsraum schaffen.

Um die Barrierefreiheit und den Radverkehr zu fördern, wollen wir Kopfsteinpflaster da, wo es 
sinnvoll ist durch glatte, erschütterungsarme Fahrbahnbeläge ersetzen. Hier beginnen wir 
insbesondere bei Straßen, bei denen für Kanalsanierung o.Ä. sowieso Bauarbeiten 
vorgenommen werden.

Begründung

Fahrrad-Mittelstreifen sind keine Lösung für das Problem. Ein Mittelstreifen erzeugt zwei 
durchgehende Längskanten in Fahrtrichtung, und unterschiedliche Setzungen machen daraus ein 
klassisches Sturzrisiko. Bei Gegenverkehr teilen sich zudem beide Richtungen einen Streifen, 
ausweichen heißt zurück aufs Pflaster. Querungsstreifen wiederum helfen beim Queren an 
definierten Punkten, aber nicht beim Ein- und Aussteigen am Fahrbahnrand und nicht Rollatoren 
oder Blindenstöcken auf der übrigen Fläche. Barrierefreiheit punktuell herzustellen ist das 
Gegenteil dessen, was der Begriff meint. Zudem versickert bei klassischen Pflaster mit engen oder 
zugesetzten Fugen sehr wenig, und belasteter Straßenabfluss soll ohnehin nicht flächig unter der 
Fahrbahn kommen. Wirksame Versickerung entsteht grundsätzlich unabhängig vom 
Fahrbahnbelag an den Nebenflächen. Kompromissvorschlag: Wir schreiben "glatte, 
erschütterungsarme Fahrbahnbeläge". Damit ist klar: Die Mittelstreifenlösung ist nicht unsere, 
aber wir plädieren auch nicht unbedingt zwingend für Asphalt.
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Antrag  L 133: Änderungsantrag zu L 04-07
Änderungsantrag zu L 04-07

Antragsteller/in: Tim Ruland (KV Mitte-Ost · Nr. 4622)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 91

 87 Wir setzen uns dafür ein, dass die Stromspeicherkapazitäten in Bremen ausgebaut 
 88 werden. Stromspeicher sind essentiell für das Gelingen der Energiewende, da sie 
 89 Strom liefern in Zeiten, in denen kein Wind weht und die Sonne nicht scheint 
 90 (Dunkelflauten). Bremen braucht Kurz- und Langzeitspeicher in der Größenordnung von 

 91 etwa 1 TGWh.

Begründung

Ich vermute, die Einheit wurde verwechselt. 1 TWh wäre viel zu viel. Fraunhofer ISE geht von einem 
Speicherbedarf von 100 GWh bis 2030 und 180 GWh für ganz Deutschland bis 2045 aus. Da ist dann 
rechnerisch 1 GWh passender.
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Antrag  L 134: Änderungsantrag zu L 02-06
Änderungsantrag zu L 02-06

Antragsteller/in: Tim Ruland (KV Mitte-Ost · Nr. 4622)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 42

 40 Sanierungs-, Aus- und Neubaupläne für Sportanlagen und Schwimmbäder von Vereinen 
 41 und Verbänden unterstützen wir. Der Neubau des Kabinentrakts des Stadion am 

 42 Panzernberg wollen wir finanziell absichern. Auf dem Rennbahnareal wollen wir 
 43 angemessene Sportanlagen ermöglichen.

Begründung

redaktionell

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

90 / 255



Antrag  L 135: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: Felix Pithan (KV Links der Weser · Nr. 5610)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 18 - 20

 13 Die Auswirkungen des globalen Klimawandels sind bereits jetzt in Deutschland, 
 14 Europa und weltweit deutlich spürbar z.B. durch monatelange Dürren und Hitzewellen
 15 mit langen verheerenden Waldbränden, Starkregenereignissen und Überflutungen. Ein 
 16 "Weiter-so" mit beschleunigten Temperaturanstiegen oder gar das Überschreiten 
 17 globaler Kipppunkte hieße, die stabilen klimatischen Bedingungen, die über 

 18 Jahrtausende die menschliche Zivilisation ermöglicht haben, zu verlassen. Das hieße 
 19 für Bremen und Bremerhaven konkret, dass sie im 22. Jahrhundert vollständig vom 
 20 Meer überflutet werden würden.

Begründung

Die höchste natürliche Erhebung im Bundesland liegt aktuell 32,5 m über dem Meeresspiegel. Für 
einen Anstieg des Meeresspiegels in dieser Größenordnung müsste etwa die Hälfte des 
antarktischen Inlandeises abschmelzen. Das ist auch bei weiter steigenden CO2-Emissionen im 
Laufe des 22. Jahrhunderts nicht realistisch. Selbst die Weserdüne, auf der die Bremer Innenstadt 
gebaut ist, liegt bis zu 14 m über dem Meeresspiegel. Nur unwahrscheinliche Extremszenarien 
(extrem hohe Emissionen plus unwahrscheinlich starke Reaktion des Antarktischen Eisschilds auf 
den Klimawandel) sagen bis 2300 (also ein Jahrhundert später) einen Meeresspiegelanstieg in 
dieser Größenordnung voraus. 
Ob Landflächen tatsächlich überflutet werden, hängt neben dem Meerespiegelanstieg auch vom 
Küstenschutz ab - Deiche können natürlich nicht unendlich erhöht werden, aber wie in den 
Niederlanden durchaus Land unter dem Meeresspiegel schützen. 
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Antrag  L 136: Änderungsantrag zu L 04-17
Änderungsantrag zu L 04-17

Antragsteller/in: Felix Pithan (KV Links der Weser · Nr. 5610)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 79

 77 Am Beispiel des in der Verwaltung eingesetzten Systems „LLMoin“ wollen wir 
 78 evaluieren, wie KI-Anwendungen Verwaltungsprozesse sinnvoll unterstützen können, 

 79 ohne Beschäftigte zu ersetzen oder Datenschutzstandards abzusenken.

Begründung

Es ist kein sinnvolles Prinzip linker Politik, möglichst viele Menschen mit Verwaltungsaufgaben im 
öffentlichen Dienst zu beschäftigen. Wenn es in Zukunft möglich ist, dass bei guten 
Arbeitsbedingungen bestimmte Aufgaben von weniger Menschen als bisher erledigt werden, 
sollten wir diese Chance nutzen und die Ressourcen einsetzen, wo sie dringend gebraucht werden. 
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Antrag  L 137: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: Felix Pithan (KV Links der Weser · Nr. 5610)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 97

 89 Die Fastlane „Wirtschaftstransformation“ hängt nicht nur, aber vor allem an der 
 90 Entwicklung des Stahlwerks. Wir halten an der Zielsetzung fest, dass in Bremen 
 91 perspektivisch nur noch grüner Stahl produziert wird. Das wird bedeuten, dass statt 
 92 Primärstahlerzeugung nur noch Sekundärstahl erzeugt wird, indem (anderswo) 
 93 klimaneutral erzeugte Vorprodukte und/oder Stahlschrott in Bremen weiterverarbeitet 
 94 werden. Unser Ziel bleibt die klimaneutrale Stahlerzeugung und -verarbeitung am 
 95 Standort Bremen spätestens ab 2038, etwa über ein strombetriebenes Walzwerk, 
 96 Elektrolichtbogenöfen oder Investitionen in die Zukunftstechnologie Eisenoxid-

 97 Elektrolyse. Damit diese notwendige Transformation nicht an kurzfristiger Profitorientierung 
scheitert, wollen wir im Dialog mit den Beschäftigten ein Konzept zur Vergesellschaftung der 
Stahlproduktion entwickeln. Wir werden die Bremer Wasserstoffstrategie weiter fortsetzen, 

 98 insbesondere was den Anschluss Bremens und Bremerhavens an das Wasserstoffkernnetz 
 99 angeht, um Betrieben auch jenseits von Arcelor Mittal die Möglichkeit zu geben, 
 100 Produktionsprozesse klimaneutral umzustellen. Wir halten weiter am Ziel der 
 101 Dekarbonisierung der Bremer Häfen fest. Den EnergyPort in Bremerhaven wollen wir 
 102 umweltgerecht umsetzen. Weiter wollen wir zunächst in einem Pilot-Projekt 
 103 Carbonbeton einsetzen, um die Einsparung von CO2 Emissionen in der Bauwirtschaft 
 104 voranzutreiben.

Begründung

Arcelor Mittal hat die bisherigen Transformationspläne für das Bremer Stahlwerk abgesagt, 
obwohl erhebliche öffentliche Fördermittel bereitstanden. Auch die deutsche Autoindustrie hat 
ihre eigene Zukunftsfähigkeit ruiniert, indem sie versucht hat, den Umstieg auf Elektroautos 
auszubremsen - die Zeche zahlen jetzt das Klima und die Beschäftigten. Um der Stahlindustrie ein 
ähnliches Schicksal zu ersparen, und eine zukunftsfähige Stahlproduktion in Bremen abzusichern, 
müssen wir die Option einer Vergesellschaftung zumindest vorbereiten. 
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Antrag  L 139: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Felix Pithan (KV Links der Weser · Nr. 5610)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 52

 50 Dem stellen wir uns entgegen. Wir stellen diejenigen ins Zentrum unserer Politik, 
 51 die von den Forderungen der Rechten als erstes bedroht werden. Die Menschen in 

 52 Bremen und Bremerhaven müssen erleben, dass demokratische Politik ihr Leben besser 
macht.

Begründung

Als Anspruch macht der Satz Sinn - als Tatsachenfeststellung passt er weder zum Text davor noch 
danach, und ist in seiner pauschalen Form vielleicht sogar falsch. (Erleben "die Menschen" in 
Bremen und Bremerhaven, dass Politik ihr Leben besser macht? Wie viele würden das in einer 
Umfrage so von sich sagen? )
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Antrag  L 140: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 57

 54 Ohne Wohngeld können viele Familien mit Kindern, Alleinerziehende und viele Ältere 
 55 nicht die Wohnungen bekommen, die sie brauchen. Deshalb muss das Wohngeld für die 
 56 Menschen funktionieren. Alle, die es bekommen können, müssen davon auch wissen 

 57 und die Anträge müssen deutlich schneller bearbeitet werden. (siehe Kapitel Wohnen). Für 
den Kinderzuschlag zum Kindergeld gilt dasselbe.

Begründung

Wichtig
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Antrag  L 138: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Felix Pithan (KV Links der Weser · Nr. 5610)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 14 - 21

 14 Im Bund istFriedrich Merz' Bundesregierung hat daraus längst praktische Politik geworden. 
Dergemacht. CDU und SPD reformieren den Sozialstaat wird nicht 

 15 reformiernicht, sondern abgebaut. Dasbauen ihn ab. Sie haben das Bürgergeld ist zu einer 
Grundsicherung umgebaut 

 16 worden, in der Sanktionen härter greifen und die Vermögensfreibeträge sinken. Wer 
 17 zum zweiten Mal einen Termin im Jobcenter nicht wahrnimmt, verliert 30 Prozent des 
 18 Regelbedarfs. Wer dreimal nicht erscheint, kann alles verlieren, auch die Kosten 
 19 der Unterkunft. Für Menschen in der Grundsicherung im Alter gilt bei der Miete seit 
 20 Juli 2026 eine feste Obergrenze, wo vorher der Einzelfall geprüft wurde. Und über 
 21 die abschlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren wird verhandeltverhandeln Union und SPD, 

als wäre sie ein 
 22 Geschenk und nicht die Anerkennung eines ganzen Arbeitslebens.

Begründung

Der Sozialstaat wird nicht von anonymen Mächten im passiv abgebaut - Friedrich Merz, seine 
Union und die SPD bauen ihn durch ihr Regierungshandeln ab. Erfolgreiche linke Politik braucht 
eine klare Sprache und an den richtigen Stellen einen deutlichen Gegnerbezug - hier zum 
Beispiel. 
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Antrag  L 141: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 23

 17 Die Bundesregierung will an all dem nichts ändern. Stattdessen treibt sie Kürzungen 
 18 und Verteuerungen voran: mehr Zuzahlungen bei Medikamenten, höhere Eigenanteile bei 
 19 Pflegekosten und vieles mehr. Diese Sozialkürzungen bezeichnet sie als „Reformen“. 
 20 Wichtige Verbesserungen der letzten Jahre werden gezielt zurückgeschraubt: Beim 
 21 Wohngeld soll wieder gekürzt werden, und vom günstigen Deutschlandticket ist nicht 
 22 mehr allzu viel übrig. „Entlastung“ soll es nur für große Unternehmen und hohe 

 23 Einkommen geben - und nicht für diejenigen, die sie am dringendsten brauchen.

Wir werden im Land Bremen für alle Beschlüsse des Senates und der Bürgerschaft einen 
"Bezahlbarkeits-Check" einführen, der die Auswirkungen politischer Entscheidungen auf die 
Lebenshaltungskosten der Menschen transparent darstellt. 

Begründung

Sinnvolle Ergänzung, auch Beschluss der Fraktion
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Antrag  L 142: Änderungsantrag zu L 04-12
Änderungsantrag zu L 04-12

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 49

 49 Wir wollen das breite Angebot dezentraler Recyclingstationen erhalten und stärken. Wir 
unterstützen den Ansatz, pro Bezirk eine Recyclingstation unter der Woche und Samstags 
länger zu öffnen. 

Begründung

Aus Nutzer*innensicht wichtig, aktuell sind die nur bis 17 Uhr offen. 
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Antrag  L 143: Änderungsantrag zu L 02-09
Änderungsantrag zu L 02-09

Antragsteller/in: Tim Ruland (KV Mitte-Ost · Nr. 4622)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 14 - 16

 13 Für mehr Sicherheit und Lebensqualität in den Quartieren wollen wir Tempo 30 als 

 14 neue Normalität: Wir wollen der Empfehlung des Umweltbundesamtes folgen und Tempo 
 15 30 als Regelgeschwindigkeitder Empfehlung des Umweltbundesamtes: Tempo 30 soll 

innerorts Regelgeschwindigkeit werden, Tempo 50 nur als begründete Ausnahme auf großen 
 16 Einfallstraßen und wichtigen ÖPNV-Trassen umsetzen. Das ist Bundesrecht, deshalb bringen 

wir dafür eine Bundesratsinitiative ein und fordern, dass der Bund endlich die rechtlichen 
Voraussetzungen für Modellversuche zur Umkehrung der Regelgeschwindigkeit schafft.

Begründung

Die Regelgeschwindigkeit innerorts steht in § 3 StVO und ist damit Bundesrecht. Die StVO-Reform 
2024/25 hat den Kommunen erhebliche neue Spielräume bei der Anordnung von Tempo 30 
verschafft, das Regel-Ausnahme-Verhältnis aber ausdrücklich nicht umgekehrt und auch keine 
Erprobungsklausel geschaffen. Anträge einzelner Städte auf Modellversuche sind in der 
Vergangenheit am Bund gescheitert. Die bisherige Formulierung verspricht eine Umsetzung, die 
das Land allein nicht leisten kann.
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Antrag  L 144: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: Tim Ruland (KV Mitte-Ost · Nr. 4622)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 62 - 63

 60 Neben der Begrünung und Aufwertung von Brachen wollen wir durch Aufforstung CO2 
 61 dauerhaft binden. Hierfür könnte z.B. auf dem Rennbahngelände ein Klimawald 

 62 entstehen, bei deman dessen Pflanzung sich Bremer*innen privat durch Baumspenden ihren 
persönlichen Carbon 

 63 Footprint ausgleichen könntenmit Baumpatenschaften beteiligen können. Die 
Wiedervernässung von Mooren sowie von weiterhin 

 64 zu nutzenden Agrarflächen bieten weiteres erhebliches Potenzial, Treibhausgase zu 
 65 binden.

Begründung

Der Gedanke des persönlichen CO2-Fußabdrucks folgt einem Deutungsmuster, das unser 
Programm an jeder anderen Stelle sonst nicht verfolgt: Die Verlagerung der Verantwortung für die 
Klimakrise auf das Konsumverhalten Einzelner. Baumpatenschaften bleiben als Beteiligungsform 
möglich, sie sollen aber nicht in der Logik als Freikauf angeboten werden.
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Antrag  L 145: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: Tim Ruland (KV Mitte-Ost · Nr. 4622)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 5

 2 Die Weltgesellschaft hat sich mit dem Pariser Klimaabkommen das Ziel gesetzt, den 
 3 Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf „deutlich unter 2 Grad“ zu 
 4 begrenzen. Das ist nur erreichbar, wenn alle Länder zwischen 2040 und 2080 

 5 klimaneutral werden, d.h. kein CO2es werden nicht mehr in die Atmosphäre 
freisetzenTreibhausgase ausgestoßen, als durch Senken wieder gebunden werden. Da das 
große 

 6 Anstrengungen und Investitionen erfordert, müssen die reicheren Länder dabei 
vorangehen. Bislang sind die globalen CO2-Emissionen immer weiter gestiegen; 

 8 vermutlich stehen wir aber kurz davor, dass der Höhepunkt überschritten ist. Das 
 9 liegt vor allem daran, dass China, der größte CO2-Emittent weltweit, wahrscheinlich 
 10 gerade den Punkt erreicht hat, wo auch dort die Emissionen sinken statt zu steigen. 
 11 Die EU hat sich auf das Ziel verpflichtet, bis 2050 klimaneutral zu werden. 
 12 Deutschland hat das Ziel 2045 erklärt.

Begründung

Das Pariser Klimaabkommen verfolgt die Strategie Netto-Null und nicht Nullemissionen. Das 
Kapitel hat im Folgenden auch Passagen zur Bindung von CO2, das wäre überflüssig, wenn wir 
Nullemissionen verfolgen würden. Zumal wir auch industriepolitische Dinge fordern, die teils 
Emissionen bedeuten.
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Antrag  L 146: Änderungsantrag zu L 04-19
Änderungsantrag zu L 04-19

Antragsteller/in: Ingo Tebje (KV Mitte-Ost · Nr. 4627)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 52 - 54

 48 Die rot-grün-rote Landesregierung hat ein Modell der Personalsteuerung entwickelt, 
 49 das eine Umsteuerung zu neuen Aufgabenbereichen ermöglicht: In den Kernbereichen 
 50 wird die Personalmenge jährlich um 1,45 Prozent verringert, damit im Gegenzug mehr 
 51 Personal für neue oder unterausgestattete Bereiche zugewiesen werden kann. Die 

 52 Bereiche Polizei, Justiz, Schule, Kita, Eigenreinigung und Steuerverwaltung sind 
ausgenommen, hier 

 53 soll weiterhin ein genereller Personalaufbau möglich sein. Dieses Modell hat sich 
 54 bewährt. Den Bestand der Eigenreinigung wollen wir wieder erhöhen und mit dauerhaft 

festen selbst gereinigten Gebäuden-Clustern den Erhalt der Gebäudesubstanz wieder 
verbessern. Wir wollen die Umverteilungsquote leicht erhöhen.

Begründung

Der öffentliche Dienst soll auch weiter Arbeitsplätze in unteren Lohngruppen anbieten, die 
momentan ansonsten vollständig abgebaut würden. Aufgrund schlechter Bedingungen bei den 
Fremdvergaben sind schon jetzt massive Schäden an den Gebäudesubstanzen festgestellt worden.
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Antrag  L 147: Änderungsantrag zu L 03-27
Änderungsantrag zu L 03-27

Antragsteller/in: Elisabeth Frey (KV Mitte-Ost · Nr. 4608)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 2

 2 Die Linke Bremen steht für einen breiter gefasste Sicherheitspolitik, die soziale 
 3 Bedingungen und Hintergründe von Straftaten mitbetrachtet, um Kriminalität als 
 4 Ganzes vorzubeugen und zu reduzieren. Prävention von Straftaten ist uns ebenso so 
 5 wichtig, wie gute Arbeitsbedingungen und Ausstattung bei Polizei, Feuerwehr und 
 6 Bürgerservice. Ein sicheres Umfeld gehört für uns zu einer lebenswerten Stadt dazu 
 7 - in allen Quartieren und für alle Menschen, unabhängig ihres Einkommens.

Begründung

.
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Antrag  L 148: Änderungsantrag zu L 02-09
Änderungsantrag zu L 02-09

Antragsteller/in: Christian Kok (KV Links der Weser · Nr. 5607)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 36

 32 Wir werden Quartiere durch Verkehrsberuhigung aufwerten (Superblocks): Durch den 
 33 gezielten Einsatz modaler Filter (z.B. Diagonalsperren) nehmen wir den reinen 
 34 Durchgangsverkehr dauerhaft aus Wohnvierteln und geben den Straßenraum der 
 35 Nachbarschaft zurück. Die temporären „Sommerstraßen“ machen diese neue 

 36 Lebensqualität erlebbar.

Wir wollen künftig sichere Kreuzungsgestaltungen nach neuesten Standards. Für mehr 
Sicherheit, einen besser Vekehrsfluss und weniger Wartungskosten wollen wir mehr mehr 
Kreisverkehre statt Ampelkreuzungen.

Begründung

Kreisvekehre sind in unseren Nachbarländern weit verbreitet und wirksam. Mit uns verbündete 
NGOs werden sich freuen, wenn wir diesen Aspekt nicht vergessen.
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Antrag  L 149: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Christian Kok (KV Links der Weser · Nr. 5607)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 52 - 53

 48 Gleichzeitig wollen wir mehr Expressbuslinien, die die Menschen aus den 
 49 innenstadtfernen Stadtteilen mit wenigen Halten ins Stadtzentrum bringen. Denn 
 50 damit die BSAG eine echte Alternative zum Auto wird, muss sie vor allem 
 51 zuverlässiger und schneller werden. Weitere Maßnahmen dafür sind eine konsequente 

 52 Vorrangschaltung für Busse und Bahnen an Ampeln und - dort wo es möglich , gleichzeitig 
wollen wir die Wartezeiten für den Fuß- und Radverkehr an Ampeln senken, was an vielen 
prominenten Kreuzungen wie dem Brill ein Problem ist - 

 53 eigene. Wo möglich wollen wir mehr Busspuren, damit der ÖPNV nicht im Stau steht.

Begründung

Ampelschaltungen sind an vieler Stelle ein Problem. Es unterbricht den Radverkehr stark und der 
Fußverkehr wird ausgebremst, weil man teils mehrere Minuten auf eine grüne Ampel wartet. Aus 
der Beiratsarbeit in der Neustadt sind schon viele Beschwerden eingegangen und die Behörden 
sperren sich hier noch gegen Verbesserungen.
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Antrag  L 150: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 11

 7 Wer auf das eigene Auto als Verkehrsmittel angewiesen ist, soll dies auch weiter 
 8 nutzen können. Für alle anderen wollen wir die Verkehrsmittel des Umweltverbundes 
 9 so attraktiv machen, dass sie zur echten Alternative zum Auto werden. Daraus 
 10 resultiert, dass ein größerer Teil der Wege mit Bus, Bahn, Fahrrad, zu Fuß oder per 

 11 Car-Sharing zurückgelegt wird. Der Autoverkehr soll bis 20308 um ein Drittel 
 12 reduziert werden. So werden wir es schaffen, die Klimaziele einzuhalten. Und das 
 13 hilft auch denjenigen, die weiter das Auto nutzen wollen, denn weniger Autos führen 
 14 zu weniger Stau.

Begründung

Redaktioneller Fehler.
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Antrag  L 151: Amendment to L 01-05
Änderungsantrag zu L 01-05

Antragsteller/in: Jens Hurling (KV Links der Weser · Nr. 5606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 29

 26 Wo neues Baurecht entsteht, schöpfen wir den Wertzuwachs ab und führen ihn der 
 27 Allgemeinheit zu, statt privaten Eigentümer*innen ein leistungsloses Geschenk zu 
 28 machen. Brachliegende Flächen sollen zuerst der Stadt angeboten werden, bevor neues 

 29 Baurecht erteilt wird.

Wir wollen deshalb bei größeren Stadtentwicklungsprojekten verbindliche Vereinbarungen 
durchsetzen, die einen angemessenen Teil dieser Wertsteigerungen für die städtische 
Allgemeinheit sichern. Wir wollen die bestehenden rechtlichen Möglichkeiten dafür 
konsequent nutzen und uns auf Bundesebene für weitergehende Instrumente zur 
Abschöpfung planungsbedingter Bodenwertsteigerungen einsetzen. Kritische 
Stadtentwicklung darf nicht bedeuten, dass die Allgemeinheit die Voraussetzungen schafft, 
während private Eigentümer*innen die Gewinne einstreichen.

Begründung

Konkretisierung
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Antrag  L 152: Änderungsantrag zu L 04-02
Änderungsantrag zu L 04-02

Antragsteller/in: Felix Pithan (KV Links der Weser · Nr. 5610)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 13

 13 Der Flughafen ist besonders für die Luft- und Raumfahrtsbranche in Bremen 
unverzichtbarwichtig. Der in der letzten Legislatur begonnene 

 14 Sanierungsprozess BRE:start wird daher konsequent fortgesetzt, um die 
 15 Leistungsfähigkeit des Bremer Flughafens zu erhalten und langfristig abzusichern.

Begründung

Bremen könnte sicherlich auch ohne Flughafen existieren. 
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Antrag  L 153: Änderungsantrag zu L 03-08
Änderungsantrag zu L 03-08

Antragsteller/in: Felix Pithan (KV Links der Weser · Nr. 5610)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 60

 55 Wir erstellen ein verbindliches Sanierungs- und Neubau-Programm für Schulen, für 
 56 das vor allem Mittel des Sondervermögens des Bundes herangezogen werden. 
 57 Grundsätzlich sollen die Schulgebäude in kommunaler Hand bleiben - als Eigentum der 
 58 jeweiligen Stadt, von kommunalen Wohnungsbaugesellschaften oder der 
 59 Bildungsbaugesellschaft Bremen. Bei allen Neu- und Umbauten berücksichtigen wir 

 60 Klimaneutralität und Hitzeresilienz.

Gute Schulen brauchen eine starke Unterstützung aus der Verwaltung. Wir unterziehen die 
Arbeit der Bildungsbehörde sowie von Immobilien Bremen einer kritischen Überprüfung und 
organisieren die Strukturen und ihre Zusammenarbeit neu, um Schulen und Schulleitungen 
besser zu entlasten und unterstützen. Bremens Schulen und Schulgebäude in öffentlicher 
Hand müssen nach den besten Standards verwaltet, organisiert, geplant und gereinigt 
werden, damit die pädagogischen Teams vor Ort sich auf ihre Kernaufgabe konzentrieren 
können. 

Begründung

Die Bildungsbehörde ist an zu vielen Stellen nicht in der Lage, ihre Aufgaben zu erfüllen und die 
an sie gestellten Anforderungen zu erfüllen. Zu viele im bremischen Schulsystem haben sich daran 
gewöhnt, dass sie von ihren Ansprechpartner*innen keine Unterstützung erwarten können. Das 
liegt nicht immer an zu knappen finanziellen Mitteln, sondern manchmal auch an Problemen im 
Behördenapparat. Gerade, weil wir für einen starken und leistungsfähigen öffentlichen Dienst 
streiten und mehr Geld für das Schulsystem einsetzen wollen, müssen wir diese Schwachstellen 
benennen und angehen. Auch den Streit gegen Privatisierungen etwa im Gebäudebereich 
gewinnen wir nur, indem wir zeigen, dass öffentliche Strukturen gute Ergebnisse erzielen können. 
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Antrag  L 154: Änderungsantrag zu L 03-24
Änderungsantrag zu L 03-24

Antragsteller/in: Felix Pithan (KV Links der Weser · Nr. 5610)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 9

 2 Kultur ist für ein freies demokratisches Zusammenleben unerlässlich. Sie schafft 
 3 einen Raum der Freiheit, der Kritik, der Austausches und der Humanität. Wir als 
 4 Linke stehen für das Bremer Kulturleben in seiner ganzen Breite ein - von der 
 5 freiberuflichen Soloselbständigen bis hin zum großen Kulturbetrieb. Die lokale 
 6 Kultur lebt von dieser Vielfalt und muss als Ganzes erhalten bleiben. Dabei wissen 
 7 wir aber auch, dass Einsparungen den kleinen Betrieb viel schneller an den Rand der 
 8 Existenz bringen als eine etablierte Einrichtung. Deshalb wollen wir die Förderung 

 9 für kulturelle Einrichtungen und Projekte stärken. Kunst und Kultur müssen sich frei von 
geheimdienstlicher Gesinnungskontrolle entwickeln können (Querverweis Antifaschismus und 
Erinnerungskultur). 

Begründung

Die Ablehnung der Angriffe auf Kulturinstitutionen und Buchläden sollten wir auch im 
Kulturkapitel markieren. 
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Antrag  L 155: Änderungsantrag zu L 02-07
Änderungsantrag zu L 02-07

Antragsteller/in: Lucas Fiola (KV Mitte-Ost · Nr. 4607)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 35

 31 Rund 6 Millionen Euro mehr braucht es für die Offene Kinder- und Jugendarbeit. Das 
 32 entspricht einer auskömmlichen und verlässlichen Absicherung. Nur so können wir 
 33 bestehende Angebote dezentral in allen Stadtteilen langfristig sichern, gute 
 34 Arbeitsbedingungen bei den Trägern garantieren und zielgruppenspezifische Angebote 

 35 für queere, geflüchtete oder Jugendliche mit Behinderung ausbauen. Die Linke will sich dafür 
einsetzen, das bestehende Angebot der Träger in seiner Form zu erhalten und den Trägern 
damit Perspektiven und Planungssicherheit zu ermöglichen. Wir erkennen an, dass zahlreiche 
Angebote teils jahrzehntelange Strukturen etabliert haben, welche die Stadt Bremen geprägt 
und soziale Rückzugs- und Schutzräume für junge Menschen geschaffen haben. 

Begründung

Die Offene Kinder- und Jugendarbeit steht jetzt unter Druck. Träger wie das maßgeblich selbst 
verwaltete Sielwallhaus nach dem Jahr 2027 vor dem Aus. Dabei braucht der Träger 
vergleichsweise wenig Geld mit ca. 20 Tausend Euro pro Jahr. Wir wehren uns dagegen, dass linke 
Kulturräume zur Disposition stehen. Konservative Stimmen versuchen seit Längerem, die 
etablierten Strukturen in Bremen zu attackieren und zu diskreditieren. Wir stehen an der Seite der 
Träger. Ohne Wenn und Aber. 
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Antrag  L 156: Änderungsantrag zu L 04-06
Änderungsantrag zu L 04-06

Antragsteller/in: Jens Hurling (KV Links der Weser · Nr. 5606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 68 - 69

 64 In diesem Zusammenhang streben wir schnellstmöglich auch die mehrheitliche 
 65 Übernahme der swb-Anteile an. Hier wollen wir von der „Golden Aktie“ wieder zu 
 66 kommunalen Stadtwerken kommen. Weder private Investoren noch andere Kommunen 
 67 sollten hier auf Kosten der Bremerhavener und Bremer Bürger*innen Gewinne machen. 

 68 Die Einnahmen der swbwirtschaftlichen Erträge der Stadtwerke müssen allen Menschen im 
Land Bremen zugutekommen. Vorrang haben eine bezahlbare und verlässliche 
Energieversorgung, gute tarifgebundene Arbeitsplätze sowie der langfristige Ausbau und 
Erhalt unserer Energieinfrastruktur undInfrastruktur. Darüber hinausgehende Überschüsse 
sollen den öffentlichen 

 69 Haushalten zugutekommen. Wir wollen verhindern, dass die Grundversorgung der 
Bevölkerung zur bloßen Einnahmequelle privater Eigentümer wird.

Begründung

Konkretisierung und Menschen statt Haushalte im Fokus.
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Antrag  L 157: Änderungsantrag zu L 02-10
Änderungsantrag zu L 02-10

Antragsteller/in: Jens Hurling (KV Links der Weser · Nr. 5606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 57 - 59

 45 Urban Gardening und Gemeinschaftsgärten fördern wir als grüne, selbstorganisierte 
 46 Orte der Nachbarschaft. Dass aus versiegelten, ungenutzten Plätzen grüne 
 47 Treffpunkte für alle werden können, zeigen der von Nachbar*innen erkämpfte Lucie-
 48 Flechtmann-Platz und der Zolli in Bremerhaven-Lehe. Dieses Prinzip übertragen wir 
 49 verbindlich auf den Geschosswohnungsbau: Öffentliche und gewerbliche 
 50 Wohnungsbaugesellschaften, allen voran GEWOBA und BREBAU, verpflichten wir per 
 51 Landesvorgabe, die großflächigen, ökologisch wertlosen Abstandsgrünflächen und 

Scherrasen zwischen den Wohnblocks schrittweise in artenreiche Wildblumenwiesen, 
 53 naturnahe Gehölzstrukturen und essbare Nachbarschaftsgärten umzuwandeln. Zwischen 
 54 den Blocks, wo heute monotone Grünflächen im Sommer vertrocknen und Insekten 
 55 verhungern lassen, schaffen wir lebendige Trittsteinbiotope für Wildbienen und 
 56 Vögel. Die Mieter*innen erhalten ein Mitspracherecht bei der Gestaltung und werden 

 57 bei der partizipativen Bewirtschaftung unterstützt; Pflegeumstellungen dürfen dabei 
 58 keinesfalls als Modernisierungskosten auf die Betriebskostenabrechnungen der 

unterstützt. Die ökologische Aufwertung der Freiflächen darf nicht zu zusätzlichen finanziellen 
Belastungen der Mieter*innen führen. Wir wollen verhindern, dass die Umgestaltung über 
Mieterhöhungen oder zusätzliche Betriebskosten auf die Mieterschaft abgewälzt werdenird.

Begründung

Modernisierungskosten und laufende Betriebskosten sind rechtlich unterschiedliche Dinge. 
Bestimmte Gartenpflegekosten sind nach § 2 Nr. 10 Betriebskostenverordnung grundsätzlich 
umlagefähig. Ich glaube, so wird das politische Ziel besser beschrieben und ist weniger angreifbar 
durch Erbsenzähler*innen.
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Antrag  L 158: Änderungsantrag zu L 02-12
Änderungsantrag zu L 02-12

Antragsteller/in: Jens Hurling (KV Links der Weser · Nr. 5606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 50 - 52

 50 Wir wollen die finanziellen Entscheidungsrechte der Beiräte ausbauen. Neben den 
sogenannten Globalmitteln haben die Stadtteile derzeit nur noch ein 

 51 Stadtteilbudget für den Bereich Verkehr, über das sie verfügen können. Wir 
 52 unterstützen die Beiräte in ihrem Wunsch, weitere Stadtteilbudgets zu erhalten - 

insbesondere für die Gestaltung öffentlicher Räume, soziale Infrastruktur und Maßnahmen 
zur Verbesserung der Lebensqualität im Quartier. Die Mittelverteilung soll sich nicht allein 
nach der Einwohnerzahl richten, sondern auch soziale Benachteiligung und bestehende 
Versorgungslücken berücksichtigen. Die Bewohner*innen sollen an der Festlegung der 
örtlichen Prioritäten beteiligt werden. So schaffen wir mehr demokratische 
Entscheidungsmacht dort, wo die Menschen leben.

Begründung

Konkretisiert + Der Beirat soll nicht nur Wünsche an die Verwaltung formulieren, sondern 
innerhalb eines deutlich größeren finanziellen Rahmens selbst Prioritäten setzen können. 
Beteiligung und Spielraum ist manchmal einfach Geld.
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Antrag  L 159: Änderungsantrag zu L 02-12
Änderungsantrag zu L 02-12

Antragsteller/in: Dieter Winge (OV Bremen-West · Nr. 3611)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 59

 53 Während der Corona-Pandemie konnten oftmals keine Präsenzsitzungen der Beiräte 
 54 stattfinden. Die Tagungen wurden online über Videokonferenzen durchgeführt. Um die 
 55 Öffentlichkeit trotzdem zu beteiligen, wurden diese Gremiumssitzungen in die 
 56 sozialen Medien gestreamt - mit großem Erfolg. Die Beiräte sollten auch nach der 
 57 Pandemie die Möglichkeit erhalten, ihre dann wieder in Präsenz durchzuführenden 
 58 Sitzungen zu streamen. Die Ortsämter müssen rechtlich, technisch und finanziell in 

 59 die Lage versetzt werden, die Online-Übertragungen selbst vorzunehmen.

Änderungsantrag: Ergänzung des bisherigen Platzhalterkapitels um einen neuen Abschnitt

Transparenz politischer Entscheidungen und Vermeidung von Interessenkonflikten

Wir wollen politische Entscheidungsprozesse transparenter machen und Interessenkonflikte 
beim Wechsel aus politischen Spitzenämtern verhindern. Dafür setzen wir uns für ein 
verpflichtendes, öffentlich zugängliches Lobbyregister für Bremen ein, das nachvollziehbar 
macht, wer in wessen Auftrag, mit welchen Interessen und finanziellen Mitteln Einfluss auf 
politische Entscheidungen nimmt.

Ergänzend wollen wir einen legislativen Fußabdruck einführen. Er soll dokumentieren, welche 
Interessenvertretungen an der Entstehung von Gesetzen und wesentlichen 
Rechtsverordnungen beteiligt waren, welche Vorschläge und Stellungnahmen sie eingebracht 
haben und inwieweit diese bei der Ausgestaltung der Regelungen berücksichtigt wurden.

Für Mitglieder des Senats sowie Staatsrät*innen wollen wir verbindliche gesetzliche 
Karenzregelungen einführen. Besteht bei einem Wechsel in eine neue berufliche Tätigkeit ein 
erheblicher Interessenkonflikt mit der bisherigen Amtsführung, muss die Aufnahme dieser 
Tätigkeit für einen Zeitraum von bis zu 24 Monaten untersagt werden. Über das Vorliegen 
eines solchen Interessenkonflikts und die Dauer der Karenzzeit entscheidet ein unabhängiges 
Gremium nach gesetzlich festgelegten Kriterien. Angeordnete Karenzzeiten müssen unter 
Anrechnung bestehender Übergangs- und Versorgungsansprüche angemessen finanziell 
abgesichert werden. Die Einhaltung der Transparenz- und Karenzregelungen wird unabhängig 
kontrolliert; Verstöße müssen wirksam sanktioniert werden.

Begründung
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Bremen liegt im Lobbyranking 2026 von Transparency International Deutschland mit lediglich 15 
Prozent der möglichen Bewertung erneut auf dem letzten Platz aller Bundesländer. Ein 
verpflichtendes Lobbyregister, ein legislativer Fußabdruck und gesetzliche Karenzregelungen für 
Senatsmitglieder fehlen bislang.

Interessenvertretung ist ein selbstverständlicher Teil unserer Demokratie. Gewerkschaften, 
Sozialverbände, Bürgerinitiativen und Unternehmen versuchen, politische Entscheidungen zu 
beeinflussen. Allerdings sind ihre Möglichkeiten sehr unterschiedlich. Finanzstarke Unternehmen 
und Verbände verfügen über erheblich mehr Ressourcen und häufig auch bessere Zugänge zur 
Politik als kleine Initiativen oder einzelne Bürger*innen. Umso wichtiger ist es, öffentlich 
nachvollziehen zu können, wer mit welchen Interessen Einfluss nimmt.

Auch der unmittelbare Wechsel aus politischen Spitzenämtern in Unternehmen oder Verbände 
kann problematisch sein, wenn die neue Tätigkeit eng mit dem bisherigen Verantwortungsbereich 
zusammenhängt. Deshalb brauchen wir Karenzregelungen, die solche Interessenkonflikte 
verhindern, ohne ehemalige Amtsträger*innen pauschal von einer beruflichen Tätigkeit 
auszuschließen.

Bereits 2024 wurde auf dem 33. Landesparteitag ein entsprechender Antrag eingebracht und zur 
weiteren Beratung an den Landesvorstand überwiesen. Eine abschließende Entscheidung ist 
seitdem nicht erfolgt. Es wird Zeit, diese Forderungen im Wahlprogramm für 2027 festzuschreiben.
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Antrag  L 160: Änderungsantrag zu L 01-05
Änderungsantrag zu L 01-05

Antragsteller/in: Dieter Winge (OV Bremen-West · Nr. 3611)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 74

 69 All das ändert nichts am Klimawandel, der muss anders bekämpft werden. Aber es 
 70 sorgt dafür, dass alle dabei unterstützt werden, mit den jetzt bereits 
 71 unvermeidlichen Folgen so gut wie möglich klarzukommen. Dasselbe gilt für den 
 72 Schutz vor Lärm und vor Vermüllung. Auch Kleingärten sind ein Weg, trotz beengter 
 73 Wohnverhältnisse ein Stück grüne Umwelt zu haben und zu gestalten. Das hat 

 74 Tradition in Bremen, und das ist im Klimawandel aktueller denn je. 

Nach Zeile 74 wird ein neuer Abschnitt mit der Überschrift „Umweltgerechtigkeit - gesunde 
Lebensbedingungen für alle“ eingefügt:

Umweltgerechtigkeit - gesunde Lebensbedingungen für alle

Umweltbelastungen sind im Land Bremen ungleich verteilt. Gerade in sozial benachteiligten 
Stadtteilen treffen Lärm, Luftschadstoffe, Hitze und fehlende Grünflächen häufig zusammen. 
Wir wollen Umweltgerechtigkeit (Environmental Justice) deshalb als verbindliches Ziel der 
Umwelt-, Gesundheits- und Stadtentwicklungspolitik im gesamten Land Bremen verankern.

Den mit Gröpelingen als Pilotgebiet begonnenen Umwelt- und Sozialatlas wollen wir auf alle 
Stadtteile in Bremen und Bremerhaven ausweiten und regelmäßig fortschreiben. Er soll 
sichtbar machen, wo sich soziale Benachteiligung und gesundheitlich relevante 
Umweltbelastungen überschneiden. Seine Ergebnisse müssen bei 
stadtentwicklungspolitischen Entscheidungen, insbesondere bei der Bauleitplanung sowie 
der Planung neuer Industrie-, Verkehrs- und Infrastrukturvorhaben, verpflichtend 
berücksichtigt werden. Dabei sollen besonders belastete Quartiere Vorrang bei Maßnahmen 
zur Verbesserung der Umwelt- und Lebensqualität erhalten.

Bei neuen Vorhaben müssen bestehende Umweltbelastungen und ihre kumulativen 
Auswirkungen systematisch berücksichtigt werden. Auch die soziale und gesundheitliche 
Situation der betroffenen Bevölkerung ist einzubeziehen. Eine weitere Konzentration 
gesundheitsgefährdender Belastungen in ohnehin benachteiligten Stadtteilen wollen wir 
verhindern.

Begründung

Umweltgerechtigkeit (Environmental Justice) bedeutet, dass niemand aufgrund seiner sozialen 
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Herkunft, seiner ethnischen Zugehörigkeit oder seines Wohnorts unverhältnismäßig stark durch 
Umweltbelastungen betroffen sein darf. Davon sind wir auch in Bremen und Bremerhaven noch 
weit entfernt.

Gerade in Stadtteilen wie Gröpelingen und Hemelingen in Bremen sowie Lehe in Bremerhaven 
kommen industrielle Emissionen, Verkehrslärm und weitere Umweltbelastungen zusammen. 
Gleichzeitig leben dort viele Menschen, die bereits sozial und gesundheitlich benachteiligt sind. 
Bei der Planung neuer Vorhaben wird bislang zu wenig berücksichtigt, welchen Belastungen die 
Bevölkerung vor Ort bereits ausgesetzt ist.

Die Einführung eines Umwelt- und Sozialatlas für das gesamte Land Bremen wurde bereits mit 
Antrag A 19 zum 34. Landesparteitag 2025 gefordert und am 31. August 2025 vom Landesvorstand 
beschlossen. Mit Gröpelingen als Pilotgebiet wurde inzwischen die praktische Umsetzung 
begonnen.

Auch der 36. Landesparteitag hat sich bereits mit den Anforderungen des europäischen 
Umweltrechts befasst. Der dort beschlossene Antrag fordert unter anderem die Berücksichtigung 
kumulativer Umwelt- und Gesundheitsbelastungen sowie besondere Schutzmaßnahmen für 
hochbelastete Stadtteile. Wichtige rechtliche Bezugspunkte sind die SUP-Richtlinie (2001/42/EG) 
und die novellierte Industrieemissionsrichtlinie (EU) 2024/1785.

Mit dem Änderungsantrag wollen wir an diese Beschlüsse anknüpfen und einen Schritt 
weitergehen: Die Erkenntnisse über Umweltbelastungen und soziale Benachteiligung sollen 
künftig auch konkrete Auswirkungen auf Planungsentscheidungen haben. Denn es reicht nicht, 
Belastungen zu erfassen. Entscheidend ist, dass daraus auch Konsequenzen gezogen werden.
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Antrag  L 161: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Kaspar Nickel (KV Links der Weser · Nr. 5609)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 53

 48 Gleichzeitig wollen wir mehr Expressbuslinien, die die Menschen aus den 
 49 innenstadtfernen Stadtteilen mit wenigen Halten ins Stadtzentrum bringen. Denn 
 50 damit die BSAG eine echte Alternative zum Auto wird, muss sie vor allem 
 51 zuverlässiger und schneller werden. Weitere Maßnahmen dafür sind eine konsequente 
 52 Vorrangschaltung für Busse und Bahnen an Ampeln und - dort wo es möglich ist - 

 53 eigene Busspuren, damit der ÖPNV nicht im Stau steht.

Auch die Weser begreifen wir nicht als Barriere, sondern als Teil der öffentlichen 
Infrastruktur. Deshalb wollen wir die bestehende Weserfähre zwischen Woltmershausen 
(Lankenauer Höft), der Überseestadt und Gröpelingen dauerhaft und verlässlich über den 
Landeshaushalt finanzieren und als reguläre, ganzjährige Linie fest im ÖPNV-Netz verankern. 
Die Fähre ist damit kein privatwirtschaftliches oder rein touristisches Saisonangebot, sondern 
eine für alle Menschen zugängliche und tariflich gleichgestellte Verbindung im 
Umweltverbund. Um eine echte soziale Mobilitätsgarantie zu verwirklichen, wollen wir die 
Fähre zudem direkt an das Busnetz anbinden: Die Linie 24 soll künftig auch unter der Woche 
bis zum Fähranleger Lankenauer Höft verlängert werden. So wird die Weser für 
Fußgänger*innen, Radfahrer*innen und Nutzer*innen des ÖPNV zu einer praktischen und 
zuverlässigen Querverbindung zwischen den Stadtteilen links und rechts der Weser.

Begründung

Woltmershausen ist geografisch stark abgetrennt und leidet seit Jahren unter einer chronisch 
angespannten Verkehrssituation. Durch das Nadelöhr der wenigen Brücken und die hohe 
Verkehrsbelastung im Stadtteil stehen die Menschen im Alltag regelmäßig im Stau. Gleichzeitig 
wird die Dreiecksfähre zwischen Woltmershausen, Gröpelingen und der Überseestadt fast 
ausschließlich für touristische Zwecke und nur saisonal genutzt, anstatt diese Lücke als 
verlässliches Alltagsverkehrsmittel zu schließen. Das widerspricht unserem linken Grundsatz einer 
ganzjährigen, krisenfesten Daseinsvorsorge durch die öffentliche Hand.

Ein radikal sozialer Nahverkehr muss barrierefrei und für alle Menschen zu jeder Jahreszeit 
zugänglich sein. Um echte soziale Teilhabe einzulösen, müssen wir die Fährverbindung dauerhaft 
sichern und den barrierefreien Ausbau der Anleger sowie der Schiffe garantieren. Erst durch die 
durchgehende, ganzjährige Verknüpfung mit der verlängerten Buslinie 24 wird der Umstieg auch 
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für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen, mit Kinderwagen oder Rollstühlen im Alltag 
attraktiv. Dies baut Hürden ab, verbindet die Wohn- und Arbeitsorte über die Weser hinweg und 
schafft eine echte, klimagerechte Entlastung, die sich an den Bedürfnissen der Menschen 
orientiert.

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

120 / 255



Antrag  L 162: Änderungsantrag zu L 02-01
Änderungsantrag zu L 02-01

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 13

 11 Mit Nachbarschaftspolitik und sozialer Infrastruktur meinen wir: Häuser der 
 12 Familie, Mehrgenerationenhäuser, Spielhäuser, Nachbarschaftscafés, 

 13 Dienstleistungszentren, Bürgerhäuser, Mütterzentren, Jugendeinrichtungen, Upcycling-Cafés, 
 14 Sozialkaufhäuser, Senioren- Mittagstische, Beratungsangeboten für Geflüchtete, 
 15 Sozialberatung, Quartiersmanagement und vieles mehr. Diese Orte sind Orte der 
 16 Gemeinschaft und der Solidarität: Sie werden von Menschen verschiedenster Herkunft 
 17 mit unterschiedlichsten Anliegen genutzt, es kommen Jung und Alt zusammen, es 
 18 begegnen sich Menschen mit und ohne Behinderung, es kann gemeinsam gegessen, 
 19 gekocht, gespielt, gegärtnert, genäht, gemalt werden, es findet Betreuung, 
 20 Förderung und Beratung statt oder es gibt Gesundheitsangebote.

Begründung

sinnvolle Ergänzung in der Aufzählung und wichtige Grußadresse an der Stelle
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Antrag  L 163: Änderungsantrag zu L 03-01
Änderungsantrag zu L 03-01

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 54

 50 Armutsbetroffene Eltern verzichten für ihre Kinder auf viel, oft sogar auf Essen, 
 51 wie eine Studie von sanktionsfrei e.V. zeigt. Alleinerziehende zerreißen sich 
 52 zwischen Erziehung, Haushalt und Lebensunterhalt, um ihren Kindern eine gute 
 53 Zukunft zu eröffnen. Menschen reduzieren ihre Arbeitszeit, um ihre Eltern zu 

 54 pflegen, und rutschen deshalb in den Leistungsbezug. FrauenMütter geraten nach einer 
 55 Trennung in Existenznot, weil sie vorher auf Einkommen und Alterssicherung 
 56 zugunsten der Kinder verzichtet haben.

Begründung

Konkretisierung: Mütter sind oft stärker von patriarchalen Strukturen betroffen, als Frauen im 
Allgemeinen. Dann darf man dann auch von Müttern schreiben.
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Antrag  L 164: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 47

 45 Aber das Wahlergebnis in Sachsen-Anhalt ist auch eine Kampfansage: Für eine 
 46 Gesellschaft, bei der nicht alle dazugehören, die sich abschotten will. Für eine 

 47 Wirtschaft, die sich kurzfristigvermeintliche Wettbewerbsvorteile erkaufen soll, indem sie 
 48 keine Rücksicht nimmt auf Beschäftigte, Klima, Zukunftsumbau. Für Hierarchie und 
 49 Entrechtung statt Gleichstellung, Autorität statt Demokratie.

Begründung

Wir sollten der Behauptung, rechte Politik würde Wettbewerbsvorteile bringen, nicht bejahen.
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Antrag  L 165: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 43

 39 Am 6. September 2026 hat die AfD in Sachsen-Anhalt 43,8 Prozent geholt und eine 
 40 absolute Mehrheit nur knapp verfehlt. Wir halten es für falsch, darauf mit Panik zu 
 41 reagieren, und für genauso falsch, es kleinzureden. Es ist das Ergebnis von 
 42 Jahrzehnten, in denen Menschen erfahren haben, dass der Staat bei ihnen nicht mehr 

 43 vorkommt - und von Jahren, in denen die sogenannte demokrapolitische Mitte die 
 44 Erzählung der Rechten übernommen hat.

Begründung

Wir gehören bekanntlich nicht zu den "Mitte-Parteien", sind aber trotzdem demokratisch. Dieses 
Attribut sollten wir also nicht den Mitte-Parteien überlassen.
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Antrag  L 166: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 59

 54 Wir wollen ehrlich anfangen, auch mit uns selbst. Wir sind 2019 in die 
 55 Landesregierung eingetreten in dem Bundesland mit der höchsten pro-Kopf-
 56 Verschuldung. Bremen stand und steht unter dem Spardiktat des Stabilitätsrates und 
 57 die Bundesregierung sorgt mit ihrer verfehlten Steuerpolitik dafür, dass Kommunen 
 58 und Bundesländern immer weniger Geld zur Verfügung steht Die Ausgangslage für linke 

 59 Politik war und ist also denkbar schlecht wierig- und auch mit unserer 
 60 Regierungsbeteiligung ist die Armutsquote nicht gesunken, sondern gestiegen. In 
 61 Bremen und Bremerhaven lebt nach dem Armutsbericht des Paritätischen 
 62 Wohlfahrtsverbands vom Juni 2026 mehr als jeder vierte Mensch in Armut: 27,5 
 63 Prozent, über 194.000 Menschen, bundesweit der höchste Wert. Im Jahr davor waren es 
 64 25,9 Prozent.

Begründung

"Schlecht" klingt so negativ. Das sollte nicht der Sound unseres Wahlprograms sein.

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

125 / 255



Antrag  L 167: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 67

 67 Was in diesen Jahren an konkreter Verbesserung durchumgesetzt wurde, wäre ohne uns 
 68 nicht durchgesetzt worden. Der Landesmindestlohn liegt seit April 2026 bei 14,87 
 69 Euro und steigt zum 1. Januar 2027 auf 15,17 Euro, weil wir ihn dauerhaft an den 
 70 Tarif des öffentlichen Dienstes gekoppelt haben. Bremen ist das einzige Bundesland 
 71 mit einem gesetzlichen Ausbildungsfonds: Seit Januar 2025 zahlen alle größeren 
 72 Betriebe eine Umlage ein, ausbildende Betriebe erhalten 2.250 Euro pro 
 73 Auszubildenden zurück, im ersten Jahr rund 27 Millionen Euro - finanziert von der 
 74 Wirtschaft, nicht aus dem Haushalt. Dazu kommen Housing First, eine zentrale 
 75 Landes-Antidiskriminierungsstelle, eine unabhängige Polizei- und 
 76 Feuerwehrbeauftragte und ein beaufsichtigter Drogenkonsumraum. Nichts davon ist von 
 77 allein gekommen, und jedes Einzelne davon war umstritten.

Begründung

Redaktionell.
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Antrag  L 168: Änderungsantrag zu L 03-02
Änderungsantrag zu L 03-02

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 2

 2 In keinem anderen Bundesland ist die Armut von Kindern so hoch wie in Bremen und 
Bremerhaven muss jedes dritte Kind in Armut aufwachsen. Armut ist . Mehr als 40 Prozent der 
Kinder wachsen in Armut auf. Armut ist 

 3 nicht nur ein Mangel an Geld, sondern auch an Teilhabe, Zukunftsperspektiven und 
 4 gesunder Entwicklung. Wir wollen eine Landeskommission zur Prävention von Kinder- 

und Familienarmut und eine ressortübergreifende Strategie zur Verbesserung der Lage 
 6 von armen und armutsgefährdeten Kindern, Jugendlichen und deren Familien unter 
 7 Einbeziehung der Armutskonferenz.

Begründung

Nicht jedes dritte Kind in Bremen wächst in Armut auf, sondern 41,4 Prozent (Quelle Kammer 
Kompakt März 2025)
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Antrag  L 169: Änderungsantrag zu L 02-10
Änderungsantrag zu L 02-10

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 27

 22 Monotone Rasenflächen wie z.B. in der Vahr wollen wir durch ökologisch wertvolle 
 23 Bepflanzung mit heimischen Arten ersetzen. Blühstreifen sollen insbesondere an 
 24 Rand- und Mittelstreifen von Straßen sowie auf anderen geeigneten öffentlichen 
 25 Flächen entstehen. Außerdem wollen wir Bäume und Sträucher mit essbaren Früchten in 
 26 öffentlichen Parks pflanzen lassen. Auf öffentlichen Flächen Bremens und 

 27 Bremerhavens muss es einen konsequenten Verzicht auf Pestizide und möglichst wenig 
Mähvorgänge geben.

Begründung

Ich finde, die Grünflächen Bremens werden zu oft gemäht. Das reduziert ihren Beitrag zur 
Biodiversität, zum Hitzeschutz sowie ihre Hitzeresilz und Ästhetik.
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Antrag  L 170: Änderungsantrag zu L 03-11
Änderungsantrag zu L 03-11

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 10

 7 Starke Gewerkschaften und betriebliche Interessenvertretungen sind eine wichtige 
 8 Voraussetzung für gute Löhne und gute Arbeitsbedingungen. Wir unterstützen deshalb 
 9 die Gewerkschaften und setzen uns für eine Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung 

 10 ein. Dazu werden wir zusammen mit Gewerkschaften und Arbeitnehmerkammer einen 
Landesaktionsplan Tarifbindung und Mitbestimmung erarbeiten, der konkrete Maßnahmen 
zur Stärkung von Tarifbindung und Mitbestimmung in Bremen und Bremerhaven enthält.

Begründung

Der Landesaktionsplan ist eine zentrale Wahlforderung der Gewerkschaften und der 
Arbeitnehmerkammer, die wir aufgreifen sollten.
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Antrag  L 171: Änderungsantrag zu L 03-02
Änderungsantrag zu L 03-02

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 13 - 14

 10 Angebote der öffentlichen Daseinsvorsorge sollen möglichst günstig oder kostenlos 
 11 für Kinder sein. Der Kindereintritt in Frei- und Schwimmbäder soll 1 Euro betragen. 
 12 Das kostenlose Sozialticket für Kinder und Jugendliche haben wir erkämpft, es soll 

 13 auch zukünftig kostenlos bleiben. Für Kommunalkinos, Museen, Theater und 
 14 Bibliotheken wollen wir soziale Kindertarife.

Begründung

Wir haben das alles bereits. Das müssen wir nicht fordern.
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Antrag  L 172: Änderungsantrag zu L 04-01
Änderungsantrag zu L 04-01

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 10

 10 Wirtschaft funktioniert nämlich nicht ohne Beschäftigtenur durch und mit den Beschäftigten. 
Wenn die Beschäftigten gut 

 11 abgesichert sind, sich qualifizieren können, mitbestimmen können, dann funktioniert 
 12 die Wirtschaft besser. Zudem hat die rot-grün-rote Landesregierung in der Krise 
 13 auch in Zukunftsumbau und Klimaneutralität investiert, was sich auszahlt. Und vor 
 14 allem wir als Linke stehen für ein weltoffenes Bremen und Bremerhaven mit einer 
 15 humanen und liberalen Zuwanderungspolitik und dafür, dass die Interessen von 
 16 Auszubildenden, Studierenden, jungen Kreativen und jungen Gründer*innen immer 
 17 mitgedacht werden. Deshalb ist das Bundesland jünger, migrantischer und wächst 
 18 schneller als alle anderen. Allein darauf geht ein erheblicher Teil des 
 19 Wirtschaftswachstums direkt zurück.

Begründung

Redaktionell.
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Antrag  L 173: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 91 - 94

 89 Die Fastlane „Wirtschaftstransformation“ hängt nicht nur, aber vor allem an der 
 90 Entwicklung des Stahlwerks. Wir halten an der Zielsetzung fest, dass in Bremen 

 91 perspektivisch nur noch grüner Stahl produziert wird. Das wird bedeuten, dass statt 
 92 Primärstahlerzeugung nur noch Sekundärstahl erzeugt wird, indem (anderswo) 
 93 klimaneutral erzeugte Vorprodukte und/oder Stahlschrott in Bremen weiterverarbeitet 
 94 werden. Unser Ziel bleibt die klimaneutrale Stahlerzeugung und -verarbeitung am 
 95 Standort Bremen spätestens ab 2038, etwa über ein strombetriebenes Walzwerk, 
 96 Elektrolichtbogenöfen oder Investitionen in die Zukunftstechnologie Eisenoxid-
 97 Elektrolyse. Wir werden die Bremer Wasserstoffstrategie weiter fortsetzen, 
 98 insbesondere was den Anschluss Bremens und Bremerhavens an das Wasserstoffkernnetz 
 99 angeht, um Betrieben auch jenseits von Arcelor Mittal die Möglichkeit zu geben, 
 100 Produktionsprozesse klimaneutral umzustellen. Wir halten weiter am Ziel der 
 101 Dekarbonisierung der Bremer Häfen fest. Den EnergyPort in Bremerhaven wollen wir 
 102 umweltgerecht umsetzen. Weiter wollen wir zunächst in einem Pilot-Projekt 
 103 Carbonbeton einsetzen, um die Einsparung von CO2 Emissionen in der Bauwirtschaft 
 104 voranzutreiben.

Begründung

Die Aussage stimmt nicht, wenn es tatsächlich gelänge, in die Eisenoxid-Elektrolyse einzusteigen. 
Die stellt nämlich auch eine Art der Primärstahlerzeugung dar.
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Antrag  L 174: Änderungsantrag zu L 04-13
Änderungsantrag zu L 04-13

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 74 - 76

 73 Die Kleingärten im Land Bremen werden wir stärker fördern. Die Vereine leisten für 

 74 unsere Städte eine gesellschaftlich und ökologisch zentrale Aufgabe. Die 
 75 Straßenbäume in den Parzellengebieten sollen von der Stadt gepflegt werden, wir 
 76 wollen das Baumpflegebudget dafür erhöhen. Brachgefallene Kleingärten dürfen nicht 
 77 für allgemeine Bebauung umgewidmet werden. Für intakte Kaisenhäuser wollen wir 
 78 rechtliche Spielräume nutzen, um Wohnraum zu sichern. Auch einfaches Wohnen soll 
 79 nach Rücksprache mit den Vereinen unbürokratisch ermöglicht werden. Wir wollen auch 
 80 im Land Bremen neue Wochenendhausgebiete ausweisen.

Begründung

Ich finde nicht, dass die Pflege von Bäumen in Kleingartengebieten Aufgabe der Stadt ist. Das 
sollen die Vereine bitte selber bezahlen.
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Antrag  L 175: Änderungsantrag zu L 04-13
Änderungsantrag zu L 04-13

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 76 - 77

 73 Die Kleingärten im Land Bremen werden wir stärker fördern. Die Vereine leisten für 
 74 unsere Städte eine gesellschaftlich und ökologisch zentrale Aufgabe. Die 
 75 Straßenbäume in den Parzellengebieten sollen von der Stadt gepflegt werden, wir 

 76 wollen das Baumpflegebudget dafür erhöhen. Brachgefallene Kleingärten dürfen nicht 
 77 für allgemeine Bebauung umgewidmet werden. Für intakte Kaisenhäuser wollen wir 
 78 rechtliche Spielräume nutzen, um Wohnraum zu sichern. Auch einfaches Wohnen soll 
 79 nach Rücksprache mit den Vereinen unbürokratisch ermöglicht werden. Wir wollen auch 
 80 im Land Bremen neue Wochenendhausgebiete ausweisen.

Begründung

Was mit brahcgefallenen Kleingartenflächen passieren soll, sollte immer im Einzelfall entschieden 
werden. Eine pauschale Bestandsgarantie finde ich falsch. Es gibt zahlreiche andere sinnvolle 
Zwecke, die dringend mehr Fläche brauchen.
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Antrag  L 176: Änderungsantrag zu L 04-16
Änderungsantrag zu L 04-16

Antragsteller/in: Lennart Härtlein (KV Links der Weser · Nr. 5603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 41 - 43

 39 Wir begrüßen die Bundesförderung für die Sanierung der Bremischen Häfen. Wir 
 40 erwarten, dass eine damit verbundene militärische Nutzung die zivile Funktion der 

 41 Häfen nicht einschränkt, und dass für etwaige Vorhaltekapazitäten bezahlt wird. Wir 
 42 sprechen uns dagegen aus, dass der geplante zusätzliche Nordsee-Marinehafen nach 
 43 Bremerhaven kommt. Wir wollen Bremerhaven nicht wieder zum Marinestützpunkt machen.

Begründung

Das Thema hat sich in der Zwischenzeit erledigt, der Marinehafen geht nach Emden. Davon 
abgesehen ist Bremerhaven mit der Marineoperationsschule bereits Marinestandort.
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Antrag  L 177: Änderungsantrag zu L 03-29
Änderungsantrag zu L 03-29

Antragsteller/in: Jonas Hildebrandt (Linksjugend · Nr. 6603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 21 - 26

 19 Diese Grundhaltung prägt auch unsere Parlamentsarbeit. Wir werden weiterhin keine 
 20 Abgeordneten extrem rechter Parteien in Ämter oder zu Ausschussvorsitzenden wählen 

 21 sowie keinen rechten Anträgen zustimmen. Im Parlament versuchen wir, mit allen 
 22 anderen demokratischen Parteien ein gemeinsames Vorgehen gegen rechts zu 
 23 organisieren, um die Aufmerksamkeit für ihre Positionen so gering wie möglich zu 
 24 haltenWir sind uns im klaren darüber, dass die AfD die größte Bedrohung für unsere 

Demokratie darstellt. Das wir sie mit allen Mitteln bekämpfen müss Teil eines 
antifaschistischen Grundverständnisses sein. Ein auf wissenschaftlichen Grundlagen und 
öffentlichen Quellen 

 25 durchgeführtes Verbotsverfahren gegen die AfD halten wir dringend für erforderlich 
 26 und werden dies weiterhin mit allen parlamentarischen Mitteln vorantreiben. Man muss 

außerdem anerkennen, dass die Umfrageergebnisse der AfD nicht aus heiteren Himmel 
kommen. Die arbeitende Bevölkerung erlebt von Tag zu Tag mehr Kriesen und weitere 
Belastungen, welche die Konsequenz aus 40 Jahren Austeritätspolitik sind, die von Grünen 
und SPD eben so mitgetragen wird, wie von CDU, AfD und FDP. Als Antifaschisten müssen wir 
diese Politik klar als den Grund für den Rechtsruck bennen und diese auch bekämpfen. 

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 178: Änderungsantrag zu L 04-08
Änderungsantrag zu L 04-08

Antragsteller/in: Jonas Hildebrandt (Linksjugend · Nr. 6603)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 23

 18 Dazu gehört auch die zivilmilitärische Umsetzung der vom Bund bereitgestellten 
umfangreichen Mittel für die Infrastrukturen in Hafen und Flughafen. Hier werden 

 20 wir sicherstellen, dass die notwendigen Investitionen zeitnah umgesetzt werden und 
 21 dabei nur Unternehmen zum Einsatz kommen, die gute Arbeitsbedingungen und 
 22 Tariflöhne garantieren. Mit uns wird es keine Privatisierung der Hafeninfrastruktur 

 23 geben. Wir kritisieren jedoch auch aufs schärfste, dass die Mittel zur Sanierung des Hafens 
und Flughafens an die militärische Umrüstung dieser Infrastruktur gekoppelt sind und dass 
die Erhaltung dieser wichtigen Jobs nur durch die erzwungene militärische Nutzung dieser 
Standorte möglich ist.

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 179: Änderungsantrag zu L 03-10
Änderungsantrag zu L 03-10

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 46

 36 Zugleich profitieren weitere Wirtschaftszweige im Land, wie etwa der Hafen oder 
 37 auch die Luft- und Raumfahrt, derzeit stark von öffentlichen Investitionen für 
 38 Rüstung und Verteidigung. Diese Entwicklung macht zu Recht vielen Menschen Sorgen. 
 39 Wir stellen uns gegen eine Politik, die öffentliche Mittel für Aufrüstung und Krieg 
 40 statt für soziale Sicherheit, gute Arbeit und eine friedliche Entwicklung einsetzt. 
 41 Die Beschäftigten in diesen Branchen sind dafür jedoch nicht verantwortlich. Ihre 
 42 Rechte, Arbeitsbedingungen und soziale Sicherheit müssen geschützt werden. 
 43 Gleichzeitig stehen sie einem rasant wachsenden Arbeitsvolumen gegenüber, das bei 
 44 dem aktuellen Fachkräftemangel zu Arbeitsverdichtung und Mehrarbeit führen kann. 
 45 Damit sich das auflöst, wollen wir Alternativen zum Rüstungsparadigma ernsthaft 

 46 vorantreiben. Gemeinsam mit Belegschaften und Gewerkschaften wollen wir erarbeiten, wie 
 47 Standorte, Anlagen und Qualifikationen für zivile Produkte genutzt werden können, 
 48 abgesichert durch einen Konversionsfonds unter Beteiligung der 
 49 Wirtschaftsförderung.

Begründung

redaktionell
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Antrag  L 180: Änderungsantrag zu L 02-07
Änderungsantrag zu L 02-07

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 36 - 37

 36 Für die stadtzentralen Angebote, Sportstätten und Kinder- und Jugendfarmen braucht es 
verlässliche 

 37 finanzielle Strukturen auch über die Offene Kinder- und Jugendarbeit hinaus. Wir wollen wir 
stadtzentralen Mittel noch in 2027 wieder einführen, damit die dezentralen Budgets nicht 
weiter unter Druck geraten. 

Begründung

Ergänzung. 
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Antrag  L 181: Änderungsantrag zu L 04-08
Änderungsantrag zu L 04-08

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 23

 18 Dazu gehört auch die zivilmilitärische Umsetzung der vom Bund bereitgestellten 
umfangreichen Mittel für die Infrastrukturen in Hafen und Flughafen. Hier werden 

 20 wir sicherstellen, dass die notwendigen Investitionen zeitnah umgesetzt werden und 
 21 dabei nur Unternehmen zum Einsatz kommen, die gute Arbeitsbedingungen und 
 22 Tariflöhne garantieren. Mit uns wird es keine Privatisierung der Hafeninfrastruktur 

 23 geben. Wir kritisieren die Bereichsausnahme im Grundgesetz, die dazu geführt hat, dass die 
notwendige massive Erhöhung der Bundesmittel für die Hafenanlagen in Bremerhaven aus 
militärischer Perspektive mitgeplant und finanziert werden. 

Wir kritisieren jedoch auch aufs schärfste, dass die Mittel zur Sanierung des Hafens und 
Flughafens an die militärische Umrüstung dieser Infrastruktur gekoppelt sind und dass die 
Erhaltung dieser wichtigen Jobs nur durch die erzwungene militärische Nutzung dieser 
Standorte möglich ist.

Begründung

Gegenvorschlag. 
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Antrag  L 182: Änderungsantrag zu L 03-05
Änderungsantrag zu L 03-05

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 47 - 48

 40 Wer bereits als Kindertagespflegeperson in einer Kita arbeitet, soll aufgefordert 
 41 werden, berufsbegleitend die Ausbildung zur SPA/Kinderpflege zur absolvieren. Im 
 42 Kitagesetz (BremKTG) wurden 2025 temporär Standardabsenkungen im Kitapersonal 
 43 aufgrund des Fachkräftemangels ermöglicht. Als Linke setzen wir uns dafür ein, dass 
 44 diese Standardabsenkungen spätestens 2028 auslaufen und nicht verlängert werden. 
 45 Die pädagogische Arbeit in Kitas sollte in der Regel von Erzieher*innen übernommen 
 46 werden, dies gilt insbesondere in der Inklusion und in benachteiligten Stadtteilen. 

 47 Geringere Qualifikationsniveaus sollen nicht mehr als maximal 25%20% des pädagogischen 
 48 Personals sowohl im Krippen- als auch im Elementarbereich ausmachen. Wir setzen uns 

zudem dafür ein, dass es für 
 49 Sonderpädagog*innen, Psycholog*innen und Elementarpädagog*innen attraktiver wird, 
 50 auch in Kitas zu arbeiten.

Begründung

Die aktuelle Kitafinanzierungssystematik wurde bei der Personalausstattung (auf unseren Druck 
hin) weiter nach oben angepasst, deshalb braucht es hier eine Aktualisierung des Absatzes. 

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

141 / 255



Antrag  L 183: Änderungsantrag zu L 03-17
Änderungsantrag zu L 03-17

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 65

 64 84 Prozent der Alleinerziehenden mit Kindern unter 18 sind in Deutschland weiblich. 

 65 Dass Alleinerziehende - neben jungen Erwachsenen, Senior*innen und kinderreichen 
 66 Familien - zu den am meisten armutsgefährdeten Menschen gehören, ist ein 
 67 politisches Problem, kein jeweils individuelles. Bremen hat mit 27 Prozent die 
 68 bundesweit höchste Armutsquote und eine hohe Zahl an Alleinerziehenden. Hier für 
 69 mehr Entlastung und Gerechtigkeit zu sorgen, sehen wir als klaren Arbeitsauftrag. 
 70 Bereits gestartete Projekte und Programme im Rahmen des Aktionsplans 

Alleinerziehende werden wir evaluieren und zu einer ressortübergreifenden 
 72 Gesamtstrategie für Alleinerziehende ausbauen. Dabei legen wir einen eigenen Fokus 
 73 auf Menschen mit Migrationshintergrund.

Begründung

siehe Kammer Kompakt von März 2025. Natürlich sehe ich auch Altersarmut als ein 
ernstzunehmendes Problem, aber wenn man die Gruppen nebeneinander stellt, sind 
Alleinerziehende mit 55 Prozent in Armut und damit mehr als doppelt so häufig wie Senior*innen 
(25 Prozent). Nimmt man in der Aufzählung junge Erwachsene hinzu, muss man auch Kinder als 
Gruppe hinzufügen. Mein Vorschlag, die Aufzählung eher zu kürzen und auf die Alleinerziehenden 
den Fokus zu richten.
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Antrag  L 184: Änderungsantrag zu L 03-12
Änderungsantrag zu L 03-12

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 61 - 62

 60 Auch selbstständige Frauen brauchen einen verlässlichen Mutterschutz. Deshalb 

 61 setzen wir uns auf Bundesebene für eine Absicherung während Schwangerschaft und 
 62 Mutterschaftvor und nach der Geburt ein, die Existenz und berufliche Perspektive schützt und 
 63 selbstständige Frauen finanziell nicht schlechter stellt als abhängig Beschäftigte.

Begründung

Formulierung
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Antrag  L 185: Änderungsantrag zu L 02-09
Änderungsantrag zu L 02-09

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 63

 59 Wir setzen uns für eine Ausweitung dieser Ideen in weitere Stadtteile ein, um auch 
 60 dort Menschen eine bessere Teilnahme am Straßenverkehr gewährleisten zu können. Das 
 61 Taxigewerbe ist für uns Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und eine, 
 62 insbesondere für ältere und mobilitätseingeschränkte Menschen, wichtige Ergänzung 

 63 zum ÖPNV. Um das Taxigewerbe vor Dumping-Preisen und ausbeuterischen 
Arbeitsverhältnissen von Plattform-Unternehmen wie uber zu schützen, wollen wir das 

 64 Mietwagengewerbe regulieren und die Einhaltung der Regeln, wie bspw. der 
 65 Rückkehrpflicht, konsequenter als bisher kontrollieren.

Begründung

Das war bisher sehr kryptisch, daher hier Konkretion, um wen es uns geht.
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Antrag  L 186: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 15

 15 Bezahlbarkeit ist eine politische Entscheidung.KostenlosesGünstiges Mittagessen in Kitas 
 16 und Schulen. Kostenlose Krippe und Hort. Günstige Quartiers-Mittagstische und 
 17 Sozialkaufhäuser in den Stadtteilen. Sozialtarife in Schwimm- und Freibädern. Ein 
 18 0-Euro-Sozialticket für Kinder und Jugendliche und der Einstieg in den ticketlosen 
 19 ÖPNV. Wer wenig hat, soll nicht bei jeder Alltagsentscheidung rechnen müssen.

Begründung

Wenn wir Bildung von den sozial benachteiligten her denken, dann bringt es denen nichts, wenn 
wir 20 Mio extra ausgeben, um ein kostenloses Mittagessen zu finanzieren. Ihnen bringt es was, 
wenn wir das Geld in Doppelbesetzung, temporäre Lerngruppen und Schulsozialarbeit stecken. 
Wer den Bremen Pass hat, erhält das Mittagessen bereits jetzt kostenlos.

Das Bremer Mittagessen ist viel „günstiger“ als in anderen Bundesländern, weil es nicht 
kostendeckend ist, sondern schon durch das Land subventioniert wird. Eltern in anderen 
Bundesländern zahlen z.T das Doppelte im Monat. Wenn wir es kostenlos machen, erhalten wir 
nicht die Rückerstattung aus dem Bund über BuT Leistungen für Kinder mit Bremen Pass. 
Wünschenswerte Forderung, aber wir müssen das Geld für mehr Qualität in Bildung aktuell 
ausgeben.
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Antrag  L 187: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 36

 33 Bildungsgerechtigkeit ist elementar. Eine Schule für alle, längeres gemeinsames 
 34 Lernen, kleinere Kita-Gruppen. In Bremen hängt der Bildungserfolg stärker von der 
 35 sozialen Herkunft ab als in fast jedem anderen Bundesland. Ein Schulkonsens, der 

 36 diesen Zustand verwaltet, verdient keine Verlängerung. Ein neuer Konsens ergibt für uns nur 
Sinn, wenn er die Gemeinschaftsschule unterstützt und Bildung prioritär behandelt, auch 
finanziell.

Begründung

Konkretisierung. Wir sind nicht grundsätzlich gegen einen Konsens, er darf nur nicht ein 
schlichtes Weiter so bleiben.
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Antrag  L 188: Änderungsantrag zu L 03-07
Änderungsantrag zu L 03-07

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 132

 123 Alle Schulen sollen eigene Gewaltschutzkonzepte entwickeln, in denen eine 
 124 umfassende Gewaltprävention an Schulen etabliert wird, die unter anderem Schutz vor 
 125 sexualisierten Übergriffen, körperlicher Gewalt, Mobbing und Cybermobbing 
 126 beinhalten. Schulen und Schulaufsicht müssen klare Meldewege bei Gewalt an Schulen 
 127 benennen. Wir wollen eine Fachstelle für sexualisierte Grenzüberschreitung in der 
 128 Bildungsbehörde einrichten, die Schulen sowie Schüler*innen und Eltern berät. Das 
 129 Beamtenrecht setzt enge Grenzen für die Möglichkeit, Beamte aus dem 
 130 Dienstverhältnis zu entlassen, sogar im Fall von ernstzunehmenden sexuellen 
 131 Grenzverletzungen gegenüber Schutzbefohlenen. Die Fachstelle soll eine Strategie 

 132 für den Umgang mit derartigen Fällen entwickeln und ggf. weitere Schutzlücken und 
Grauzonen im Verhältnis zwischen Schüler*innen und Lehrkäften (z.B. unmittelbar nach Ende 
der Schulzeit) identifizieren und Präventionskonzepte für diese erstellen.

Begründung

Der offizielle Schutzauftrag von Lehrkräften gegenüber Schüler*innen endet bei Volljährigkeit der 
Schüler*innen offiziell mit dem Ende der Schulzeit. Genau dann bahnen sich aber schwierige 
Konstellationen an, die auf dem vorhergegangenen Machtverhältnis basieren. Daher gibt es hier 
eine Schutzlücke, die ebenfalls adresiert werden sollte.
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Antrag  L 189: Änderungsantrag zu L 02-07
Änderungsantrag zu L 02-07

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 68 - 71

 68 Die Krisen der letzten Jahre haben Spuren hinterlassen. Die psychische Gesundheit 
 69 von Kindern und Jugendlichen wurde viel zu lange vernachlässigt. Das wollen wir 
 70 ändern. Wir fordern eine feste, niedrigschwellige psychologische Betreuung direkt 
 71 vor Ort – an jeder Schule im Bundesland.

Die Krisen der letzten Jahre haben Spuren hinterlassen. Die psychische Gesundheit von 
Kindern und Jugendlichen wurde viel zu lange vernachlässigt. Das wollen wir ändern. 

Zeile 72

 72 AußerdemBremen braucht Bremen dringend eigene, spezialisierte Kapazitäten für psychische 
 73 Gesundheit. Wir fordern den Erhalt, den konsequenten Aufbau und die Erweiterung von 
 74 stationären und ambulanten Plätzen in Bremen und eine eigene Suchtklinik für Kinder 
 75 und Jugendliche direkt im Land Bremen.

Begründung

Streichung aufgrund von Doppelung. Thema steht bereits im Bildungskapitel und wird dort 
ausführlicher behandelt. Die Forderung nach festen Psycholog*innen an jeder Schule ist im 
Bildungsteil nicht enthalten, aufgrund fehlender personeller und finanzieller Ressourcen. Die AG 
Bildung fordert hier die Stärkung der ReBuZ und Einsatz von Psycholog*innen im Verbund mit 
mehreren Schulen.
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Antrag  L 190: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 82

 79 Die Finanzierung soll über einen Mix verschiedener Maßnahmen erfolgen. Einzelne 
 80 Bausteine dafür sind eine Erhöhung der Grundsteuer, die Erhöhung der City-Tax für 
 81 Tourist*innen, die Einführung eines ÖPNV-Beitrags für alle Bremer*innen ausgenommen 

 82 Kinder und Studierende, Sozialleistungsbeziehende und Kinder, sowie die Erhöhung der 
Einnahmen aus 

 83 Parkraumbewirtschaftung. Unternehmen sollen durch eine Erhöhung der Gewerbesteuer 
 84 ihren Beitrag leisten.

Begründung

Studierende mit Wohnsitz in Bremen müssten natürlich auch keinen ÖPNV-Beitrag zahlen, da sie 
bereits über das Semesterticket ihren Beitrag leisten.
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Antrag  L 191: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 112

 111 Wenn aufgrund von Baustellen zeitweise Umleitungen notwendig sind, dürfen Rad- und 

 112 Fußverkehr, sowie der ÖPNV nicht hinter den Bedürfnissen des Autoverkehrs stehen.

Begründung

Der ÖPNV wurde bei der Planung von Umleitungen für den Autoverkehr in den vergangenen 
Jahren stellenweise auch nicht angemessen berücksichtigt und sollte deswegen hier auch erwähnt 
werden.
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Antrag  L 192: Änderungsantrag zu L 03-15
Änderungsantrag zu L 03-15

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 44

 31 Ein für die Inklusion zentrales Problem ist nach wie vor der exklusive 
 32 Arbeitsmarkt: Viele Menschen mit Behinderungen arbeiten bei den Werkstätten weit 
 33 unterhalb des Mindestlohns, und zwar auch dann, wenn sie wichtige Produkte für 
 34 große Firmen herstellen. Das wollen wir ändern: Der Mindestlohn muss auch in den 

Werkstätten für behinderte Menschen gelten, ohne dass dies zulasten ihrer aktuellen 
 36 Rentenansprüche geht. Die momentane Situation verstößt gegen die UN-BRK, da es den 
 37 Beschäftigten in den Werkstätten nicht möglich ist, ihren Lebensunterhalt selbst zu 
 38 finanzieren. Solange der Bundesgesetzgeber hier untätig bleibt, wollen wir uns für 
 39 mehr Sonderzahlungen an die Beschäftigten der Werkstätten einsetzen. Die 
 40 Werkstätten sollen sich zukünftig zu inklusiven Ausbildungsorten entwickeln, in 
 41 denen Menschen mit und ohne Behinderung als Angestellte mit allen 
 42 Arbeitnehmer*innenrechten (Gewerkschaftliche Vertretung, Tarifverträge, Rente usw.) 
 43 ausgestattet gemeinsam arbeiten und sich so ein selbstständiges Leben finanzieren 

 44 können.

Begründung

Redaktionell, Punkt fehlte.
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Antrag  L 193: Änderungsantrag zu L 03-15
Änderungsantrag zu L 03-15

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 45 - 47

 45 Wir wollen mehr Vermittlung auf den ersten Arbeitsmarkt. Inklusive Beschäftigung 
 46 muss für Betriebe einen höheren Anreiz darstellen als dieDie Verpflichtung zur Zahlung der 
 47 AusgleichsabgabeAusgleichsabgabe setzt hierbei für Unternehmen wichtige finanzielle 

Anreize für mehr inklusive Beschäftigung. Auf Bundesebene setzen wir uns daher schon lange 
für eine Erhöhung der Ausgleichsabgabe ein.

Begründung

Die alte Formulierung war missverständlich. Außerdem Verweis auf Erhöhung der 
Ausgleichsabgabe und Verantwortung des Bundes ergänzt, um klarzstellen, dass wir das leider als 
Land nicht können.
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Antrag  L 194: Änderungsantrag zu L 01-03
Änderungsantrag zu L 01-03

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 59

 54 Auch ältere Menschen schaffen es aber oft nicht, aus ihrer Familienwohnung oder -
 55 Haus auszuziehen, weil sie keine bezahlbare, barrierearme Wohnung im Quartier 
 56 finden. Dort sind sie aber verwurzelt, kennen Nachbarschaft, Einkaufsmöglichkeiten, 
 57 Ärzte und Apotheken. So wird großer Wohnraum durch wenig Personen bewohnt, für die 
 58 die Stufen und die Reinigung immer beschwerlicher wird. Wir wollen den 

 59 Wohnungstausch fördern. Wir wollen, dass weiterhin barrierearmfreie Wohnungen gebaut, 
 60 gefördert und hergestellt werden. Die Vermittlungsstelle KomFort - Beratung für 
 61 Barrierefreiheit sollte auch für Senior*innen, denen die Wohnung zu groß geworden 
 62 ist, Wohnraum vermitteln, und hierfür ausgestattet werden. Mehrgenerationenwohnen 
 63 wollen wir fördern und ausbauen.

Begründung

Barrierefrei heißt im Kontext von Wohnungen nur stufenlos, beinhaltet also noch weniger als eine 
sogenannte R-Wohnung (R steht für rollstuhlgerecht). "Barrierefrei" ist auch der Begriff, der in § 50 
Bremische Landesbauordnung verwendet, deswegen sollten wir hier nicht bloß von "barrierearm" 
sprechen. 
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Antrag  L 195: Änderungsantrag zu L 01-03
Änderungsantrag zu L 01-03

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 80

 78 Wir werden deshalb insbesondere mehr Single-Wohnungen und Wohnungen ab vier Zimmern 
 79 bauen. Das werden wir in der Wohnraumförderung verstärkt verankern. Ebenso werden 

 80 wir den Bau von Studi- und Azubi-Wohnheimen weiter vorantreiben.

Obwohl Bremen im Bereich barrierefreies Bauen im Ländervergleich zu den Vorreitern gehört, 
fehlt es auch in Bremen und Bremerhaven an barrierefreiem Wohnraum und an 
rollstuhlgerechten R-Wohnungen. Die Verpflichtungen zur Herstellung von Barrierefreiheit 
und von R-Wohnungen, die die Bremische Landesbauordnung insbesondere für Neubau 
festlegt, werden wir daher mindestens in ihrer aktuellen Form beibehalten und bei Bedarf 
weiter verschärfen.

Begründung

R-Wohnungen und barrierefreier Wohnraum für Menschen, die nicht alt sind, tauchte bisher gar 
nicht auf. Fehlende R-Wohnungen sind ein großes Problem, Betroffene warten jahrelang auf eine 
Möglichkeit umzuziehen. 
Die Pflichten in § 50 BremLBO sind gut und führen dazu, dass bei Neubau auch barrierefreier 
Wohnraum entsteht. Die Regelungen sind aktuell allerdings auch massiven Angriffen durch die 
Immobilienlobby ausgesetzt.
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Antrag  L 196: Änderungsantrag zu L 02-03
Änderungsantrag zu L 02-03

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 67

 63 Gesundheit ist keine Ware. Wir wollen den Einfluss von Investor*innen, etwa durch 
 64 Private-Equity-Gesellschaften, auf die ambulante Versorgung zurückdrängen. Dafür 
 65 setzen wir uns auf Bundesebene für ein Verbot investorengeführter Praxen ein und 
 66 werden ein Landestransparenzregister für medizinische und pflegerische 

 67 Einrichtungen schaffen.

Sexuelle Selbstbestimmung darf nicht am Geldbeutel scheitern. Die Angebote kostenfreier 
Tests auf sexuell übertragbare Krankheiten (STDs) des Gesundheitsamts werden wir 
fortführen und ausweiten und dabei insbesondere Angebote auch für Frauen bzw. nicht-
männliche Personen schaffen. Auf Bundesebene setzen wir uns dafür ein, Tests für sexuell 
übertragbare Krankheiten als Kassenleistung anzuerkennen.

Begründung

Tests für sexuell übertragbare Krankheiten sind richtig teuer und in den meisten Fällen 
Selbstzahlerleistungen - dabei sind sie deutlich günstiger, als die Behandlung von 
symptomatischen Krankheiten, zumal so auch die weitere Verbreitung verhindert werden kann. 
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Antrag  L 197: Änderungsantrag zu L 02-12
Änderungsantrag zu L 02-12

Antragsteller/in: Mara Sterra (KV Mitte-Ost · Nr. 4029)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 77

 66 Eine aufrichtige Wertschätzung der freiwilligen Arbeit zeigt sich aber auch durch 
 67 gute Rahmenbedingungen, wie es im Prozess der Bremer Engagementstrategie bereits 
 68 deutlich wird: So muss durch entsprechende Förderung von Projekten und 
 69 Institutionen sichergestellt sein, dass Freiwillige hauptamtliche 
 70 Ansprechpartner*innen vorfinden. Das Förderwesen muss vereinfacht werden, um 
 71 Vereine von Bürokratie zu entlasten und Förderzeiträume müssen über ein Jahr hinaus 
 72 ermöglicht werden, um Planungssicherheit in den ohnehin oft prekär finanzierten 
 73 sozialen Einrichtungen zu gewährleisten. Zudem braucht es eine Unterstützung von 
 74 kleinen Organisationen und Räume, die zur Verfügung stehen. Daher unterstützen wir 
 75 die Idee eines „Engagement-Hubs“ oder „Engagement-Hauses“ für Freiwillige und 
 76 Freiwilligenorganisationen in Bremen mit Beratungs- und Qualifizierungsangeboten, 

 77 Möglichkeiten zum Know-how-Transfer und gemeinsam genutzter Fläche und Technik.

Jugendfreiwilligendienste in Bremen fördern und absichern

Wir wollen FSJ, FÖJ, BFD und internationale Freiwilligendienste stärken, eine verlässliche 
Landesförderung sichern und dafür sorgen, dass ein Freiwilligendienst unabhängig vom 
Einkommen der eigenen Familie möglich ist. Freiwilliges Engagement darf nicht vom 
Geldbeutel abhängen.

Landesförderung verstetigen und ausbauen

Bremen soll sich dauerhaft und verlässlich an der Finanzierung der Jugendfreiwilligendienste 
beteiligen, damit den Trägern eine auskömmliche Planung ermöglicht wird.

Die bestehende Förderlogik soll weiterentwickelt werden, damit Träger flexibel auf Bedarfe 
reagieren und ausreichend Freiwilligenplätze anbieten können. Dabei soll sich Bremen auch 
für eine gemeinsame Bund-Länder-Lösung einsetzen, die eine angemessene Erhöhung des 
Taschengeldes ermöglicht.

Auch die Beratungs- und Koordinierungsstelle der Landesarbeitsgemeinschaft 
Freiwilligendienste Bremen soll dauerhaft gesichert und verstetigt werden.

Freiwilligendienste besser anerkennen

Freiwilligendienste leisten einen wichtigen Beitrag zur persönlichen und beruflichen 
Orientierung. Diese Leistungen sollen sich auch in der formalen Anerkennung widerspiegeln. 
Wir setzen uns dafür ein, Freiwilligendienste möglichst einheitlich als Pflichtpraktika, als 
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Ausbildungsbestandteile sowie als praktischen Teil der Fachhochschulreife anzuerkennen.

Mobilität erleichtern und finanzielle Belastungen reduzieren

Mobilität ist eine zentrale Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe und dafür, einen 
Freiwilligendienst unabhängig vom eigenen Wohnort und den finanziellen Möglichkeiten der 
eigenen Familie leisten zu können. Bremen soll deshalb einen kostenlosen oder deutlich 
vergünstigten öffentlichen Nahverkehr für Freiwillige ermöglichen. Als Vorbild kann dabei das 
kürzlich in Niedersachsen eingeführte vergünstigte Deutschlandticket für 
Freiwilligendienstleistende dienen. Im Sinne der Initiative #freiefahrtfuerfreiwillige soll das 
Ziel ein kostenfreies Jahresticket sein.

Darüber hinaus sollen Freiwillige während ihres Dienstes von Rundfunkbeiträgen befreit 
werden, um die finanzielle Belastung, vor allem für alleinlebende Freiwillige während des in 
der Regel nur gering vergüteten Freiwilligendienstes zu reduzieren.

Freiwilligendienste bundespolitisch stärken

Bremen soll sich auf Bundesebene für ein Freiwilligendienste-Stärkungsgesetz und eine 
dauerhaft verlässliche Finanzierung der Freiwilligendienste einsetzen. 

Dabei darf freiwilliges Engagement nicht durch neue Pflicht- oder Wehrdienstmodelle 
geschwächt werden. Die Militarisierung der Gesellschaft und die Rekrutierung junger 
Menschen für die Bundeswehr darf nicht auf Kosten von Selbstbestimmung und freiwilligem 
sozialem Engagement gehen. Wir unterstützen junge Menschen, die den Kriegsdienst 
verweigern wollen, und setzen uns dafür ein, dass Bremen sie mit Beratungs- und 
Informationsangeboten unterstützt. Die Mittel für Freiwilligendienste dürfen nicht zugunsten 
von Aufrüstung gekürzt werden. Freiwilligendienste müssen freiwillig bleiben und als 
eigenständiges und attraktives Angebot gesellschaftlichen Engagements stärken. Gleichzeitig 
soll sich Bremen dafür einsetzen, bestehende Fördermittelbegrenzungen aufzuheben und den 
tatsächlichen Bedarf an Freiwilligenplätzen angemessen zu berücksichtigen.

Begründung

Freiwilligendienste sind weit mehr als ein Orientierungsjahr: Sie sind gelebte Solidarität. Wer sich 
engagiert, stärkt das demokratische Miteinander und stellt sich der Spaltung, dem Hass und der 
Menschenfeindlichkeit von rechts entgegen. Gerade in Zeiten, in denen rechte Kräfte Demokratie 
und Zusammenhalt angreifen, braucht es starke Räume für solidarisches Engagement, in denen 
junge Menschen Demokratie praktisch erleben und verteidigen. In einem Freiwilligen Sozialen Jahr 
(FSJ), Freiwilligen Ökologischen Jahr (FÖJ), Bundesfreiwilligendienst (BFD) oder internationalen 
Freiwilligendienst übernehmen junge Menschen Verantwortung, sammeln wichtige Erfahrungen 
und leisten einen konkreten gesellschaftlichen Beitrag.

Davon profitieren auch Bremen und Bremerhaven. Freiwillige sind ein wichtiger Bestandteil der 
sozialen, ökologischen, kulturellen und gesellschaftlichen Infrastruktur. Sie unterstützen 
Einrichtungen und Organisationen, stärken den gesellschaftlichen Zusammenhalt und tragen dazu 
bei, dass Engagement für junge Menschen erfahrbar und selbstverständlich wird. Gerade in 
gesellschaftlich und politisch herausfordernden Zeiten sind starke Freiwilligendienste deshalb ein 
wichtiger Baustein für eine resiliente und solidarische Gesellschaft.
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Antrag  L 198: Änderungsantrag zu L 02-12
Änderungsantrag zu L 02-12

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 53 - 59

 53 WährendIn der Corona-Pandemie konnten oftmals keine Präsenzsitzungen der Beiräte 
 54 stattfinden. Die Tagungen wurden online über Videokonferenzen durchgeführt. Um die 
 55 Öffentlichkeit trotzdem zu beteiligen, wurden diese Gremiumssitzungen in die 
 56 sozialen Medien gestreamt -wurden Erfahrungen mit großem Erfolg. Die Beiräte sollten auch 

nach der 
 57 Pandemiedem Streaming von öffentlichen Sitzungen gesammelt. In einigen Beiräten wurde 

diese Praxis erfolgreich weitergehört. Alle Beiräte sollen, wenn gewünscht, zur Steigerung der 
niedrigschwelligen Beteiligung die Möglichkeit erhalten, ihre dann wieder in Präsenz 
durchzuführenden 
stattfindenden Sitzungen zu streamen. DieDafür verstetigen wir die in einigen Ortsämtern 
gesammelten Erfahrungen, um auch weitere Ortsämter müssen rechtlich, technisch und 
finanziell in 

 59 die Lage versetzt werdenzu setzen, die Online-Übertragungen selbst vorzunehmen.

Begründung

Das klingt ja noch sehr oldschool (ist es ja auch). So vielleicht eine Aktualisierung, die hoffentlich 
der aktuellen Lage entspricht (ich meine, in Huchting wird das Streaming weitergeführt).
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Antrag  L 199: Änderungsantrag zu L 02-12
Änderungsantrag zu L 02-12

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 39

 35 In den Bremer Stadtteilen leben seit Jahren auch viele Menschen, die weder die 
 36 deutsche noch eine andere EU-Staatsbürgerschaft haben. Obwohl sie sich im Quartier 
 37 wohlfühlen und dort bestens integriert sind, dürfen sie sich in die Politik nicht 
 38 in gleicher Weise einbringen wie alle anderen und sind deshalb nicht an politischen 

 39 Entscheidungen und Prozessen beteiligt. Wir haben deshalb in der letzten Legislatur 
zumindest dafür gesorgt, dass Menschen ohne EU-Staatsbürgerschaft als sachkundige 
Bürger*innen die Arbeit in den Beiratsausschüssen mitgestalten können. Das reicht aber bei 
Weitem nicht. Wir setzen uns dafür ein, dass alle 

 40 Menschen, die seit fünf Jahren ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
 41 haben und aktuell in Bremen leben, auch das Wahlrecht für die Beiräte erhalten. 

Begründung

Aktualisierung.
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Antrag  L 200: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 54

 54 Den barrierefreien Ausbau der Haltestellen mit stufenlosen Bus- und Bahnsteigen und, sowie
 taktilen 

 55 Leitsystemen wollen wir beschleunigen. Denn zum einen sind behinderte Menschen in 
 56 besonderem Maße auf den ÖPNV angewiesen. Zum anderen bedeutet der stufenlose 
 57 Einstieg mehr Komfort für alle und beschleunigt die Ein- und Ausstiegszeiten, so 
 58 dass Bus und Bahn insgesamt schneller werden.

Begründung

Stufenloser Einstieg ist durch entsprechend gestaltete Bussteige und das sogenannte Kneeling 
auch bei Bussen möglich. Erste Bushaltestellen sind bereits umgebaut, nächstes Jahr folgen z.B. 
die Haltestellen in der Martinistraße.

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

160 / 255



Antrag  L 201: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 77 - 78

 77 Mobilität ist auch eine soziale Frage und darf nicht vom Geldbeutel abhängen. Wir 
Deswegen und um Bus und Bahn als Alternative zum Auto noch attraktiver zu machen, setzen 
wir uns daher schon lange für den sozial ausgestalteten ticketfreien ÖPNV ein.

In zahlreichen Städten weltweit ist der ticketfreie öffentliche Nahverkehr bereits Realität und 
auch in Deutschland gibt es erste kleinere Kommunen, in denen der ÖPNV ohne Ticket 
genutzt werden kann.
Bremen hat gute Voraussetzungen die erste deutsche Großstadt zu werden, in der alle Bus 
und Bahn ohne Ticket nutzen können.

Vorbedingung dafür ist, dass das Angebot der BSAG ausgebaut wird, da mit einer erheblichen 
Zunahme an Fahrgästen zu rechnen ist und auch die Menschen in den innenstadtfernen 
Ortsteilen einen guten ÖPNV vorfinden müssen. In den letzten Jahren haben wir damit bereits 
begonnen.

Die BSAG muss dabei außerdem gute Arbeitsbedingungen bieten um den notwendigen 
Personalaufwuchs realisieren zu können.

Begründung

Streichung Soziale Ausgestaltung, wird im nächsten Absatz genauer erläutert. Ergänzung positiver 
Bezug auf Beispiele weltweit. Hinweis auf Arbeitsbedingungen bei der BSAG und die Tatsache, 
dass Voraussetzung für ticketfreien natürlich Ausbau des Angebots ist.
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Antrag  L 202: Änderungsantrag zu L 04-02
Änderungsantrag zu L 04-02

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 19 - 32

 19 Mittlerweile beschäftigen die Bremer Betriebe in diesem Bereich weit über 5.000 
 20 Menschen und bieten zumeist sehr gute Arbeitsbedingungen und 
 21 Verdienstmöglichkeiten. Wir wollen diese Beschäftigung in Bremen, aber wir wollen 
 22 keine Industrie ohne gesellschaftliche Wertschöpfung. Die Wirtschaft muss der 
 23 Gesellschaft dienen, deswegen werden wir uns weiterhin mit aller Kraft für eine 
 24 Übergewinnsteuer und die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie einsetzen. Wir 
 25 erkennen die veränderten weltpolitischen Rahmenbedingungen und die Notwendigkeit, 
 26 Verteidigungsfähigkeit herzustellen, an und betrachten daher die Rüstungsbetriebe 
 27 als Teil der Wirtschaft in Bremen und zumindest teilweise auch als gesellschaftlich 
 28 notwendig. Wir werden aber nicht zulassen, dass sich die Bremer Wirtschaftsstruktur

oder dass andere, zivile Wirtschaftszweige 
 30 verdrängt werden. Wir werden mit den Unternehmen an Konzepten arbeiten, wie wir 
 31 perspektivisch eine Sicherung der Wertschöpfung erreichen, wenn der große Boom 
 32 vorbei sein sollte.

Mittlerweile beschäftigen die Bremer Betriebe in diesem Bereich weit über 5.000 Menschen 
und bieten zumeist sehr gute Arbeitsbedingungen und Verdienstmöglichkeiten. Wir wollen 
diese Beschäftigung in Bremen, aber wir wollen keine Industrie ohne gesellschaftliche 
Wertschöpfung. Eine privatwirtschaftlich organisierte Rüstungsindustrie, die von öffentlichen 
Geldern lebt, hat immer ein Interesse an Konflikten und Kriegen und stellt deshalb ein 
gesellschaftliches Risiko dar. Deswegen werden wir uns weiterhin mit aller Kraft für eine 
Übergewinnsteuer und die Verstaatlichung der Rüstungsindustrie einsetzen. Wir erkennen die 
veränderten weltpolitischen Rahmenbedingungen und die Notwendigkeit, 
Verteidigungsfähigkeit herzustellen, an und betrachten daher die Rüstungsbetriebe als Teil 
der Wirtschaft in Bremen und zumindest teilweise auch als gesellschaftlich notwendig. Wir 
werden aber nicht zulassen, dass sich die Bremer Wirtschaftsstruktur einseitig auf diesen 
Bereich fokussiert oder dass andere, zivile Wirtschaftszweige verdrängt werden. Die 
Ansiedlung von Rüstungsunternehmen werden wir nicht mit öffentlichen Mitteln fördern, 
anstattdessen fördern wir in Zeiten des Rüstungsbooms gezielt andere Sektoren, um eine 
Abhängigkeit des Bremer Wirtschaftsstandorts von Rüstungsindustrie zu verhindern. Die 
Hoffnung, die in Rüstungsindustrie gesetzt wird als Ausweg aus der Krise anderer 
Industriesektoren, teilen wir nicht und werden die Umwandlung von zivilen 
Produktionsstätten in Rüstungsproduktionsstätten nicht mittragen. Mit Unternehmen und 
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Beschäftigten aus der Rüstungsindustrie werden wir an Konzepten arbeiten, wie 
perspektivisch eine zivile Wertschöpfung gestaltet werden kann, wenn die Konjunktur der 
Rüstungsindustrie vorbei sein sollte.

Begründung

wir sollten hier auch in der politischen Argumentation klar sein.
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Antrag  L 203: Änderungsantrag zu L 03-16
Änderungsantrag zu L 03-16

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 69

 69 Beratung, Bildung und gesellschaftlicher Teilhabe ausbauen

Zeile 70 - 77

 70 Soziale Rechte können nur wahrgenommen werden, wenn Menschen ihre Ansprüche kennen 
 71 und Unterstützung erhalten. Bürokratische, sprachliche oder finanzielle Hürden 
 72 dürfen nicht dazu führen, dass Menschen ihnen zustehende Leistungen nicht bekommen. 
 73 Deshalb wollen wir niedrigschwellige, kostenlose und mehrsprachige 
 74 Beratungsangebote in den Stadtteilen ausbauen, die mehrsprachig bei Anträgen, 
 75 Behördenkontakten und finanziellen Fragen unterstützen. Dafür stärken wir 
 76 Kooperationen mit der Verbraucherzentrale, Bürgerzentren und weiteren sozialen 
 77 Einrichtungen.

Zeile 78 - 81

 78 Eine gerechte Gesellschaft braucht gleiche Zugänge zu politischer Mitbestimmung, 
 79 guter Arbeit, Bildung, Beratung, finanzieller Unterstützung und gesellschaftlichem 
 80 Leben. Gleichstellung darf kein Zusatzangebot sein, sondern muss zum 
 81 selbstverständlichen Maßstab linker Politik werden.

Begründung

Wir fordern diese Dinge schon an vielen anderen Stellen und es hat hier kaum etwas mit 
Geschlechtergerechtigkeit zu tun. Daher: Platz sparen, streichen.
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Antrag  L 204: Änderungsantrag zu L 03-17
Änderungsantrag zu L 03-17

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 14 - 21

 14 Dabei gibt es bereits viele einzelne Projekte, Einrichtungen und Initiativen zur 
 15 Verbesserung der Situation. Es gilt, sie auskömmlich auszustatten, miteinander zu 
 16 vernetzen und institutionell abzusichern, statt sie in ständiger Befristungsangst 
 17 arbeiten zu lassen. WIN-Mittel, Quartiersarbeit, Nachbarschaftseinrichtungen, 
 18 Bürgerhäuser bis hin zum sozialen Arbeitsmarkt sind lebenswichtige Bausteine. Dazu 
 19 kommen die Häuser der Familien, die Frühförderung sowie Hebammen- und 
 20 Gesundheitszentren. All diese Einrichtungen brauchen eine verlässliche Finanzierung 

und eine nachhaltige Perspektive.

Soziale und gesundheitliche Einrichtungen in den Stadtteilen werden wir daher auskömmlich 
finanzieren, venetzen und langfristig absichern. Mehr dazu im Kapitel Soziale Infrstruktur und 
Nachbarschaftspolitik und im Kapitel Gesundheit.

Begründung

Wir wiederholen hier sehr unkonkret das, was schon in anderen Kapiteln steht. Daher einfach nur 
Verweis.
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Antrag  L 205: Änderungsantrag zu L 03-17
Änderungsantrag zu L 03-17

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 25 - 32

 22 Wir wollen gesellschaftliche Angebote für Betreuung und Sorgearbeit ausbauen: Die 
 23 aufwachsende Ganztagsgarantie muss lückenlos umgesetzt werden. Wir wollen weg von 
 24 langen Ferienzeiten ohne ausreichende Betreuung und hin zu verlässlichen 

 25 Betreuungsangeboten für Kinder, einschließlich eines Ausbaus der Randzeiten. Der Isolation 
im 

 26 häuslichen Alltag muss durch gut ausgestattete Nachbarschaftsunterstützung 
 27 entgegengewirkt werden, etwa durch Nachbarschaftscafés und tägliche Mittagessen. 
 28 Auch tagesklinische und ambulante Angebote für Senior*innen und zur Entlastung 
 29 pflegender Angehöriger müssen ausgebaut werden. Die Möglichkeiten, Care-Arbeit zu 
 30 delegieren, müssen insgesamt erweitert und niedrigschwellig in wohnortnahen, auch 
 31 vernetzten Einheiten angeboten werden. Nachbarschaftscafés wollenwirken wir deshalb 
 32 ebenso unterstützen wie wohnortnahe Angebote für ein tägliches Mittagessendurch gut 

ausgestattete Nachbarschaftsunterstützung entgegen, etwa durch Nachbarschaftscafés und 
bezahlbare Mittagstische in den Stadtteilen. Auch tagesklinische und ambulante Angebote für 
Senior*innen und zur Entlastung pflegender Angehöriger müssen ausgebaut werden. Die 
Möglichkeiten, Care-Arbeit zu delegieren, müssen insgesamt erweitert und niedrigschwellig in 
wohnortnahen, auch vernetzten Einheiten angeboten werden. Mehr dazu im Kapitel Soziale 
Infrastruktur und Nachbarschaftspolitik, im Kapitel Kita und im Kapitel Bildung.

Begründung

Teilweise redundant, außerdem Einfügung Verweise.
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Antrag  L 206: Änderungsantrag zu L 03-17
Änderungsantrag zu L 03-17

Antragsteller/in: Mara Sterra (KV Mitte-Ost · Nr. 4029)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 81 - 82

 81 Teilzeitausbildungen und berufsbegleitende Weiterqualifizierung wollen wir 
 82 verstärken. (siehe Ausbildung, Seite X)

Ausbildung und Teilzeit: Wir wollen Ausbildungen und berufsbegleitende Weiterqualifizierung 
verstärken (siehe Ausbildung, Seite X). Alleinerziehende brauchen außerdem ein 
uneingeschränktes Recht auf Teilzeit, verbunden mit einem Rückkehrrecht in Vollzeit.

 83

Die Kürzungen der Bundesregierung müssen zurückgenommen werden: Die Bundesregierung 
hat beim Wohngeld, beim Unterhaltsvorschuss und in der Jugendhilfe gekürzt und den 
Kinderzuschlag gestrichen. Der Kinderzuschlag war ursprünglich als Eingangsstufe einer 
umfassenden Kindergrundsicherung gedacht. Diese Einschnitte treffen Alleinerziehende und 
damit überwiegend Frauen. Wir als Linke kritisieren sie scharf und werden Initiativen 
ergreifen, um diese Verschlechterungen zurückzunehmen. Wir wollen zudem eine 
Landesförderung für aufsuchende Beratung, damit bestehende Ansprüche, etwa auf 
Unterhaltsvorschuss und Wohngeld, tatsächlich abgerufen werden. Die Quote der Nicht-
Inanspruchnahme ist zu hoch.

Wir wollen das Ehegattensplitting zugunsten einer Individualbesteuerung mit besserer 
Kinderförderung ablösen. Dass Alleinerziehende durch Steuerprivilegien wie das 
Ehegattensplitting sozial weiter zurückfallen, ist ein unhaltbarer Zustand.

Zeile 83 - 86

 83 Die Kürzungen der Bundesregierung beim Wohngeld, beim Unterhaltsvorschuss, in der 
 84 Jugendhilfe sowie die Streichung des Kinderzuschlags sind Einschläge, die 
 85 überwiegend Frauen treffen und die wir als Linke scharf kritisieren. Wir werden 
 86 Initiativen ergreifen, diese Verschlechterungen wieder zurückzuführen.

Zeile 87 - 89

 87 Gleichzeitig wollen wir eine Landesförderung für aufsuchende Beratung, damit 
 88 bestehende Ansprüche auf z.B. Unterhaltsvorschuss und Wohngeld tatsächlich 
 89 abgerufen werden – die Quote der Nicht-Inanspruchnahme ist zu hoch.
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Zeile 90 - 92

 90 Der von der Bundesregierung abgeschaffte Kinderzuschlag war ursprünglich als 
 91 Eingangsstufe einer umfassenden Kindergrundsicherung gedacht: Dass diese Schritte 
 92 wieder zurückgedreht statt ausgebaut werden, ist für uns nicht hinnehmbar.

Zeile 93 - 95

 93 Wir wollen das Ehegattensplitting zugunsten einer Individualbesteuerung mit 
 94 besserer Kinderförderung ablösen. Dass Alleinerziehende durch Steuerprivilegien wie 
 95 das Ehegattensplitting sozial weiter zurückfallen, ist ein unhaltbarer Zustand.

Zeile 96 - 97

 96 Es braucht ein uneingeschränktes Recht auf Teilzeit verbunden mit einem 
 97 Rückkehrrecht in Vollzeit.

Zeile 98 - 101

 98 Der Unterhaltsvorschuss muss entfristet und an reale Lebenshaltungskosten gekoppelt 
 99 werden. Bremens schlechte Rückgriffsquoten gehören auf den Prüfstand, die Verfahren 
 100 müssen stringenter, säumige Unterhaltungszahlungen ohne Altersgrenze zurückgeholt 
 101 werden.

Begründung

formal: besser lesbar, gekürzt und zusammengefasst.
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Antrag  L 207: Änderungsantrag zu L 03-18
Änderungsantrag zu L 03-18

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 3

 2 Patriarchale Gewalt ist eine systematische Form von Gewalt gegen Frauen und Mädchen 

 3 sowie gegen Menschen, die aufgrund ihres Geschlechts oder ihrer geschlechtlichen 
 4 Identität von Gewalt betroffen sind. Sie zeigt sich in physischer, psychischer, 
 5 sexualisierter und digitaler Gewalt und hat ihre Ursache in patriarchalen 
 6 Machtverhältnissen und Geschlechternormen. Wir wollen eine Gesellschaft, in der 
 7 alle Menschen frei von Gewalt leben können.

Begründung

Dieser Dualismus ist irgendwie schräg.
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Antrag  L 208: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Tim Sültenfuß (KV Mitte-Ost · Nr. 4626)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 79 - 84

 79 Die Finanzierung soll über einen Mix verschiedener Maßnahmen erfolgen. Einzelne 
 80 Bausteine dafür sind eine Erhöhung der Grundsteuer, die Erhöhung der City-Tax für 
 81 Tourist*innen, die Einführung eines ÖPNV-Beitrags für alle Bremer*innen ausgenommen 
 82 Kinder und Sozialleistungsbeziehende, sowie die Erhöhung der Einnahmen aus 
 83 Parkraumbewirtschaftung. Unternehmen sollen durch eine Erhöhung der Gewerbesteuer 
 84 ihren Beitrag leisten.

Die Finanzierung soll über einen Mix verschiedener Maßnahmen erfolgen.

 85

2024 hatte die BSAG durch Ticketverkäufe Einnahmen in Höhe von rund 118 Mio Euro. Durch 
die Einführung des ticketfreien ÖPNV würden diese Einnahmen wegfallen und sich der 
städtische Verlustausgleich entsprechend erhöhen.

Durch die Einführung eines allgemeinen ÖPNV-Beitrags für alle Bremer*innen ausgenommen 
Studierende, Sozialleistungsbeziehende und Kinder in Höhe von 25,00 € pro Monat könnten 
etwa 100 Mio Euro jährlich eingenommen werden.
Die flächendeckende Parkraumbewirtschaftung in den innenstadtnahen Stadtteilen, so wie 
sie im Rahmen der Neuordnung des Parkens vorgesehen ist, könnte jährlich weitere 12 Mio 
Euro einbringen.

 86

Unternehmen sollen durch eine moderate Erhöhung der Gewerbesteuer oder eine 
zweckgebundene Gewinnumlage ihren Beitrag leisten.

Weitere Bausteine zur Finanzierung könnten die Einführung einer ÖPNV-Taxe oder die 
Erhöhung der City-Tax für Tourist*innen sein. Durch eine moderate Erhöhung der 
Grundsteuer oder eine Grundstückseigentümerabgabe zur Abgeltung des Sondervorteils der 
kostenfreien ÖPNV-Anbindung könnten weitere Gelder eingenommen werden.

 87

Viele dieser Instrumente sind bereits durch ein Gutachten im Auftrag des Senats auf ihre 
Machbarkeit hin untersucht worden.

Durch den Wegfall der Ticketverkaufs- und Kontrollinfrastruktur könnten überdies relevante 
Einsparpotentiale realisiert werden.

 88
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Eine Einbeziehung von Pendler*innen aus dem Umland bei der Finanzierung wäre 
beispielsweise über finanzielle Vereinbarungen mit den umliegenden Kommunen oder durch 
eine Pendlerabgabe denkbar.

Begründung

Die Forderung nach einem ticketfreien ÖPNV sollte auch im Wahlprogramm mit Zahlen zu 
Finanzierungsvorschlägen unterfüttert werden, um realistisch und glaubwürdig zu sein. 
Einbeziehung von Pendler*innen aus dem Umland fehlte bisher komplett, ist in der Tat rechtlich 
nicht trivial, sollte aber trotzdem zumindest kurz erwähnt werden.
Einsparpotentiale durch Wegfall Kontrollinfrastruktur erwähnen.
Außerdem Hinweis auf Gutachten vom Verkehrsressort zur Machbarkeit diverser 
Finanzierungsinstrumente ergänzt.
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Antrag  L 209: Änderungsantrag zu L 04-19
Änderungsantrag zu L 04-19

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 90

 88 Wir wollen Azubis in allen öffentlichen Eigenbetrieben und Gesellschaften 
 89 unbefristet übernehmen und setzen uns für einen unbefristeten Übernahmeanspruch im 

 90 Tarifvertrag ein.

Die Steigerung der Attraktiv des öffentlichen Diensts durch Firmen-Fitness Angebote finden 
wir richtig. Allerdings macht der aktuelle Anbieter durch intransparente Änderungen der AGB 
und fragwürdige Eigentümer auf sich aufmerksam. Daher wollen wir prüfen, ob mit anderen 
Anbietern bessere Konditionen verhandelt werden können.

Begründung

Wellpass gehört dem Schwiegersohn von Donald Trump und hat gerade den Zorn von 
Nutzer*innen und Verbraucherzentralen durch unzulässige AGB-Änderungen auf sich gezogen. 
Daher gehört das Angebot auf den Prüfstand.
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Antrag  L 210: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 66

 66 Die Fastlane „Wärmewende“ wollen wir durch die von der rot-grün-roten Koalition 
beschlossene Gründung einer kommunalen 

 67 Wärmegesellschaft beschleunigen. Auch den erforderlichen Ausbau der Stromnetze 
 68 wollen wir in den Blick nehmen und gleichzeitig die dezentrale Eigenversorgung 
 69 stärken, z.B. über eine Förderung für private Stromspeicher. Wir wollen daher die 
 70 Fastlane breiter fassen, als „Wärme- und Energiewende“. Dazu gehört auch der Ausbau 
 71 der Erneuerbaren Energien sowie Maßnahmen, um die dezentrale Eigenversorgung von 
 72 Betrieben mit Strom und Wärme schneller voranzutreiben.

Begründung

Aktualisierung
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Antrag  L 211: Änderungsantrag zu L 04-06
Änderungsantrag zu L 04-06

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 63

 59 Um die notwendigen Investitionen des Fernwärmeausbaus und die Leistbarkeit der 
 60 Wärmeversorgung für die Bürger*innen sicherstellen zu können, ist ein mehrheitlich 

kommunaler Fernwärmebetrieb notwendig. Deshalb wollen wir schrittweise die Anteile 
 62 an den wesernetz-Betrieben erhöhen oder über Kapitalerhöhungen bei den notwendigen 

 63 Investitionen für klimaneutralen Ausbau die Anteilsmehrheit an diesen realisieren. Außerdem 
treiben wir die von der rot-grün-roten Koalition beschlossene Gründung einer 
Wärmegesellschaft voran, die unter starker kommunaler Beteiligung den Ausbau des 
Fernwärmenetzes mit Großwärmepumpen und Industrie-Abwärme links der Weser 
beschleunigen soll.

Begründung

Aktualisierung.
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Antrag  L 212: Änderungsantrag zu L 04-11
Änderungsantrag zu L 04-11

Antragsteller/in: Sofia Heuser (OV Bremen-West · Nr. 3004)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 96

 84 Eine Voraussetzung für gute Lehre und Forschung an Hochschulen sind gute 
 85 Arbeitsverhältnisse. Dazu gehört für uns ein Tarifvertrag für die studentischen 

Beschäftigten, ausreichend Zeit für eine Promotion und im Anschluss hieran schnell 
 87 eine dauerhafte Karriereperspektive z.B. mit einem Tenure-Track (befristeter 
 88 Einstieg in eine dauerhafte Professur). Auch in diesem Bereich werden wesentliche 
 89 Regelungen auf Bundesebene getroffen, deswegen muss sich Bremen dort für 
 90 Veränderungen einsetzen. Für die Phase nach der Promotion wollen wir das 
 91 Wissenschaftszeitvertragsgesetz abschaffen. Auch Vorgaben des Bundes, die eine 
 92 zwingende Befristung von Beschäftigten in Drittmittelprogrammen vorsehen, lehnen 
 93 wir ab. Statt vieler einzelner Sonderprogramme muss der Bund eine dauerhafte 
 94 Aufstockung der Grundhaushalte der Universitäten sicherstellen. Dies gilt z.B. für 
 95 die Exzellenzinitiative, für deren Auslaufen nach der jetzt beginnenden 

 96 Förderperiode wir zugunsten einer stabilen Grundfinanzierung eintreten. Das 
Wissenschaftszeitvertragsgesetz bedeutet für Beschäftigte in der Wissenschaft oft 
Unsicherheit und Prekarität. Wir wollen uns dafür einsetzen, dass die Universität und die 
Hochschulen im Land Bremen ihre Spielräume bei Zeitverträgen nicht ausnutzen und mehr 
unbefristete Verträge ausstellen. 

Begründung

Kommt aus dem Bürgerforum 
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Antrag  L 213: Änderungsantrag zu L 03-11
Änderungsantrag zu L 03-11

Antragsteller/in: Sofia Heuser (OV Bremen-West · Nr. 3004)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 10

 7 Starke Gewerkschaften und betriebliche Interessenvertretungen sind eine wichtige 
 8 Voraussetzung für gute Löhne und gute Arbeitsbedingungen. Wir unterstützen deshalb 
 9 die Gewerkschaften und setzen uns für eine Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung 

 10 ein.

Öffentliches Kapital, Landesbürgschaften und Beteiligungsfonds sollen gezielt 
Zukunftsinvestitionen und den Aufbau guter Arbeitsplätze unterstützen. Staatliche 
Fördermittel werden konsequent an verbindliche Kriterien guter Arbeit, Tarifbindung, 
Mitbestimmung und faire Löhne geknüpft. Bremen übernimmt Verantwortung für 
menschenwürdige Arbeitsbedingungen sowie soziale und ökologische Standards entlang 
globaler Lieferketten und in der öffentlichen Beschaffung.

Begründung

Aus dem Forderungskatalog des DGB
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Antrag  L 214: Änderungsantrag zu L 03-11
Änderungsantrag zu L 03-11

Antragsteller/in: Sofia Heuser (OV Bremen-West · Nr. 3004)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 78 - 83

 78 Daher setzen wir uns auf Bundesebene ein für einen indexierten Mindestlohn, der an 
 79 Tarifverträge gekoppelt ist, wie beim Landesmindestlohn in Bremen; für die 
 80 Erleichterung von Allgemeinverbindlicherklärungen; für das gesetzliche Verbot von 
 81 sogenannten OT-Mitgliedschaften („ohne Tarifbindung“) von Unternehmen in 
 82 Arbeitgeberverbänden; und für die Stärkung des Zolls zur Kontrolle des 
 83 Mindestlohns.

Daher setzen wir uns auf Bundesebene ein für einen indexierten Mindestlohn, der an 
Tarifverträge gekoppelt ist, wie beim Landesmindestlohn in Bremen.

 84

Wir fordern einen Landesaktionsplan zur Steigerung der Tarifbindung sowie die konsequente 
Umsetzung und Kontrolle des Tariftreue- und Vergabegesetzes und des Landesmindestlohns. 
Dafür müssen die zuständigen Kontrollstellen ausreichend ausgestattet werden. 
Betriebsratsbehinderung und Union Busting müssen konsequenter verfolgt und 
entsprechende Unternehmen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge benachteiligt werden. 
Außerdem beinhaltet der Plan die Erleichterung von Allgemeinverbindlicherklärungen, ein 
gesetzliche Verbot von sogenannten OT-Mitgliedschaften („ohne Tarifbindung“) von 
Unternehmen in Arbeitgeberverbänden und die Stärkung des Zolls zur Kontrolle des 
Mindestlohns.

Begründung

Aus dem Forderungspapier des DGB
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Antrag  L 215: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Sofia Leonidakis (KV Mitte-Ost · Nr. 4017)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 17 - 18

 14 Im Bund ist daraus längst praktische Politik geworden. Der Sozialstaat wird nicht 
 15 reformiert, sondern abgebaut. Das Bürgergeld ist zu einer Grundsicherung umgebaut 
 16 worden, in der Sanktionen härter greifen und die Vermögensfreibeträge sinken. Wer 

 17 zum zweiten Mal einen Termin im Jobcenter nicht wahrnimmt, verliertdem können 30 Prozent 
des 

 18 Regelbedarfs gestrichen werden. Wer dreimal nicht erscheint, kann alles verlieren, auch 
diegekürzt werden, inklusive den Kosten 

 19 der Unterkunft. Für Menschen in der Grundsicherung im Alter gilt bei der Miete seit 
 20 Juli 2026 eine feste Obergrenze, wo vorher der Einzelfall geprüft wurde. Und über 
 21 die abschlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren wird verhandelt, als wäre sie ein 
 22 Geschenk und nicht die Anerkennung eines ganzen Arbeitslebens.

Begründung

Man verliert Ansprüche nicht, sondern wird sanktioniert
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Antrag  L 216: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Sofia Leonidakis (KV Mitte-Ost · Nr. 4017)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 28

 26 Gleichzeitig wird der Ton härter, und es bleibt nicht beim Ton. Das 
 27 Bundeskriminalamt hat für 2025 den höchsten Stand politisch motivierter Straftaten 

 28 seit Beginn dieser Statistik gemeldet. 19.484 davon wurden als 
‚fremdenfeindlich‘ ‚fremdenfeindlich‘ 

 29 motiviert, also rassistisch, klassifiziert, fast drei Viertel davon aus dem rechten 
 30 Spektrum. Das sind mehr als fünfzig an jedem Tag des Jahres. Hasskriminalität gegen 
 31 Frauen und gegen queere Menschen hat erneut zugenommen. Rassistische, 
 32 antisemitische, queerfeindliche und antifeministische Gewalt bedroht ganz konkret 
 33 die Sicherheit und das Leben von Menschen - auch in Bremen und Bremerhaven.

Zeile 40 - 43

 39 Am 6. September 2026 hat die AfD in Sachsen-Anhalt 43,8 Prozent geholt und eine 

 40 absolute Mehrheit nur knapp verfehlt. Wir halten es für falsch, darauf mit Panik zu 
 41 reagieren, und für genauso falsch, es kleinzureden. EsDas bedroht ganz konkret Menschen, 

Existenzen, Initiativen, solidarische Infrastrukturen. Der Aufstieg der AfD basiert auf einem 
gefestigten und wachsenden Bodensatz menschenfeindlicher Einstellungen. Er ist dasaber 
auch Ergebnis von 

 42 Jahrzehnten, in denen Menschen erfahren haben, dass der Staat bei ihnen nicht mehr 
 43 vorkommt - und von Jahren,ihre Interessen nichts zählen und alles schlechter, teurer und 

strukturärmer wird. Und in denen die sogenannte demokratische Mitte die 
 44 Erzählung der Rechten übernommen hat.

Begründung

Der Satz mit der Panik suggeriert, dass Menschen, die Angst haben, irrational handeln. PoCs, 
queere und armutsbetroffene Menschen haben aber rationalerweise Angst vor der AfD, deren 
Sichtweise übergehen wir mit der Ursprungsformulierung. Zudem gibt es einfach gefestigt rechte 
Einstellungen, siehe Mitte-Studien. Den Sieg der AfD kann man nicht nur materialistisch herleiten
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Antrag  L 217: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Sofia Leonidakis (KV Mitte-Ost · Nr. 4017)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 45 - 48

 45 Aber das Wahlergebnis in Sachsen-Anhalt ist auch eine Kampfansage: Für eine 
 46 GesellschaftAn die plurale Gesellschaft, deren Teil wir alle sind. An eine Verfassungsrealität, 

die eine Gesellschaft gleichberechtigter Mitglieder vorsieht. Stattdessen wird eine völkische 
Gesellschaft angestrebt, bei der nicht alle dazugehören, die sich abschotten will. Für eine 
Menschen abwertet und systematisch ausschließt. Eine Wirtschaft, die sich kurzfristige 
Wettbewerbsvorteile erkaufen soll, indem sie 

 48 keine Rücksicht nimmt auf Beschäftigte, Klima, Zukunftsumbau. Für Hierarchie und 
 49 Entrechtung statt Gleichstellung, Autorität statt Demokratie.

Begründung

Kampfansage FÜR... passt nicht so gut zusammen. Es gibt Kampfansagen AN...

Zudem wirken die Formulierungen zur angestrebten Gesellschaftsform etwas harmlos
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Antrag  L 218: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: Sofia Leonidakis (KV Mitte-Ost · Nr. 4017)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 64

 60 Umverteilen statt Kürzen. All das ist finanzierbar, aber nicht aus dem Nichts. Wir 
 61 wollen Einnahmen erhöhen statt Leistungen kürzen, Gebühren und Preise konsequent 
 62 sozial staffeln, Monopolprofite zurückdrängen, verdeckte Subventionen beenden und 
 63 Unternehmen direkt in die Pflicht nehmen, statt alles über öffentliche 

 64 Extraförderung zu regeln. Wir wollen eine Großgrunderwerbssteuer: wer sich die fünfte 
Immobilie zulegt zum vermieten, soll einen höheren Steuersatz zahlen als eine Familie für die 
selbstgenutzte Wohnung. Im Bundesrat werden wir gegen jede Sozialkürzung und jede 

 65 weitere Belastung von Ländern und Kommunen arbeiten und für Vermögens-, Erbschafts- 
 66 und Übergewinnsteuer streiten. Klimaschutz wollen wir nicht gegen Bildung und 
 67 Soziales ausspielen, sondern die notwendigen erheblichen Zusatzausgaben über eine 
 68 Ausnahme von der Schuldenbremse durch das Erklären einer Klimanotlage finanzieren.

Begründung

Ist eine Forderung die Mehreinnahmen bringt und Klassenunterschiede abbildet. Plus: hat der 
Wissenschaftliche Dienst des Bundestages als landesrechtlich machbar beurteilt 
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Antrag  L 219: Änderungsantrag zu L 04-02
Änderungsantrag zu L 04-02

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 15

 13 Der Flughafen ist für Bremen unverzichtbar. Der in der letzten Legislatur begonnene 
 14 Sanierungsprozess BRE:start wird daher konsequent fortgesetzt, um die 

 15 Leistungsfähigkeit des Bremer Flughafens zu erhalten und langfristig abzusichern. Jeder 
Sanierungsplan muss weiterhin sozialverträglich ausgestaltet werden. 

Der Ryanair-Konzern hat Bremen mit unhaltbaren Parolen und illegalen Forderungen erpresst 
und anschließend die Verbindungen zum Sommerflugplan gestrichen. Wir wollen auch die 
Gründung einer (teil-)staatlichen Airline mit Sitz in Bremen prüfen, um solche Abhängigkeiten 
für die Zukunft zu reduzieren. 

Begründung

Macht Sinn und haben Klaus-Rainer Rupp z.B. im Artikel des WK vom 6.11. vorgeschlagen. 
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Antrag  L 220: Änderungsantrag zu L 01-01
Änderungsantrag zu L 01-01

Antragsteller/in: Sofia Leonidakis (KV Mitte-Ost · Nr. 4017)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 70

 61 Bei einer Personalstelle für die Miet-Melde-Stelle können wir nicht stehen bleiben. 
 62 Sie muss weiter wachsen. Wir wollen die Miet-Melde-Stelle zu einem Landesamt für 
 63 Mieter*innenschutz ausbauen, das Mieter*innen umfassend schützt: Gegen zu hohe 
 64 Mieten, gegen Vernachlässigung und Verfall der Gebäude, gegen Vermüllung und 
 65 Verwahrlosung des Wohnumfelds, gegen unzulässigen Leerstand und Zweckentfremdung. 
 66 Wir wollen die Kompetenzen für Wohnraumschutz und Wohnungsaufsicht beim Landesamt 
 67 für Mieter*innenschutz bündeln. Es soll zu einer schlagkräftigen Task-Force werden, 
 68 die Missstände aufsuchend, mehrsprachig und unter Anwendung aller relevanten 
 69 gesetzlichen Grundlagen sowie behördlichen Zuständigkeiten bearbeitet, mit dem 

 70 Ziel, Wohnungsmissstände schnell und effektiv zu beseitigen. Sie soll die Straffreiheit für 
gesetzwidriges Gebahren von Vermietern durch beenden und präventiv verhindern, indem 
Wohnungsanzeigen auf den üblichen Portalen gescannt und bei Rechtsverstößen 
unterbunden werden.

Begründung

Ahnung UND präventiver Ansatz ist wichtig, macht Wohnungsamt in FFM auch
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Antrag  L 221: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 91

 86 Solange der ticketfreie ÖPNV nicht Realität ist, setzen wir uns für bezahlbare und 
sozial gestaffelte Ticketpreise ein. Wir haben das StadtTicket für Kinder im 

 88 Leistungsbezug umsonst gemacht. Daran halten wir fest. Den Preis für das 
 89 StadtTicket für Erwachsene wollen wir senken und ein ermäßigtes DeutschlandTicket 
 90 einführen. Das TIM-Ticket soll ebenfalls in ganz Deutschland gelten. In Bremerhaven 

 91 will Die Linke ebenfalls ein Sozialticket einführen.

Wir wollen Rentner und Rentnerinnen die Möglichkeit bieten, ihren Führerschein wie in 
Bremerhaven gegen ein kostenloses lebenslang gültiges Ticket für den ÖPNV einzutauschen.

Begründung

Redaktioneller Fehler. 
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Antrag  L 222: Änderungsantrag zu L 04-05
Änderungsantrag zu L 04-05

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 97

 89 Die Fastlane „Wirtschaftstransformation“ hängt nicht nur, aber vor allem an der 
 90 Entwicklung des Stahlwerks. Wir halten an der Zielsetzung fest, dass in Bremen 
 91 perspektivisch nur noch grüner Stahl produziert wird. Das wird bedeuten, dass statt 
 92 Primärstahlerzeugung nur noch Sekundärstahl erzeugt wird, indem (anderswo) 
 93 klimaneutral erzeugte Vorprodukte und/oder Stahlschrott in Bremen weiterverarbeitet 
 94 werden. Unser Ziel bleibt die klimaneutrale Stahlerzeugung und -verarbeitung am 
 95 Standort Bremen spätestens ab 2038, etwa über ein strombetriebenes Walzwerk, 
 96 Elektrolichtbogenöfen oder Investitionen in die Zukunftstechnologie Eisenoxid-

 97 Elektrolyse. Damit diese notwendige Transformation nicht an kurzfristiger Profitorientierung 
scheitert, wollen wir im Dialog mit den Beschäftigten ein Konzept zur Vergesellschaftung der 
Stahlproduktion entwickeln. Dazu gehört etwa die Überführung der Stahlwerke in eine 
Stiftung wie im Saarland oder auch die Beteiligung des Landes wie in Salzgitter. Wir werden 
die Bremer Wasserstoffstrategie weiter fortsetzen, 

 98 insbesondere was den Anschluss Bremens und Bremerhavens an das Wasserstoffkernnetz 
 99 angeht, um Betrieben auch jenseits von Arcelor Mittal die Möglichkeit zu geben, 
 100 Produktionsprozesse klimaneutral umzustellen. Wir halten weiter am Ziel der 
 101 Dekarbonisierung der Bremer Häfen fest. Den EnergyPort in Bremerhaven wollen wir 
 102 umweltgerecht umsetzen. Weiter wollen wir zunächst in einem Pilot-Projekt 
 103 Carbonbeton einsetzen, um die Einsparung von CO2 Emissionen in der Bauwirtschaft 
 104 voranzutreiben.

Begründung

2 Beispiele, wo es zumindest deutlich besser läuft als bei AMB, die real existieren und von der 
Belegschaft mitgetragen werden. 
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Antrag  L 223: Änderungsantrag zu L 02-07
Änderungsantrag zu L 02-07

Antragsteller/in: Dieter Winge (OV Bremen-West · Nr. 3611)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 35

 31 Rund 6 Millionen Euro mehr braucht es für die Offene Kinder- und Jugendarbeit. Das 
 32 entspricht einer auskömmlichen und verlässlichen Absicherung. Nur so können wir 
 33 bestehende Angebote dezentral in allen Stadtteilen langfristig sichern, gute 
 34 Arbeitsbedingungen bei den Trägern garantieren und zielgruppenspezifische Angebote 

 35 für queere, geflüchtete oder Jugendliche mit Behinderung ausbauen.

Ergänzung:

Die Neuordnung der Mittelvergabe auf Grundlage von Sozialindikatoren und verbindlichen 
Einrichtungsstandards begrüßen wir. Voraussetzung für ihr Gelingen ist jedoch eine 
auskömmliche Finanzierung. Es darf nicht dazu kommen, dass bestehende und weiterhin 
benötigte Einrichtungen aufgrund unzureichender Mittel aus der Regelfinanzierung 
herausfallen und auf unsichere Projektförderung verwiesen werden.

Die fachlich begründete und transparente Planung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
muss dabei mit einer verbindlichen Beteiligung der Stadtteilbeiräte, der freien Träger und der 
jungen Menschen an der örtlichen Angebotsentwicklung verbunden werden. Entscheidungen 
über die Förderung einzelner Einrichtungen müssen sich an fachlichen Kriterien und den 
festgestellten Bedarfen orientieren und dürfen nicht von sachfremden politischen 
Erwägungen abhängig gemacht werden.

Begründung

Eine gerechtere Verteilung bei unzureichender Finanzierung organisiert letztlich nur den Mangel 
neu und spielt Stadtteile und Einrichtungen gegeneinander aus. Ohne die geforderten 
zusätzlichen Mittel geraten wichtige Einrichtungen weiterhin unter Druck.

Zugleich geraten die Stadtteilbeiräte in ein Dilemma: Stimmen sie der Mittelverteilung zu, müssen 
sie Kürzungen bei notwendigen Angeboten mittragen. Verweigern sie ihr Einvernehmen, drohen 
Verzögerungen bei der Auszahlung an die Träger. Dieser Konflikt lässt sich nicht allein durch eine 
fachlich begründete Neuordnung der Mittelvergabe lösen, sondern nur durch eine auskömmliche 
Finanzierung der tatsächlichen Bedarfe.
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Antrag  L 224: Änderungsantrag zu L 02-08
Änderungsantrag zu L 02-08

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 75

 74 Der ÖPNV soll zudem auch weiter über die Stadtgrenzen hinaus ausgebaut werden - 

 75 mehr Buslinien in Umlandgemeinden und bessere Park-and-Ride-Angebote.

Die aktuelle Situation auf dem von der DB Regio betriebenen Expresskreuz Bremen/
Niedersachsen ist nicht weiter haltbar: Züge sind überfüllt, einstöckig, weder barrierefrei 
noch klimatisiert.

Wir wollen deshalb die finanziellen Sanktionen gegen den Alstom-Konzern wegen den 
Lieferverzögerungen und fehlenden Genehmigungen für die längst zugesagten neuen Züge 
von Seiten der LNVG deutlich verschärfen. Es muss unverzüglich barrierefreie Alternativen auf 
den zentralen Routen geben. 

Begründung

Das schafft mehr Recht und Ordnung bei unfähigen Bahnzuliefern, die zwischen Norddeich, 
Bremerhaven, Osnabrück und Hannover wirklich schlimme Zustände schaffen. 
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Antrag  L 225: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 68

 67 Was in diesen Jahren an konkreter Verbesserung durchgesetzt wurde, wäre ohne uns 

 68 nicht durchgesetzt worden. Ein paar Beispiele: Der Landesmindestlohn liegt seit April 2026 
bei 14,87 

 69 Euro und steigt zum 1. Januar 2027 auf 15,17 Euro, weil wir ihn dauerhaft an den 
 70 Tarif des öffentlichen Dienstes gekoppelt haben. Bremen ist das einzige Bundesland 
 71 mit einem gesetzlichen Ausbildungsfonds: Seit Januar 2025 zahlen alle größeren 
 72 Betriebe eine Umlage ein, ausbildende Betriebe erhalten 2.250 Euro pro 
 73 Auszubildenden zurück, im ersten Jahr rund 27 Millionen Euro - finanziert von der 
 74 Wirtschaft, nicht aus dem Haushalt. Dazu kommen Housing First, eine zentrale 
 75 Landes-Antidiskriminierungsstelle, eine unabhängige Polizei- und 
 76 Feuerwehrbeauftragte und ein beaufsichtigter Drogenkonsumraum. Nichts davon ist von 
 77 allein gekommen, und jedes Einzelne davon war umstritten.

Begründung

Diese Aufzählung ist natürlich nicht abschließend.
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Antrag  L 226: Änderungsantrag zu L 03-24
Änderungsantrag zu L 03-24

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 46

 45 Im Jahr 2023 wurde Bremen durch die UNESCO zur City of Literature gekürt. Aus 

 46 dieser Auszeichnung ergibt sich eine besondere Verantwortung für die Pflege in 
Unterstützung der Lesekultur in 

 47 unserer Stadt. Wir begrüßen, dass die Bremer Literaturszene mit dem neu 
 48 geschaffenen Stadtmusikanten- und Literaturhaus einen eigenen Ort in der Innenstadt 
 49 bekommt und setzen uns dafür ein, dass das lokale Literatur-Netzwerk weiter 
 50 gestärkt wird.

Begründung

Satzbau
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Antrag  L 227: Änderungsantrag zu L 04-15
Änderungsantrag zu L 04-15

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 41

 35

 36

 37

 38

 39

 40

Internationale Partnerschaften vertiefen:4. 
 Bremens langjährige Beziehungen zu 
Städten im globalen Süden müssen in beiden Richtungen intensiviert werden - 
anknüpfend an die schon bestehenden Städtepartnerschaften mit Durban in 
Südafrika und Windhoek in Namibia. Hierzu gehört auch, zivilgesellschaftliche 
Organisationen in Bremen bei gemeinsamen Projekten mit Partnern im Globalen 
Süden finanziell und logistisch auf möglichst unbürokratische Weise zu 

 41 unterstützen. Wir wollen uns für eine neue Städtepartnerschaft mit Diyarbakir/Amed in 
Bakurê Kurdistanê einsetzen. 

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 229: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 1

 1 Radikal sozial: Fürsozial. Bremen und Bremerhaven bezahlbar für 
Alle.

Begründung

Bezahlbarkeit ist die aktuell brennendste Frage für viele Menschen. Materielle Grundversorgung 
ist Ausgangspunkt linker Politik. Dementsprechend sollte unser Wahlprogramm diesen Auftrag 
linker Politik auch im Titel tragen.
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Antrag  L 230: Änderungsantrag zu L 01-05
Änderungsantrag zu L 01-05

Antragsteller/in: Sofia Leonidakis (KV Mitte-Ost · Nr. 4017)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 83 - 98

 82 Dagegen stellen wir die offene Stadt, die für alle da ist und in der alle Platz und 

 83 Raum finden. Wer neu in Bremen ist, sollte nicht an den Stadtrand gedrängt werden, weil 
nirgends sonst eine bezahlbare Wohnung verfügbar ist. Der Spaltung der Stadtteile muss 
aktiv entgegengewirkt werden. Für mehr Stadtteilgerechtigkeit kann auch eine Internationale 
Bauausstellung (IBA) sorgen, wenn sie abgehängte Arbeiter*innenquartiere aufwertet, und 
gleichzeitig Verdrängung vermeidet. Unser Ziel sind lebendige, sozial gemischte Quartiere.

 84 Öffentliche Daseinsvorsorge und öffentlicher Raum bleiben in öffentlicher Hand - 
 85 die Privatisierung von Staatlichkeit hat in Bremen keinen Platz. Kommunale 
 86 Vorkaufs- und Eigentumsrechte nutzen wir auch, um rechte Immobilienstrategien zu 
 87 durchkreuzen. Wir überlassen die Idee der schönen Stadt nicht den Reaktionären. 
 88 Schön ist eine Stadt, die allen offensteht - plural, modern, solidarisch. Eine 
 89 Stadt, die von ihren Bewohner*innen angeeignet und mitgestaltet werden kann; in der 
 90 Bedürfnisse, Infrastruktur und Gemeinschaftlichkeit beim Bauen mitgedacht werden 
 91 und in der mehr erhalten und angepasst, als abgerissen und neu hochgezogen wird. 
 92 Erinnerungskultur gehört für uns direkt ins Quartier: Gedenkorte, Straßen- und 
 93 Platznamen, die an Widerstand, Arbeiter*innenbewegung und die Vielen erinnern, 
 94 statt an Kolonialherren und Militärs, sind gelebte Stadtentwicklung. Auch die 
 95 Innenstadt darf nicht privaten Investoren überlassen werden, sondern muss von der 
 96 öffentlichen Hand mitgestaltet werden: über GEWOBA, BREBAU und eigene Ankäufe. Nur 
 97 so entsteht Raum für bezahlbares Wohnen, junges Wohnen, Kultur und nicht-
 98 kommerzielle Nutzungen statt Konsumwüste und Leerstand.

Begründung

Die IBA sollte irgendwo zumindest einmal benannt werden
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Antrag  L 228: Änderungsantrag zu L 04-15
Änderungsantrag zu L 04-15

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 41

 35

 36

 37

 38

 39

 40

Internationale Partnerschaften vertiefen:4. 
 Bremens langjährige Beziehungen zu 
Städten im globalen Süden müssen in beiden Richtungen intensiviert werden - 
anknüpfend an die schon bestehenden Städtepartnerschaften mit Durban in 
Südafrika und Windhoek in Namibia. Hierzu gehört auch, zivilgesellschaftliche 
Organisationen in Bremen bei gemeinsamen Projekten mit Partnern im Globalen 
Süden finanziell und logistisch auf möglichst unbürokratische Weise zu 

 41 unterstützen. Wir werden uns für eine Städtepartnerschaft mit Amed/Diyarbakir in Bakurê 
Kurdistanê/Nordkurdistan/Südosttürkei einsetzen. 

Begründung

erfolgt mündlich. 
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Antrag  L 231: Änderungsantrag zu L 03-27
Änderungsantrag zu L 03-27

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 105

 100  Den Inlandsgeheimdienst Verfassungsschutz sieht Die Linke kritisch und lehnt eine 
 101 Ausweitung der Kompetenzen und Befugnisse ab. Den Einsatz von V-Leuten wollen wir 
 102 grundsätzlich beenden, haben ihn in der vergangenen Legislatur bereits strikter 
 103 geregelt und die parlamentarische und richterliche Kontrolle über den Geheimdienst 
 104 ausgeweitet. Die Trennung von Polizei und Geheimdienst muss unbedingt aufrecht 

 105 erhalten bleiben.

Den in der Türkei zwischen dem Regime Erdogan und der kurdischen Bewegung begonnen 
Friedens- und Amnestieprozess für Mitglieder der Kurdischen Arbeiterpartei unterstützen wir 
durch eine Beendigung der Repression von Polizei und Geheimdiensten gegen kurdische 
Vereine in Bremen. Wir wollen die Beeinflussung durch deutsche und internationale 
Geheimdienste auf die hiesigen Vereinsstrukturen aufarbeiten. 

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 232: Änderungsantrag zu L 03-26
Änderungsantrag zu L 03-26

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 17

 13 Durch die Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wird es in den kommenden 
 14 Jahren zu wesentlichen Veränderungen beim Programm und Senderstrukturen kommen. 
 15 Viele Inhalte werden nur noch digital über das Internet und Plattformen abzurufen 
 16 sein. Uns ist wichtig, dass ein sozial-verträglicher Umstieg bei der Abschaltung 

 17 von von UKW-Radio-Frequenzen gesichert wird. Die barrierefreie, internetunabhängige und 
 18 katastrophenresiliente Empfangbarkeit von öffentlich-rechtlichen Angeboten ist 
 19 abzusichern.

Begründung

Redaktionell
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Antrag  L 233: Änderungsantrag zu L 03-26
Änderungsantrag zu L 03-26

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Begründung

Komplett redaktionell (Leerzeile ergänzt)
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Antrag  L 234: Änderungsantrag zu L 02-03
Änderungsantrag zu L 02-03

Antragsteller/in: Dmitri Zelenin (KV Links der Weser · Nr. 5616), Anna Fischer 
(OV Bremen-West · Nr. 3005)

Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 52 - 54

 52 Um dem zunehmenden Rückgang ärztlicher Grundversorgung durch Praxisschließungen und 
ihrer ungleichen 

 53 Verteilung auf die Stadtteile zu begegnen, werden wir mit der flächendeckenden Einrichtung 
kommunaler 
medizinischer Versorgungszentren (MVZ) tätig werden. Kommunale MVZ ermöglichen gut 
aufgestellte Anlaufstellen, in denen Ärzt*innen angestellt sind und sich auf die medizinische 
Versorgung der Patient*innen konzentrieren können. Dabei müssen sie weder die Risiken 
noch die Verwaltungsaufgaben einer selbstständigen Praxisführen mehr tragen, was 
beispielsweise auch die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben verbessert. Mit kommunalen 
MVZs stärken wir die öffentliche Steuerungsfähigkeit der medizinischen Versorgung vor Ort, 
die bisher vor allem durch die standesrechtliche Vergabe begrenzter Kassensitze durch die 
kassenärztliche Vereinigung geregelt ist. Diese Struktur hat bisher zur Konzentration von 
Arztpraxen in wenigen besser gestellten Stadtteilen geführt. Die kommunalen MVZs sollen 
künftigaber nicht nur 

 55 ärztliche Angebote ermöglichen, sondern die darüberhinausgehenden Quartiersangebote 
 56 bündeln und somit als Gesundheitszentren Anlaufstellen für viele gesundheitliche 
 57 Anliegen im Stadtteil sein. Lücken im Unterstützungsangebot, etwa in der Phase 
 58 zwischen der Unterstützung durch Familienhebammen und durch Gesundheitsfachkräfte 
 59 in den Schulen, werden wir durch entsprechende Angebote schließen.

Begründung

Wenn wir die kMVZ so stark ins Zentrum rücken, sollten wir etwas mehr auf den Nutzen eingehen
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Antrag  L 235: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 25

 23 Wer zur Miete wohnt, weiß, dass die nächste Erhöhung kommt, nur nicht wann. Wer 
 24 Angehörige pflegt, tut das meistens allein und bezahlt es später mit der eigenen 

 25 Rente. Wer zwei Jobs hat, hat deshalb noch keine Sicherheit. Das Leben ist für immer mehr 
Menschen nicht mehr bezahlbar und die Sicherung materieller Grundbedürfnisse keine 
Selbstverständlichkeit.

Begründung

Wir müssen Bezahlbarkeit als zentrales politisches Motiv benennen.
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Antrag  L 237: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 1

 1 EntlastungEntlastung: Der Krise der Bezahlbarkeit etwas 
entgegensetzen

Begründung

Entlastung klingt oft etwas kryptisch. Krise der Bezahlbarkeit vielleicht auch - die Weisheit des 
Parteitags möge das entscheiden.
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Antrag  L 236: Änderungsantrag zu L 03-26
Änderungsantrag zu L 03-26

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 28 - 43

 28 Die Linke steht zum Verfahren der Beitragsermittlung über eine unabhängige 
 29 Kommission, um eine bedarfsgerechte Finanzierung und Absicherung des Programms zu 
 30 gewährleisten. Stärken möchten wir den öffentlich-rechtlichen Rundfunk als 
 31 nichtkommerziellen, werbefreien Anbieter. Steigende Rundfunkbeiträge sehen wir aus 
 32 sozialen Gründen kritisch - unterstützen aber den vollen Programmauftrag von Radio 
 33 Bremen. Die Befreiungskosten sollen in Zukunft vom Sozialleistungsträger übernommen 
 34 werden. Die Ausgaben für die Sportrechte sind zu senken, Verträge mit korrupten 
 35 Organisationen wie die FIFA müssen verboten werden. Die Anzahl übertariflich 
 36 bezahlter Beschäftigter im nicht-redaktionellen Bereich wollen wir zu Gunsten der 
 37 Redakteuer*innen reduzieren. All diese Maßnahmen würden einen erheblichen Spielraum 
 38 zur Stabilisierung des Beitrages über mehrere Beitragsperiodenermöglichen. Die 
 39 Reformen des Medienstaatsvertrags haben in den letzten Jahren jedoch auch dazu 
 40 geführt, dass feste Stellen abgebaut wurden und Arbeit an sogenannte feste Freie 
 41 oder externe Firmen außerhalb des üblichen Tarifvertrags ausgelagert wurden. Diese 
 42 Tendenz muss umgekehrt werden, gute und sichere Arbeitsverhältnisse sollen auch bei 
 43 Radio Bremen die Regel sein. Die Rechte des Personalrates wollen wir stärken.

Die Linke steht zum Verfahren der Beitragsermittlung über eine unabhängige Kommission, um 
eine bedarfsgerechte Finanzierung und Absicherung des Programms zu gewährleisten. Wir 
wollen den öffentlich-rechtlichen Rundfunk als nichtkommerziellen, werbefreien Anbieter 
stärken.

 44

Wir unterstützen den vollen Programmauftrag von Radio Bremen. Steigende 
Rundfunkbeiträge sehen wir aus sozialen allerdings Gründen kritisch. Die Befreiungskosten 
sollen in Zukunft vom Sozialleistungsträger übernommen werden.

Die Ausgaben für die Sportrechte sind zu senken, Verträge mit korrupten Organisationen wie 
die FIFA müssen verboten werden. Die Anzahl übertariflich bezahlter Beschäftigter im nicht-
redaktionellen Bereich wollen wir zu Gunsten der Redakteur*innen reduzieren.

 45

All diese Maßnahmen würden einen erheblichen Spielraum zur Stabilisierung des Beitrages 
über mehrere Beitragsperioden ermöglichen. Die Reformen des Medienstaatsvertrags haben 
in den letzten Jahren jedoch auch dazu geführt, dass feste Stellen abgebaut wurden und 
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Arbeit an sogenannte feste Freie oder externe Firmen außerhalb des üblichen Tarifvertrags 
ausgelagert wurden. Diese Tendenz muss umgekehrt werden: Gute und sichere 
Arbeitsverhältnisse sollen auch bei Radio Bremen und den Tochterfirmen die Regel sein. Die 
Rechte des Personalrates wollen wir stärken.

Begründung

Redaktionell und Satzbau. 
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Antrag  L 238: Änderungsantrag zu L 03-27
Änderungsantrag zu L 03-27

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 105

 100  Den Inlandsgeheimdienst Verfassungsschutz sieht Die Linke kritisch und lehnt eine 
 101 Ausweitung der Kompetenzen und Befugnisse ab. Den Einsatz von V-Leuten wollen wir 
 102 grundsätzlich beenden, haben ihn in der vergangenen Legislatur bereits strikter 
 103 geregelt und die parlamentarische und richterliche Kontrolle über den Geheimdienst 
 104 ausgeweitet. Die Trennung von Polizei und Geheimdienst muss unbedingt aufrecht 

 105 erhalten bleiben.

In keinem Fall dürfen dem sog. Verfassungsschutz Befugnisse im Bereich der Gewährung von 
Zuwendungen ermöglicht werden, etwa zur Prüfung von Buchladenpreisen, bei der 
Kulturförderung, der Bildungs- und Jugendarbeit und in anderen zivilgesellschaftlichen 
Bereichen. 

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 239: Änderungsantrag zu L 03-24
Änderungsantrag zu L 03-24

Antragsteller/in: Miriam Strunge (OV Bremen-West · Nr. 3010)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 62

 59 Gerade der Stadtbibliothek Bremen gelingt es bereits vorbildlich, mit ihrer 
 60 Zentrale, ihren Filialen in den Stadtteilen, durch einen Bibliotheksbus und durch 
 61 Angebote für Kitas und Schulen in die gesamte Stadt hineinzuwirken. Diese Angebote 

 62 sollen noch weiter ausgebaut werden. Dazu gehört auch die Option der Sonntagsöffnung von 
Bibliotheken. Das Anliegen, zwei weitere Stadtteilfilialen 

 63 zu schaffen, unterstützen wir ausdrücklich. Dringend benötigt wird ein zweiter 
 64 Bibliotheksbus, um noch mehr Quartiere anfahren zu können. Angesichts gestiegener 
 65 Schüler*innenzahlen ist zudem weiteres Personal notwendig, um die 
 66 Vermittlungsarbeit für Kita-Gruppen und Schulklassen zu übernehmen.

Begründung

Bibliotheken sind viel mehr, als Orte, in denen man Bücher ausleiht. Sie sind Aufenthaltsorte 
ohne Konsumzwang, Lernorte und Begegnungsorte (dritte Orte). Insbesondere für Familien, und 
Menschen, die unter der Woche keine Zeit für einen Besuch haben, wäre die Sonntagsöffnung ein 
Gewinn. Genauso wie Museen und Theater, sind Bibliotheken Kulturorte, in denen Menschen 
gerne ihre Freizeit verbringen und zwar dann, wenn sie frei haben.
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Antrag  L 240: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: Christian Gloede (OV Bremen-West · Nr. 3604)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 84

 81 Religionsgemeinschaften und säkulare Organisationen werden wir dabei unterstützen, 
 82 gemeinsame Veranstaltungen und Projekte zu organisieren, die als Begegnungsorte 

dazu beitragen, Vorurteile abzubauen und sich für ein friedliches Zusammenleben 

 84 einzusetzen. Dabei setzen wir uns gegen jede Form von religiösem Fanatismus ein.

und wollen in unterschiedlichen Ressorts Maßnahmen der Sensibilisierung gegenüber 
menschenfeindlichen und menschenverachtenden, religiös begründeten, Positionen 
entwickeln. Dies gilt sowohl gegenüber islamistisch-fundamentalistischen wie auch 
evangelikalen Menschenfängern (auch sog. "Lebensschützer"), die sich durch 
gruppenbezogene Diskriminierungen (Queerfeindlichkeit, Homophobie, Rassismen...) 
hervortun.

Die Selbstbestimmung aller Angehöriger von Religionen ist zu wahren und zu unterstützen. 
Niemand darf wegen seiner Religion bedroht oder diffamiert werden - egal ob jemand ein 
Kreuz oder eine Kippa trägt oder Atheist*in ist.

Wir fordern die Einführung religiös neutraler Seelsorger*innen in Krankenhäusern, 
Gefängnissen, bei Polizei und Feuerwehr für religionsfreie Menschen als Ergänzung zu 
religiösen Seelsorger*innen.

Begründung

ist nun differenzierter
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Antrag  L 241: Änderungsantrag zu L 04-20
Änderungsantrag zu L 04-20

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 30 - 31

 27 Das Verhalten im Bundesrat muss den Interessen des Bundeslandes Rechnung tragen. 
 28 Steuersenkungen, Sozialkürzungen und Entscheidungen, die finanzielle Belastungen 
 29 hin zu Ländern und Kommunen verschieben, kann Bremen im Bundesrat nicht zustimmen. 

 30 Absprachen und Festlegungen im Senat über das Stimmverhalten im Bundesrat sind 
 31 einzuhalten.

Begründung

Damit sind nicht die großen Dinge wie Sondervermögen / GG Änderung usw gemeint, das würde 
ich in kein öffentliches Dokument schreiben, weil Selbstverständlichkeit oder sonst interner 
Problemfall
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Antrag  L 242: Änderungsantrag zu L 01-02
Änderungsantrag zu L 01-02

Antragsteller/in: Sofia Leonidakis (KV Mitte-Ost · Nr. 4017)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 73 - 78

 68 Seit 2012 gibt es wieder ein Landes-Wohnraumförderprogramm in Bremen. Trotzdem ist 
 69 der Bestand an Sozialwohnungen weiter gesunken auf derzeit ca. 6.500, weil zwar 
 70 neue Sozialwohnungen gebaut werden, gleichzeitig aber viele aus der Bindung 
 71 herausfallen. Um auch nur den Stand von 2005 wieder zu erreichen, fehlen über 
 72 10.000 Sozialwohnungen. Als Linke haben wir uns deshalb auch für ein Ankauf- und 

 73 Verlängerungsprogramm von Sozialbindungen eingesetzt. Zudem gibt es inzwischen auf 
 74 unsere Initiative hin einen Zuschlag für teure Wohnlagen, damit Sozialwohnungen 
 75 nicht nur in günstigen Lagen entstehen, sondern auch dort, wo bezahlbarer Wohnraum 
 76 noch stärker fehlt. Auch eine Förderschiene für preisgedämpften Wohnraum für 9 
 77 Euro/qm, die Förderung von Azubi-Wohnen und eine Ausdifferenzierung für kleine und 
 78 große Wohnungen gibt es inzwischen.

Zudem gibt es inzwischen auf unsere Initiative hin einen Zuschlag für teure Wohnlagen, damit 
Sozialwohnungen nicht nur in günstigen Lagen entstehen, sondern auch dort, wo bezahlbarer 
Wohnraum noch stärker fehlt. Denn bisher gibt es Sozialwohnungen primär dort, wo die 
Mieten eher günstig sind, während in teuren Lagen kaum welche vorhanden sind. Im teuren 
Schwachhausen gibt es gerade mal eine Sozialwohnung auf 1.000 Einwohner*innen, im 
deutlich günstigeren Woltmershausen dagegen 15 und in Gröpelingen gibt es auf 1.000 
Einwohner*innen 35 Sozialwohnungen. Das muss dringend geändert und der von uns 
initiierte Bürgerschaftsbeschluss für stadtteilspezifische Sozialwohnungsquoten umgesetzt 
werden. In teuren Lagen mit wenig Sozialwohnungen gibt es dann Sozialwohnungsquoten von 
bis zu 60% (6,80 und 9-Euro-Segment), die für Bauprojekte bereits ab 6 statt wie bisher ab 20 
Wohneinheiten gilt. So schaffen wir mehr Stadtteilgerechtigkeit, soziale Durchmischung und 
Stadtteile, die Menschen nicht spalten sondern zusammenbringen. 

Begründung

Der Beschluss und das Konzept stadtteilspezifischer Sozialwohnungsquoten ist bundesweit 
einmalig und sollte im Wahlprogramm stärker hervorgehoben werden, zumal er immer noch auf 
Umsetzung wartet
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Antrag  L 243: Änderungsantrag zu L 04-20
Änderungsantrag zu L 04-20

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 24 - 26

 24 Auch das Parlament selbst muss arbeitsfähig bleiben.Die Fraktionen in der Bremischen 
Bürgerschaft sollen ihren 

 25 Vorsitz gleichberechtigt teilen können —— durch eine Änderung des Abgeordnetengesetzes 
ermöglichen 

 26 wir geteilte Fraktionsvorsitze aufkommensneutral. Damit fördern wir auch die Gleichstellung. 

Begründung

Es geht dabei nicht um Arbeitsfähigkeit. 
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Antrag  L 244: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 74

 74 Neue Überschrift:Interreligiösen Dialog stärken, Antisemitismus und antimuslimischem 
Rassismus 

 75 entgegentreten

Begründung

Dieser Teil soll als eigene Überschrift abgesetzt werden. 
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Antrag  L 245: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 78 - 80

 76 Fragen religiöser Selbstbestimmung behandeln wir aus der Perspektive von Freiheit, 
 77 Gleichberechtigung und Antidiskriminierung. Der Staat darf Menschen nicht wegen 

 78 religiöser Kleidung oder sichtbarer Zugehörigkeit benachteiligen. UnserGleichzeitig gilt: Der 
Staat ist säkular, es gibt keine gezielte Staatsförderung für einzelne Religionsgemeinschaften, 
wir wollen die Staatsleistungen an die Kirchen gemäß Grundgesetz deshalb bundesweit 
beenden und stehen zum kofessionsunabhänigen Untericht in Bremen. Denn unser Ziel ist 

 79 ein Bundesland, in dem alle Menschen sicher leben, sich frei entfalten und mit 
 80 gleichen sozialen und politischen Rechten teilhabenunabhängig ihrer Religiösität und Nicht-

Religiösität leben können. 

Begründung

Dieser Aspekt hat noch deutlich gefehlt. 
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Antrag  L 246: Änderungsantrag zu L 01-05
Änderungsantrag zu L 01-05

Antragsteller/in: Sofia Leonidakis (KV Mitte-Ost · Nr. 4017)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 68

 62 Eine klimagerechte Stadt schützt die Bewohner*innen in den benachteiligten 
 63 Quartieren zuerst. Hier muss entsiegelt und begrünt werden. Für den Fall, dass sich 
 64 die Hitze tagelang hält und die Wohnungen nicht mehr kühl werden, muss geklärt 
 65 sein, welche Räumlichkeiten mit Kühlmöglichkeit dann geöffnet und zur Verfügung 
 66 gestellt werden. Mieter*innen müssen das Recht haben, ihre eigenen Vorkehrungen für 
 67 den Klimawandel zu treffen - sich eine Klimaanlage einzubauen oder eine Balkon-

 68 Solaranlage. Das von uns geschaffene Förderprogramm für Balkon-Solaranlagen für 
Mieterhaushalte mit kleinem Einkommen oder Leistungsbezug wollen wir wieder auflegen. So 
erhalten armutsbetroffene Haushalte die Möglichkeit, ihre Stromkosten zu senken und 
unabhängiger zu werden von stetigen Preissteigerungen und versorgen sich teilweise selbst 
mit nachhaltiger Energie.

Der Gebäudesektor macht deutschlandweit etwa 30 Prozent der Klimaemissionen aus. Die 
energietische Gebäudesanierung und die Wärmewende müssen deshalb Fahrt aufnehmen. 
Damit Gebäude energetisch saniert werden und trotzdem bezahlbar bleiben, soll die 
Modernisierungsförderung stärker in die Anwendung gebracht werden. Für die Wärmewende 
wollen wir eine Wärmegesellschaft mindestens mit öffentlicher Mehrheitsbeteiligung, die die 
öffentliche Kontrolle und Steuerung behält, Genossenschaftmodelle ermöglicht und die 
Umrüstung der Wärmeversorgung auf nachhaltige Quellen wie Großwärmepumpen, 
Flusswärme und Abwärme aus Industrie, Müllverbrennung oder Klärwerk in Nah- und 
Fernwärmenetzen nutzt und für Privathaushalte und Großabnehmer zugängig und dauerhaft 
bezahlbar macht. 

Begründung

Nebenkosten sind mittlerweile eine zweite Miete. Die Wärmewende ist auch für Klimaschutz 
elementar, die Unabhängigkeit von fossilen Wärmeträgern auch geopolitisch nötig. Die 
Wärmegesellschaft ist ein Megaprojekt des kommenden Jahrzehnts und sollte erwähnt werden.
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Antrag  L 247: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 49

 45 Aber das Wahlergebnis in Sachsen-Anhalt ist auch eine Kampfansage: Für eine 
 46 Gesellschaft, bei der nicht alle dazugehören, die sich abschotten will. Für eine 
 47 Wirtschaft, die sich kurzfristige Wettbewerbsvorteile erkaufen soll, indem sie 
 48 keine Rücksicht nimmt auf Beschäftigte, Klima, Zukunftsumbau. Für Hierarchie und 

 49 Entrechtung statt Gleichstellung, Autorität statt Demokratie.

Aber es geht auch anders: Bei der Wahl des Abgeordnetenhaus Berlin ist die Linke das erste 
Mal stärkste Kraft geworden. Mit einer kämpferischen Vision und vielen konkreten 
Vorschlägen für eine Stadt, die bezahlbar für alle ist und in der alle dazu gehören, hat sie 
hunderttausende Menschen überzeugt. Kämpferische Politik heißt: sich auch mit den 
Konzernen und den Reichen anlegen, damit für die Vielen, die den Laden am Laufen halten, 
das Leben einfacher wird und die Umverteilung von unten nach oben beendet wird.

Zeile 50 - 52

 50 Dem stellenschließen wir uns an. Der Politik der sozialen Kälte der Bundesregierung und dem 
nach-unten-Treten der Rechten stellen wir den Anspruch einer radikal sozialen Politik 
entgegen. Wir stellen diejenigen ins Zentrum unserer Politik, 

 51 die von den Forderungen der Rechten als erstes bedroht werden. DieUnsere Politik stellt 
immer die Menschen in 

 52 Bremen und Bremerhaven erleben, dass Politik ihr Leben besser macht.ins Zentrum und ganz 
besonders diejenigen, die von den Forderungen der Rechten als erstes bedroht werden.

Begründung

Zum Zeitpunkt des WP-Entwurfs gab es nur die Horror-Wahl auf Sachsen-Anhalt. Der Berliner 
Wahlerfolg ist Hoffnung und Anleitung zugleich und sollte daher als Positiv-Beispiel unbedingt 
erwähnt werden. Außerdem fehlte bisher eine Erklärung, was wir mit radikal sozial meinen.

38. Landesparteitag
KABA-Eventhalle, 21. & 22. November 2026

211 / 255



Antrag  L 248: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 86 - 90

 85 Antisemitismus bekämpfen wir entschlossen und in allen gesellschaftlichen 

 86 Bereichen. Gerade im Bildungsbereich braucht es mehr SachmMittel für externe 
 87 Expertise, Fortbildungen und die Überarbeitung von Schulmaterialien. Bestehende 
 88 Ansätze wie die Kompetenzstelle „Zusammenleben in Schule“ vom LiS werden wir 
 89 verstetigen. Die beschlossene Meldestelle für antisemitische Vorfälle werden wir 

(Rias) werden wir dauerhaft absichern. 

Der unbedingte Schutz jüdischer Einrichtungen ist ein zentrales Anliegen der Linken. Wir 
werden auch die Sichtbarkeit jüdischen Lebens im öffentlichen Raum weiter fördern. 

Wir setzen uns für einen zusätzlichen Staatsvertrag mit der Liberalen Jüdischen Gemeinde in 
Bremerhaven ein. Den Dialog mit den Gemeinden in Bremen und Bremerhaven werden wir im 
Rahmen der Bremischen Bürgerschaft weiter intensivieren. 

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  L 249: Änderungsantrag zu L 03-21
Änderungsantrag zu L 03-21

Antragsteller/in: Christoph Höhl (OV Bremen-West · Nr. 3606)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 90

 85 Antisemitismus bekämpfen wir entschlossen und in allen gesellschaftlichen 
 86 Bereichen. Gerade im Bildungsbereich braucht es mehr Sachmittel für externe 
 87 Expertise, Fortbildungen und die Überarbeitung von Schulmaterialien. Bestehende 
 88 Ansätze wie die Kompetenzstelle „Zusammenleben in Schule“ vom LiS werden wir 
 89 verstetigen. Die beschlossene Meldestelle für antisemitische Vorfälle werden wir 

 90 dauerhaft absichern.

Wir werden Gedenkkundgebungen zum 9. November oder mit Shoah-Bezug auch weiterhin 
vor Störungen jeglicher Art schützen. 

Begründung

Solle eine Selbstverständlichkeit sein. 
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Antrag  L 250: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 68

 60 Umverteilen statt Kürzen. All das ist finanzierbar, aber nicht aus dem Nichts. Wir 
 61 wollen Einnahmen erhöhen statt Leistungen kürzen, Gebühren und Preise konsequent 
 62 sozial staffeln, Monopolprofite zurückdrängen, verdeckte Subventionen beenden und 
 63 Unternehmen direkt in die Pflicht nehmen, statt alles über öffentliche 
 64 Extraförderung zu regeln. Im Bundesrat werden wir gegen jede Sozialkürzung und jede 
 65 weitere Belastung von Ländern und Kommunen arbeiten und für Vermögens-, Erbschafts- 
 66 und Übergewinnsteuer streiten. Klimaschutz wollen wir nicht gegen Bildung und 
 67 Soziales ausspielen, sondern die notwendigen erheblichen Zusatzausgaben über eine 

 68 Ausnahme von der Schuldenbremse durch das Erklären einer Klimanotlage finanzieren.

Wir sagen, dass die Menschen für uns im Zentrum stehen. Das bildet sich auch in der Struktur 
unseres Wahlprogramms ab. Wir fangen klein an bei der Existenzgrundlage für jede und 
jeden: Wir brauchen alle ein bezahlbares Zuhause und sind darauf angewiesen, dass der 
Alltag bezahlbar ist (Block 1: Bezahlbar Wohnen, bezahlbar Leben). Als nächstes schauen wir 
auf unser unmittelbares Umfeld. Soziale und gesundheitliche Infrastruktur, Sportangebote, 
Freizis und direkte Beteiligung vor Ort sorgen für Unterstützung und Zusammenhalt, genauso 
wie Stadtgrün und gute Verkehrsanbindung (Block 2: Lebenswerte Stadtteile). Wir wollen 
Stadtgesellschaften gemeinsam gestalten, in denen jede*r dazugehört und jede*r sein 
eigenes Leben nach den eigenen Wünschen und Vorstellungen führen kann (Block 3: 
Solidarische Stadtgesellschaften). Und im letzten Block geht es um große 
gesamtgesellschaftliche oder sogar globale Veränderungen, die wir gemeinsam gestalten 
müssen, weil sie uns immer alle betreffen, egal ob Klimakrise, Energiewende, wirtschaftliche 
Weichenstellungen oder die Zukunft öffentlicher Haushalte (Block 4: Transformation sozial 
gestalten).

Begründung

Die Struktur des Wahlprogramms ist ein wenig speziell und sollte zumindest für diejenigen, die 
sich darüber wundern, erklärt werden.
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Antrag  L 251: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 46

 44 Wir werden verhindern, dass eine unzureichende Finanzierung des Studierendenwerks 
 45 wieder zu extremen Preissteigerungen beim Semesterbeitrag führt. Im Gegenteil: Wir 

 46 wollen den Beitrag deutlich absenken.

Um für Auszubildende das Leben bezahlbar zu machen, bauen wir weitere Azubiwohnheime 
und setzen uns für eine Gleichstellung bei Vergünstigungen mit Studierenden ein.

Begründung

Sollte hier mit drin sein.
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Antrag  L 252: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 22 - 23

 17 Die Bundesregierung will an all dem nichts ändern. Stattdessen treibt sie Kürzungen 
 18 und Verteuerungen voran: mehr Zuzahlungen bei Medikamenten, höhere Eigenanteile bei 
 19 Pflegekosten und vieles mehr. Diese Sozialkürzungen bezeichnet sie als „Reformen“. 
 20 Wichtige Verbesserungen der letzten Jahre werden gezielt zurückgeschraubt: Beim 
 21 Wohngeld soll wieder gekürzt werden, und vom günstigen Deutschlandticket ist nicht 

 22 mehr allzu viel übrig. „Entlastung“ sollgibt es nur für große Unternehmen und hohe 
 23 Einkommen gebenEinkommen - und nicht für diejenigen, die sie am dringendsten brauchen.

 Diese Politik der Bundesregierung ist Klassenkampf von oben, der auf Kosten kleiner und 
mittlerer Einkommen von unten nach oben umverteilt.

Begründung

klarere Benennung.
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Antrag  L 253: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 52

 50 Auf Bundesebene setzen wir uns dafür ein, endlich eine wirksame Preiskontroll-
 51 Behörde aufzubauen, die nicht durch die Kostenentwicklung gerechtfertigte 

 52 Preissprünge bei Lebensmitteln und alltäglichen Gebrauchsgütern unterbindet.

Soziale Infrastruktur entlastet

Wir haben in den vergangenen beiden Legislaturperioden mit den Hebammenzentren 
wohnortnahe Angebote geschaffen, die Geburtsvorbereitungs- und Nachbereitungskurse für 
werdende und neue Eltern kostenfrei zugänglich machen.

Genauso wollen wir in allen Stadtteilen soziale Mittagstische einführen, die kostengünstiges 
Mittagessen anbieten. Damit entlasten wir konkret und stärken dazu noch den sozialen 
Zusammenhalt.

Wir kämpfen auch darüber hinaus für eine gute soziale Infrastruktur in allen Stadtteilen, die 
durch niedrigschwellige Zugänge das Leben und den Geldbeutel erleichtern kann. Mehr dazu 
im Kapitel Soziale Infrastruktur und Nachbarschaftspolitik. 

Begründung

Wir benennen vorher soziale Infrastruktur, buchstabieren das aber überhaupt nicht mehr aus. 
Hier zumindest andeutungsweise.
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Antrag  L 254: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 8

 3 Das Leben muss bezahlbar sein. In den letzten Jahren ist die Entwicklung von 
 4 Einkommen und Ausgaben für viele Menschen erheblich auseinandergegangen. Die Preise 
 5 für Lebensmittel und Güter des täglichen Lebens sind stark gestiegen. Auch die 
 6 Mieten sind nach oben gegangen. Viele können sich einen Umzug nicht mehr leisten. 
 7 Auch Mobilität ist teuer. All das trifft vor allem diejenigen besonders hart, die 

 8 über weniger Einkommen verfügen. Für uns als Linke ist die Bekämpfung der 
Bezahlbarkeitskrise ein zentraler Auftrag, der Querschnitt vieler verschiedener Politikbereiche 
ist.

Begründung

Deutlich machen: Es geht in noch mehr Kapiteln um Bezahlbarkeit.
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Antrag  L 255: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 25

 24 Was wir im Bereich der Wohnungspolitik tun werden, um das Leben bezahlbar zu 

 25 machen, haben wir weiter obenmachen, haben wir weiter vorne ausgeführt. Darüber hinaus 
wollen wir Preise 

 26 begrenzen und sozial staffeln. Wir wollen einkommensergänzende Leistungen schnell 
 27 und zuverlässig für alle zugänglich machen, die darauf Anspruch haben. Wir wollen 
 28 eine wohnortnahe soziale Infrastruktur ausbauen, die alle im Quartier günstig oder 
 29 umsonst nutzen können, und den Landesmindestlohn weiter stärken.

Begründung

redaktionell
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Antrag  L 256: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 39

 38 Familien mit geringen Einkommen zahlen in Bremen keine Kita-Gebühren und keine 

 39 Gebühren für das Mittagessen in der Ganztagsschule. Das muss so bleiben. Die  und 
ausgeweitet werden: wir wollen das Mittagessen in Kitas und Schulen grundsätzlich 
gebührenfrei machen. Die 

 40 Möglichkeiten zum kostenfreien Besuch von Museen und Kulturveranstaltungen wollen 
 41 wir ausbauen. Die Freikarte für Kinder und Jugendliche werden wir erhalten. Wir 
 42 wollen, dass man in allen Gaststätten kostenlos ein Glas Leitungswasser bekommen 
 43 kann.

Begründung

Falls wir das wollen, sollte es hier auch vorkommen.
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Antrag  L 257: Änderungsantrag zu L 03-27
Änderungsantrag zu L 03-27

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 100 - 101

 100  Den Inlandsgeheimdienst Verfassungsschutz als außerhalb demokratischer und 
rechtsstaatlicher Kontrolle agierende Institution sieht Die Linke kritisch und lehnt eine 

 101 Ausweitung der Kompetenzen und Befugnisse ab. Mittelfristig muss der Verfassungsschutz 
abgeschafft werden. Den Einsatz von V-Leuten wollen wir 

 102 grundsätzlich beenden, haben ihn in der vergangenen Legislatur bereits strikter 
 103 geregelt und die parlamentarische und richterliche Kontrolle über den Geheimdienst 
 104 ausgeweitet. Die Trennung von Polizei und Geheimdienst muss unbedingt aufrecht 
 105 erhalten bleiben. 

Begründung

Wir sollten unsere Position an dieser Stelle nicht aufgeben.
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Antrag  L 258: Änderungsantrag zu L 01-02
Änderungsantrag zu L 01-02

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 23 - 35

 23 Wir wollenWir wollen darüber hinaus ein Landesgesetz, das uns ermöglicht, 
hochkonzentrierte, vor mehr als 30 

 24 Jahren erbaute Großwohnbestände zu vergesellschaften. Mit dem Gesetz wird der 
 25 jeweilige Wohnbestand in das Eigentum einer Anstalt öffentlichen Rechts oder einer 
 26 öffentlichen Gesellschaft überführt und im Interesse des Gemeinwohls verwaltet. Die 
 27 Eigentümer werden entschädigt, aber nicht zu Fantasiepreisen, sondern aufgrund 
 28 einer geregelten Wertermittlung. Die Kosten dafür werden langfristig aus den Mieten 
 29 abgetragen, es finden keine Gewinnausschüttungen an Investoren mehr statt, die 
 30 Wohnsituation wird schrittweise verbessert. Bestände, die bereits in einem 
 31 gemeinnützigen, genossenschaftlichen oder kommunalen Besitz sind, sind von der 
 32 Vergesellschaftung ausgenommen. Grundlage ist Artikel 15 des Grundgesetzes, der die 
 33 Vergesellschaftung von Grund und Boden (einschließlich darauf befindlicher 
 34 Wohnungen) ermöglicht. Wir wollen diese Möglichkeit gezielt für diese Bestände 
 35 nutzen, bei denen offensichtlich istBei hochkonzentrierten Großwohnbeständen kann es sich 

um einzelne Immobilien handeln, meist aber um mehrere konzentriert zusammenstehende 
Immobilien. Sie sind charakterisiert durch eine hohe Zahl von Wohneinheiten (Wohnungen) 
auf geringem Raum, meist aufgrund hoher Geschosszahl. Eine Kennzahl kann die 
Geschossflächenzahl sein, diese berechnet, wie viele Geschosse auf einer definierten Fläche 
stehen. Das heißt, dass sieein Hochhaus auf der grünen Wiese eine geringere 
Geschossflächenzahl haben kann, als viele eng zusammenstehende Gebäude. Typischerweise 
geht es bei diesen Beständen um in die Jahre gekommene Immobilien mit hohem 
Sanierungsbedarf, die einen Eigentümer brauchen, der sich kümmert und nicht nach dem 
Gesichtspunkt spekulativer Profitmaximierung bewirtschaftet und damit ruiniert.

 36 Mit dem Gesetz wird der jeweilige Wohnbestand in das Eigentum einer Anstalt öffentlichen 
Rechts oder einer öffentlichen Gesellschaft überführt und im Interesse des Gemeinwohls 
verwaltet. Die Eigentümer werden entschädigt, aber nicht zu Fantasiepreisen, sondern 
aufgrund einer geregelten Wertermittlung. Die Kosten dafür werden langfristig aus den 
Mieten abgetragen, es finden keine Gewinnausschüttungen an Investoren mehr statt, die 
Wohnsituation wird schrittweise verbessert. Bestände, die bereits in einem gemeinnützigen, 
genossenschaftlichen oder kommunalen Besitz sind, sind selbstverständlich von der 
Vergesellschaftung ausgenommen. Grundlage ist Artikel 15 des Grundgesetzes, der die 
Vergesellschaftung von Grund und Boden (einschließlich darauf befindlicher Wohnungen) 
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ermöglicht. Wir wollen diese Möglichkeit gezielt für diese Bestände nutzen, die nach allen 
bisherigen Erfahrungen, nicht in private, profitorientierte 

 36 Hand gehören.

Begründung

Hier wird genau hingeschaut und wir sollten daher konkreter sein mit dem was wir meinen.
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Antrag  L 259: Änderungsantrag zu L 01-02
Änderungsantrag zu L 01-02

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 41 - 53

 41 Diese Verantwortung wollen wir in einem Sozialpflichtigkeits-Gesetz auf Landesebene
konkretisieren. Wer mehr als 1 Promille des Wohnungsbestandes hält (also etwa 350 

 43 Wohnungen und mehr), wird dazu verpflichtet, 30 Prozent der freiwerdenden Wohnungen 
 44 an Sozialwohnungsberechtigte zu vermieten, d.h. Wohnungssuchende mit 
 45 Wohnberechtigungsschein. (Wohnungen, die in den letzten Jahren neu gebaut oder 
 46 umfassend modernisiert wurden, werden dabei nicht berücksichtigt.) Da die Wohnungen 
 47 nicht neu gebaut werden, ist dafür keine öffentliche Förderung erforderlich. Die 
 48 Mietpreisbindung entspricht der für geförderte Sozialwohnungen. Die an der 
 49 Universität Bremen für die Berliner Linksfraktion erstellte „Kurzstudie zu den 
 50 Möglichkeiten der Länder zur Ausgestaltung der Gesetzgebungskompetenz im Bereich 
 51 des Wohnungswesens“ kommt zu dem Ergebnis, dass eine solche Verpflichtung 
 52 unternehmerischer Vermieter jedenfalls in Gebieten mit „angespanntem Wohnungsmarkt“ 
 53 (wie Bremen) zulässig ist.

Diese Verantwortung wollen wir in einem Sozialpflichtigkeits-Gesetz auf 
Landesebenekonkretisieren. Wer mehr als 1 Promille des Wohnungsbestandes hält (also etwa 
350 Wohnungen und mehr), wird dazu verpflichtet, 30 Prozent der freiwerdenden Wohnungen 
an Sozialwohnungsberechtigte zu vermieten, d.h. Wohnungssuchende mit 
Wohnberechtigungsschein. (Wohnungen, die seit 2010 neu gebaut oder umfassend 
modernisiert wurden, werden dabei nicht berücksichtigt.) Da die Wohnungen nicht neu 
gebaut werden, ist dafür keine öffentliche Förderung erforderlich. Die Mietpreisbindung 
entspricht der für geförderte Sozialwohnungen. Die an der Universität Bremen für die Berliner 
Linksfraktion erstellte „Kurzstudie zu den Möglichkeiten der Länder zur Ausgestaltung der 
Gesetzgebungskompetenz im Bereich des Wohnungswesens“ kommt zu dem Ergebnis, dass 
eine solche Verpflichtung unternehmerischer Vermieter jedenfalls in Gebieten mit 
„angespanntem Wohnungsmarkt“ (wie Bremen) zulässig ist.

Begründung

Einzige Änderung: statt Ausnahme von Wohnungen, die "in den letzten Wohnungen" gebaut sind, 
Definition ab 2010.

Auch hier ist Konkretion hilfreich. Immobilien werden oft so finanziert, dass sie nach 15 Jahren 
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abbezahlt sind. Daher sollten wir mit dieser Grenze keinen Besitzer in die Wirtschaftlichkeitskrise 
stürzen.
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Antrag  L 260: Änderungsantrag zu L 03-07
Änderungsantrag zu L 03-07

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 26 - 29

 24 Zum Ganztag gehört auch ein hochwertiges Mittagessen für alle Kinder. Wir 
 25 verbessern die Qualität des Essens an Schulen und achten auf ausgewogene Ernährung 

 26 aus regionaler und biologischer Herstellung. Wir vereinheitlichen die Essenspreise 
 27 an allen Schulen und halten sie stabil, Familien mit Bremen-Pass zahlen 
 28 selbstverständlich weiterhin nichts. Unser klares ZielDas Mittagessen muss für alle Kinder 

kostenfrei angeboten werden. Jetzt schon ist, kostenfreies 
 29 Mittagessen für alle Kinder anzubieten das Mittagessen für Familien mit Bremen-Pass 

kostenlos, dies wollen wir ausweiten, um alle Familien zu entlasten. Solange das Mittagessen 
nicht kostenfrei angeboten wird, vereinheitlichen die Essenspreise an allen Schulen und 
halten sie stabil. Außerdem wollen wir Schulen ermöglichen, 

 30 nach Bedarf Frühstück-Angebote vor Schulbeginn einzurichten. Solche Angebote werden 
 31 teilweise schon eigeninitiativ von Schulleitungen und Lehrkräften organisiert und 
 32 durchgeführt, um zu verhindern, dass Schüler*innen mit leerem Magen lernen müssen. 
 33 Dafür wollen wir einen Sachmittelfonds zur Unterstützung schaffen.

Begründung

Bei steigenden Lebensmittelpreisen ist ein kostenfreies Mittagessen für Familien eine große 
Entlastung. Wir sollten darauf eine stärkere Priorität setzen.
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Antrag  L 261: Änderungsantrag zu L 03-27
Änderungsantrag zu L 03-27

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 109

 106  Wir setzen uns für ein AfD-Verbotsverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht ein. 
 107 Mitgliedern dieser Partei müssen kurzfristig sämtliche Waffenscheine entzogen 
 108 werden. Bremen muss sich auch stärker für ein Verbot der Grauen Wölfe auf 

 109 Bundesebene und den lokalen Vereinigungen einsetzen.

Die Angebote im Bereich Deradikalisierung und Prävention im Spektrum des Islamismus 
müssen verstetigt und erweitert werden. Vor allem Lehrkräfte brauchen diese Unterstützung 
durch zivilgesellschaftliche Träger. Islamistische Akteur*innen versuchen oft, sich als einzig 
repräsentative Instanz muslimischer Communities zu inszenieren. Damit negieren sie bewusst 
die Vielfalt und Heterogenität der Communities.

Gleichzeitig stehen wir deutlich und unteilbar Seite an Seite mit Muslim*innen, die Ziel 
rassistischer und anderweitig menschenfeindlicher Übergriffe sind - auch das muss eine 
fortschrittliche und pluralistische Innenpolitik prägen.

Wenn wir von Deradikalisierung und Prävention sprechen, gilt das gleichermaßen für 
Evangelikale im Land Bremen, die ihrer sexistischen, queerfeindlichen und 
antiaufklärerischen Arbeit oft ungestört nachgehen. Als pluralistische Partei lehnen wir alle 
Denkmuster und Ideologien ab, die die universellen und unveräußerlichen Menschenrechte 
infrage stellen - und wollen dafür sorgen, dass Bildung, Prävention, das Ausbleiben 
öffentlicher Förderung und eine an den Grundsätzen
antifaschistischer Bildung ausgerichtete Aufklärungsarbeit diese Ideologien austrocknet.

Begründung

Fehlt mEn aktuell noch.
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Antrag  L 262: Änderungsantrag zu L 00-01
Änderungsantrag zu L 00-01

Antragsteller/in: Anna Fischer (OV Bremen-West · Nr. 3005)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 7

 6 Derzeit läuft die Entwicklung in die andere Richtung. Seit Jahren folgt eine Krise 

 7 auf die nächste: Pandemie, Energiepreise, Krieg in EuropaKriege, Inflation. Wer das 
 8 aushält, hat den Eindruck, dass Politik nur noch verwaltet, was gerade eben noch 
 9 geht. Verändert hat sich aber vor allem eines: Aus dem Ausnahmezustand ist ein 
 10 Dauerzustand geworden, und der Dauerzustand wird inzwischen als Begründung benutzt. 
 11 Dafür, dass wir uns den Sozialstaat nicht mehr leisten können. Dass Gleichstellung 
 12 ein Luxusthema sei. Dass Klimaschutz warten muss. Dass für Aufrüstung Milliarden da 
 13 sind und für Kitas, Krankenhäuser und Quartierszentren nicht.

Begründung

Streichung der Eingrenzung auf Europa. Die Kriege in Iran und Israel/Palästina haben hier ja 
ebenfalls Auswirkungen und tragen zur Krisenstimmung bei, egal ob durch steigende Preise oder 
persönliche Betroffenheiten.
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Antrag  L 263: Änderungsantrag zu L 02-03
Änderungsantrag zu L 02-03

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 87

 83 Den größten Anteil der stationären Versorgung im Land Bremen übernehmen weiterhin 
 84 die kommunalen Kliniken, die Gesundheit Nord in der Stadtgemeinde Bremen und das 
 85 Klinikum Reinkenheide in Bremerhaven. Wir wollen erreichen, dass diese Kliniken in 
 86 ihrer Arbeit durch die jeweiligen Träger, also die beiden Stadtgemeinden, gestärkt 

 87 werden.

Kahlschlag verhindern, Krankenhauslandschaft erhalten, kommunale Kliniken stärken

Mit ihrer Kürzungspolitik legt die Bundesregierung die Axt an die Krankenhauslandschaft. 
Durch das Beitragsstabilisierungsgesetz geraten viele Krankenhäuser, vor allem aber die 
kommunalen Häuser, in Existenznot. Hinzu kommen Herausforderungen wie die 
beschleunigte Ambulantisierung und bestehende Schwächen wie zu geringe 
Eigenkapitalausstattung. Kommunale Krankenhäuser sind unverzichtbar, um die qualitativ 
hochwertige Gesundheitsversorgung der breiten Bevölkerung zu gewährleisten. Viele ihrer 
Leistungen sind durch das herrschende Finanzierungssystem nicht oder ungenügend 
refinanziert. 

Der Erhalt und die Stärkung des kommunalen Klinikverbunds in Bremen, der Geno, und der 
kommunalen Klinik in Bremerhaven, Reinkenheide, sind für uns ein zentrales Anliegen. 
Insolvenzgefahren müssen abgewendet und die kommunalen Häuser auf eine stabile 
Grundlage gestellt werden. Das geht nicht ohne die Unterstützung durch die öffentliche Hand 
als Eigentümer. Wir werden die Geno stabilisieren durch Eigenkapitalaufstockung und durch 
verstetigte Betriebskostenzuschüsse, die kommunal gewollte Leistungen dauerhaft finanziell 
absichern. Den Sanierungsprozess unterstützen wir auch mit dem Mittel des öffentlichen 
Defizitausgleichs. Sanierungskredite müssen in den Bedingungen so gestaltet werden, dass 
sie Anpassungsprozesse stützen und nicht zusätzliche finanzielle Belastungen aufbauen. Ein 
leistungsangepasster Personalabbau ist unvermeidlich, aber Tariftreue ist für uns 
unverzichtbar. Wir halten weiterhin am Ziel fest, die Servicegesellschaft, die Gesundheit Nord 
Dienstleistungen, in den TVÖD zu überführen. Öffentliche Krankenhäuser müssen auch 
öffentlich gesteuert werden. Dazu gehört, dass der Aufsichtsratsvorsitz weiterhin von der/
dem Gesundheitssenator*in wahrgenommen wird. Wir werden prüfen, ob eine 
Landesbeteiligung am Klinikum Bremerhaven-Reinkenheide ein sinnvoller Beitrag zur 
Stabilisierung der Krankenhausversorgung in Bremerhaven sein kann. 

Die freigemeinnützigen Häuser sind ein notwendiger Bestandteil der Bremischen 
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Krankenhauslandschaft. Auch hier darf es nicht zu Insolvenzen oder Privatisierungen 
kommen. Wir fordern daher einen Schutzschirm des Landes, der in der Lage ist, 
Existenzgefährdungen der freigemeinnützigen Kliniken durch geeignete 
Stützungsmaßnahmen abzuwenden. 

Begründung

Aktualisierung angesichts der jüngsten Ereignisse. Kann mit dem Änderungsantrag der AG 
Gesundheit zusammengeführt werden, der ebenfalls einen eigenen Abschnitt zu Krankenhäusern/
kommunalen Kliniken einführt. 
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Antrag  L 264: Änderungsantrag zu L 01-03
Änderungsantrag zu L 01-03

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 114 - 116

 113 Wohnungsbau-Genossenschaften sind eine wichtige Ergänzung zu kommunalen 

 114 Gesellschaften. Wir werden die Genossenschaftsförderung ausbauen, bei der Vergabe 
 115 öffentlicher Grundstücke ausschließlich auf Erbpacht setzen wiederherstellen und 

Genossenschaften 
 116 einen Preisabschlagausbauen, um auch die Gründung neuer, kleinerer Genossenschaften zu 

ermöglichen. Bei der Vergabe öffentlicher Grundstücke setzen wir ausschließlich auf 
Erbpacht. Genossenschaften gewähren wir einen Preisabschlag, der ihrem Beitrag zur 
Versorgung mit preisgebundenen 

 117 Wohnungen entspricht.

Begründung

Die Genossenschaftsförderung ist aktuell ausgelaufen wegen Geldmangel, daher soll explizit die 
Wiederherstellung der Genossenschaftsförderung benannt werden. 
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Antrag  L 265: Änderungsantrag zu L 01-03
Änderungsantrag zu L 01-03

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 8

 2 Wo Wohngebiete an Attraktivität gewinnen, müssen Mieter*innen vor Verdrängung 
 3 geschützt werden. Wir werden dafür sorgen, dass das Bundesland Bremen endlich auch 
 4 vom Instrument der sogenannten Milieuschutzsatzung Gebrauch macht. Dadurch werden 
 5 für konkret definierte Gebiete Sanierungen und/oder die Umwandlung in 
 6 Eigentumswohnungen genehmigungspflichtig. Die Stadt kann Luxussanierungen 

verhindern oder Sanierungen z.B. mit der Auflage genehmigen, die Mieten nur 

 8 geringfügig zu erhöhen.

Die aktuelle Novellierung der Bundesbauordnung verbessert die Handlungsmöglichkeiten 
von Kommunen, Vorkaufsrechte zu beschließen und Schrottimmobilien zu enteignen. Diese 
Möglichkeiten wollen wir nutzen und die nötigen administrativen Voraussetzungen dafür 
schaffen, diese Instrumente wirksam einzusetzen. 

Begründung

Die BauBG-Novelle hat bereits den Bundesrat durchlaufen und soll demnächst im Bundestag 
beschlossen werden. Sie wird 2027 wirksam werden. 
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Antrag  L 266: Änderungsantrag zu L 01-06
Änderungsantrag zu L 01-06

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 36

 31 Das StadtTicket soll für bezahlbare Mobilität für alle sorgen, deren Einkommen 
 32 niedrig ist. Wir haben das StadtTicket für Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre 
 33 kostenlos gemacht; bis 2020 kostete es 30 Euro pro Monat. Das StadtTicket für 
 34 Erwachsene, das wir auf 25 Euro gesenkt hatten, kostet inzwischen wieder 40 Euro - 
 35 zu viel. Wir werden am kostenlosen StadtTicket bis 18 Jahre festhalten und das 

 36 StadtTicket für Erwachsene wieder günstiger machen. Zukünftig darf das StadtTicket für 
Erwachsene dann nur um denselben Prozentsatz verteuert werden, um den das reguläre 
Monatsticket teurer wird, nicht mehr um denselben absoluten Betrag. Außerdem wollen wir 
den Kreis 

 37 der Anspruchsberechtigten wieder auf Menschen mit Wohngeldbezug erweitern.

Begründung

Dass beim StadtTicket nicht der volle Betrag draufgehauen wird, um den das reguläre 
Monatsticket teurer wird, war schon mal in der Koalition vereinbart, wird aber nicht umgesetzt. 
Das Prinzip soll sein: Das StadtTicket für Erwachsene kostet immer xx Prozent vom regulären 
Ticket. 
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Antrag  L 267: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 26

 20 Soziale und gesundheitliche Infrastruktur gehört ins Quartier. Frauenhäuser, 
 21 Gesundheits- und Hebammenzentren, Pflegestützpunkte, Jugend- und Altenarbeit, 
 22 Beratung für Geflüchtete, Mehrgenerationenhäuser, Quartiersmanagement: Das sind 
 23 keine Projekte, die man jedes Jahr neu beantragen sollte. Wir wollen 
 24 institutionelle Förderung statt Befristung, Quartierszentren statt 
 25 Antragsbürokratie und einen sozialen Arbeitsmarkt, der sinnvolle Beschäftigung 

 26 schafft statt Druck zu erzeugen. Kommunale Krankenhäuser sind das Rückgrat der 
kommunalen Gesundheitsversorgung. Wir verteidigen sie gegen Kürzungspolitik, wir erhalten 
die Geno und Bremerhaven-Reinkenheide und stärken sie. Und wir wollen, dass Pflege zu 
Hause nicht in die 

 27 Armut führt.

Begründung

Aktualisierung angesichts der Geno-Krise, die uns vermutlich bis zu Wahl begleiten wird. 
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Antrag  L 268: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 66

 60 Umverteilen statt Kürzen. All das ist finanzierbar, aber nicht aus dem Nichts. Wir 
 61 wollen Einnahmen erhöhen statt Leistungen kürzen, Gebühren und Preise konsequent 
 62 sozial staffeln, Monopolprofite zurückdrängen, verdeckte Subventionen beenden und 
 63 Unternehmen direkt in die Pflicht nehmen, statt alles über öffentliche 
 64 Extraförderung zu regeln. Im Bundesrat werden wir gegen jede Sozialkürzung und jede 
 65 weitere Belastung von Ländern und Kommunen arbeiten und für Vermögens-, Erbschafts- 

 66 und Übergewinnsteuer streiten. Ob wir Kürzungen auf Bundesebene auf Landes- und 
kommunaler Ebene teilweise ausgleichen, muss jeweils politisch entschieden werden: Die 
Antwort "da kann man nichts machen" lehnen wir ab. Wir werden alle Spielräume nutzen, die 
uns im Haushalt und mit außerhaushaltsmäßigen Mitteln zur Verfügung stehen. Klimaschutz 
wollen wir nicht gegen Bildung und 

 67 Soziales ausspielen, sondern die notwendigen erheblichen Zusatzausgaben über eine 
 68 Ausnahme von der Schuldenbremse durch das Erklären einer Klimanotlage finanzieren.

Begründung

Das Dogma "kein Nachbessern bei Bundesentscheidungen" teilen wir explizit nicht, das müssen 
wir auch an dieser prominenten Stelle des Vorworts betonen. 
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Antrag  L 269: Änderungsantrag zu L 00-02
Änderungsantrag zu L 00-02

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 55

 54 Zukunftsfest heißt unabhängig. Bezahlbare Energie durch eine aktiv gestaltete 

 55 Energie- und Wärmewende, Daseinsvorsorge und Infrastruktur zurück in öffentliche Hand. 
Und ein 

 56 Wirtschaftsstandort, der auf nachhaltige Branchen setzt, statt sich von der 
 57 Rüstungskonjunktur abhängig zu machen. Konjunkturen enden. Regionen, die sich auf 
 58 eine einzige verlassen haben, kennen wir aus unserer eigenen Geschichte - der 
 59 Bremer Westen und Norden wissen, was die Schließung einer Werft bedeutet.

Begründung

Bei Rekommunalisierung geht es nicht immer um Daseinsvorsorge im engeren Sinne, sondern 
auch generell um öffentliche Infrastruktur.
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Antrag  L 270: Änderungsantrag zu L 03-08
Änderungsantrag zu L 03-08

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 9

 4 Insbesondere muss hierzu die finanzielle Ausstattung der Schulen stark verbessert 
 5 werden. Bremen muss endlich mindestens so viel Geld pro Schüler*in ausgeben wie 
 6 Hamburg, dafür stocken wir den Bildungshaushalt beginnend ab dem Doppelhaushalt 
 7 2028/2029 deutlich auf. Sich abzeichnenden sinkende Geburtenzahlen dürfen nicht zu 
 8 Sparrunden im Bildungsbereich genutzt werden. Im Gegenteil: freiwerdende Mittel 

 9 müssen konsequent weiter den Schulen zur Verfügung gestellt werden.

Angesichts der großen Herausforderungen und des hohen Rückstands bei den 
Schulleistungen und bei der Bildungsgerechtigkeit brauchen wir eine klare, durch die 
Ergebnisse von Bildungsforschung und Reformdiskussion gestützte Strategie, wo Mitteleinsatz 
die größte Wirkung zeigt und welche begleitenden Strukturreformen nötig sind. Wir halten 
daher fest an unsere Forderung, eine Enquete-Kommission "Bildungsgerechtigkeit" 
einzusetzen, die eine solche wissenschaftlich gestützte Strategie erarbeitet - so wie es sich 
auch bei der Erarbeitung der Klimaschutzstrategie bewährt hat. 

Begründung

Forderung aus dem alten Wahlprogramm, die wir nicht durchsetzen konnten. Immer noch total 
sinnvoll. 
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Antrag  L 271: Änderungsantrag zu L 04-11
Änderungsantrag zu L 04-11

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 35

 28 Aber auch ein mit Landesmitteln erhöhter Etat würde nicht ausreichen, den massiven 
Sanierungsstau an den Hochschulgebäuden zu beseitigen. Für diesen Zweck müssen 

 30 Bundesmittel eingesetzt werden. Die Bedarfe sind beträchtlich: Gebäudesanierung und 
 31 Neubauten müssen anhand aktueller energetischer Standards (geringer 
 32 Energieverbrauch, Einbau von Photovoltaik und Hitzeschutz) erfolgen. Prioritär 
 33 müssen neue Sportanlagen und ein Hörsaal für das Jura-Studium in der Innenstadt 
 34 gebaut werden, auch den Umbau der alten Sporthallen zu einem Hörsaalzentrum wollen 

 35 wir beschleunigen.

Hochschul- und Wissenschaftsautonomie bedeutet nicht, dass die Hochschulen außerhalb 
jeder gesellschaftlichen Steuerung stehen. Die Zielvereinbarungen sind der Ort, wo die 
finanzielle Ausstattung der Hochschulen mit inhaltlichen Zielen verknüpft wird. Wir wollen, 
dass hier verstärkt Fragen behandelt werden, die für soziale Chancengleichheit, Absicherung 
von jungen Wissenschaftler*innen und für Hochschulen in gesellschaftlicher Verantwortung 
wichtig sind. Ergänzend können und sollen auch zusätzliche Vereinbarungen geschlossen 
werden, die z.B. die Ausstattung des Studierendenwerks regeln. 

Begründung

In Bremen wird zuwenig gesteuert. In den Zielvereinbarungen kommen zwar allgemeine Ziele wie 
Diversität und Gleichstellung vor, aber soziale Chancengleichheit fehlt. Die Erfahrung mit dem 
Semesterbeitrag hat gezeigt, dass klarer geregelt werden muss, dass die Hochschulen auch die 
Lage der Studierenden stärker im Blick behalten müssen. 
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Antrag  L 272: Änderungsantrag zu L 04-11
Änderungsantrag zu L 04-11

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 35

 28 Aber auch ein mit Landesmitteln erhöhter Etat würde nicht ausreichen, den massiven 
Sanierungsstau an den Hochschulgebäuden zu beseitigen. Für diesen Zweck müssen 

 30 Bundesmittel eingesetzt werden. Die Bedarfe sind beträchtlich: Gebäudesanierung und 
 31 Neubauten müssen anhand aktueller energetischer Standards (geringer 
 32 Energieverbrauch, Einbau von Photovoltaik und Hitzeschutz) erfolgen. Prioritär 
 33 müssen neue Sportanlagen und ein Hörsaal für das Jura-Studium in der Innenstadt 
 34 gebaut werden, auch den Umbau der alten Sporthallen zu einem Hörsaalzentrum wollen 

 35 wir beschleunigen.

Hochschul- und Wissenschaftsautonomie bedeutet nicht, dass die Hochschulen außerhalb 
jeder gesellschaftlichen Steuerung stehen. Die Zielvereinbarungen sind der Ort, wo die 
finanzielle Ausstattung der Hochschulen mit inhaltlichen Zielen verknüpft wird. Wir wollen, 
dass hier verstärkt Fragen behandelt werden, die für soziale Chancengleichheit, Absicherung 
von jungen Wissenschaftler*innen und für Hochschulen in gesellschaftlicher Verantwortung 
wichtig sind.

Begründung

In Bremen wird zuwenig gesteuert. In den Zielvereinbarungen kommen zwar allgemeine Ziele wie 
Diversität und Gleichstellung vor, aber soziale Chancengleichheit fehlt, und generell sind die 
Zielvereinbarungen zu vage. 

--> den anderen Änderungsantrag hierzu ziehe ich zurück, der Satz zum Studierendenwerk ist 
falsch, dafür kommt das Geld tatsächlich direkt vom Land
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Antrag  L 273: Änderungsantrag zu L 04-11
Änderungsantrag zu L 04-11

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 97

 97 Das bundesweite Wissenschaftszeitvertragsgesetz steht zu Recht in der Kritik. Die Verbindung 
von Befristungen mit gleichzeitigen Höchstgrenzen, wie lange Befristigungen verlängert 
werden dürfen, macht die Wahl einer wissenschaftlichen Karriere zu einem 
Hochrisikogeschäft, bei dem viele junge Wissenschaftler*innen irgendwann vor dem Aus 
stehen. Wir setzen uns für eine Abschaffung dieser Begrenzungen im 
Wissenschaftszeitvertragsgesetz ein und für eine moderne Personalstruktur mit mehr 
Dauerstellen und ohne Sackgassen, wie es auch der Wissenschaftsrat fordert. 

 98 Aber Bremen muss auch selbst für gute Arbeitsbedingungen an den Hochschulen sorgen. 
 98 Wir wollen die Mindestlaufzeiten von vier Jahren für Promotionsverträge aus 
 99 Landesmitteln festschreiben, die Zahl der Lehraufträge zurückdrängen und hierfür 
 100 die Sonderrechte der Hochschule für Künste bei der Vergabe von Honorarverträgen 
 101 aufheben. Auch wollen wir die Verlängerung von befristeten Verträgen aufgrund von 
 102 Familienzeiten vereinheitlichen und die Fortentwicklung des Rahmenkodex für gute 
 103 Beschäftigungsverhältnisse an den Hochschulen eng begleiten.

Begründung

Ergänzung aus der Townhall-Veranstaltung
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Antrag  L 274: Änderungsantrag zu L 04-21
Änderungsantrag zu L 04-21

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 23

 20 Dass es den öffentlichen Finanzen gut geht, wenn es „der Wirtschaft“ gut geht, gilt 
 21 nicht in jedem Fall. Unternehmensgewinne, die durch Innovation und technische 
 22 Fähigkeiten zustande kommen, sind gut für die öffentliche Hand. Unternehmensgewinne 

 23 dagegen, die durch bloße Umverteilung von unten nach oben zustande kommen, sind 
 24 dagegen schlecht für die öffentliche Hand: Lohndrücken oder überhöhte Mieten oder 
 25 Preise führen dazu, dass mehr Menschen auf Wohngeld, aufstockende Leistungen und 
 26 andere soziale Ausgleiche angewiesen sind. Dasselbe gilt für Gewinne, die durch das 
 27 Verschieben von Verantwortung auf die öffentliche Hand erzeugt werden, z.B. indem 
 28 Unternehmen sich selbst nicht um Klimaschutz, Vereinbarkeit, Aus- und Weiterbildung 
 29 kümmern.

Begründung

redaktionell, Doppelung
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Antrag  L 275: Änderungsantrag zu L 04-21
Änderungsantrag zu L 04-21

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 37

 34 Das Bundesland Bremen kann auf einige positive Entwicklungen verweisen. Das 
 35 Wirtschaftswachstum der letzten Jahre war überdurchschnittlich, auch unabhängig von 
 36 der Konjunkturentwicklung. Das ist das Ergebnis einer klugen und nachhaltigen 

 37 Nutzung von Notlagenfinanzierungen, einer engagierten und diversifizierten 
Wirtschaftsförderung, aber vor allem das Ergebnis eines 

 38 überdurchschnittlichen Bevölkerungswachstums. Letzteres hat sowohl das 
 39 Wirtschaftswachstum als auch die öffentlichen Einnahmen unmittelbar und 
 40 beträchtlich gestärkt. Ursache dafür waren die Zuwanderung aus Drittstaaten und das 
 41 Steigen der Studierendenzahlen. Das Bundesland Bremen ist jünger, migrantischer, 
 42 und es wächst schneller als andere Bundesländer, die es teilweise bereits mit einem 
 43 Schrumpfen der Bevölkerung zu tun haben.

Begründung

muss man schon auch nennen
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Antrag  L 276: Änderungsantrag zu L 04-21
Änderungsantrag zu L 04-21

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 19

 12 Im Gegensatz zum Bund sind die Möglichkeiten von Ländern und Kommunen zur 
 13 Einnahmesteigerung begrenzt. Die Kommunen können die Hebesätze von Grund- und 
 14 Gewerbesteuer bestimmen. Die Länder haben dagegen praktisch nur die 
 15 Grunderwerbsteuer, die sie gestalten können. Maßgeblich für die Finanzen der 
 16 Bundesländer sind auf der positiven Seite die Bevölkerungsentwicklung, weil die 
 17 Gemeinschaftssteuern nach Einwohner*innenzahl verteilt werden, und auf der 
 18 negativen Seite die Armutsentwicklung, denn Armut und soziale Spaltung treiben die 

 19 Ausgaben hoch. Die Kürzungspolitik der Bundesregierung trifft daher vor allem die 
Kommunen, die bundesweit vor immer größeren Haushaltsproblemen stehen. Die 
Bundesländer leiden an den Folgen von bundesgesetzlichen Steuerrechtsänderungen, die 
häufig auf ihre Kosten gehen. 

Begründung

Ergänzung mit Verweis auf die Bundespolitik
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Antrag  L 277: Änderungsantrag zu L 04-21
Änderungsantrag zu L 04-21

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 77

 66 Wir fordern weiterhin eine Abschaffung, mindestens eine grundlegende Reform der 
 67 bundesweiten Schuldenbremse. Der neoliberale Kurs, Staatsfinanzen seit etwa 15 
 68 Jahren auf die Schwarze Null zu orientieren - mit Einführung einer Schuldenbremsen-
 69 Regelung auf Landesebene 2015, die seit 2020 greift -, hat notwendige Investitionen 
 70 in soziale Infrastruktur und öffentliches Eigentum zur Bedrohung erklärt und 
 71 blockiert. Die Folge: Der Sanierungsstau ist bundesweit auf einem Rekordniveau, und 
 72 auch in Bremen und Bremerhaven wurde jahrelang zu wenig investiert, um formale 
 73 Kreditgrenzen einzuhalten. Die Aufweichung dieser Doktrin im Zuge der letzten 
 74 großen Finanzpakete des Bundes gilt für Verteidigungsausgaben, aber nicht für 
 75 Investitionen in Bildung. Der Länderanteil am Sondervermögen „Infrastruktur und 
 76 Klimaneutralität“ ist viel zu gering und kein Ersatz dafür, Investitionen außerhalb 

 77 der Schuldenbremse tätigen zu können. Wir setzen uns im Bund für eine grundlegende 
Reform der Schuldenbremse ein. Als ersten Schritt fordern wir die Einrichtung eines 
Sondervermögens für Bildung. 

Begründung

Nennt, wofür wir uns auf Bundesebene einsetzen. 
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Antrag  L 278: Änderungsantrag zu L 04-21
Änderungsantrag zu L 04-21

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 84 - 92

 84 Einige eigene Fehler der Vergangenheit haben die Problemlage unnötig verschärft. 
 85 Dass Bremen sich mit den Stimmen von SPD, Grünen und CDU seinerzeit die schärfte 
 86 Länderschuldenbremse in der Landesverfassung gegeben hat und damit u.a. als 
 87 einziges Bundesland eine kommunale Schuldenbremse verankert hat, war ein solcher 
 88 Fehler und ist maßgeblich für die kommunale Finanzkrise Bremerhavens 
 89 verantwortlich. Wir wollen, dass mindestens Bremerhaven als eigenständige, räumlich 
 90 getrennte Kommune im Stadtstaat anerkannt und von der Schuldenbremse befreit wird – 
 91 und dass für eine entsprechende Änderung der Landesverfassung auch die CDU über 
 92 ihren Schatten springt und die nötige Zweidrittelmehrheit mitträgt.

Einige eigene Fehler der Vergangenheit haben die Problemlage unnötig verschärft. Dass 
Bremen sich mit den Stimmen von SPD, Grünen und CDU seinerzeit die schärfte 
Länderschuldenbremse in der Landesverfassung gegeben hat und damit u.a. als einziges 
Bundesland eine kommunale Schuldenbremse verankert hat, war ein solcher Fehler und ist 
maßgeblich für die kommunale Finanzkrise Bremerhavens und für die immer größeren 
kommunalen Haushaltsprobleme in Bremen verantwortlich. Die Stadtgemeinden Bremen und 
Bremerhaven sind durch die kommunale Schuldenbremse in einzigartiger Weise bundesweit 
benachteilgt. Wir wollen die kommunale Schuldenbremse aus der Landesverfassung 
streichen. Dafür ist eine Zweidrittelmehrheit im Landtag erforderlich. 

Begründung

Wir sollten die Forderung nach Aufhebung der kommunalen Schuldenbremse nicht auf 
Bremerhaven begrenzen, auch für Bremen funktioniert es immer weniger. 
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Antrag  L 279: Änderungsantrag zu L 04-22
Änderungsantrag zu L 04-22

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 8

 2 Das Bundesland Bremen muss seine Möglichkeiten nutzen, aus eigener Kraft seinen 
 3 finanziellen Spielraum zu erhalten und auszuweiten. Wir wollen die Klimakrise als 

Ausnahme von der Schuldenbremse nutzen, wie es das Urteil des Staatsgerichtshofs im 
 5 Grundsatz als Möglichkeit bestätigt hat. Sogenannte finanzielle Transaktionen, d.h. 
 6 das (schuldenbremsenneutrale) Ausstatten von öffentlichen Gesellschaften mit 
 7 Startkapital für wichtige investive Aufgaben, sind nötig, um diese öffentlichen 

 8 Investitionen tätigen zu können. Auch Eigenkapitalerhöhungen bei öffentlichen 
Gesellschaften oder die Nutzung von Darlehen, wie es der Bund derzeit mit der 
Bundesagentur für Arbeit macht, können als finanzielle Transaktionen getätigt werden, die 
nicht unter die Schuldenbremse fallen. Um mehr Flexibilität gegenüber der starren 

 9 „Jährlichkeit“ der Schuldenbremse zu gewinnen, sind ebenfalls Kassenkredite und 
 10 Betriebsmittelkredite ein wichtiges Instrument.

Begründung

Ergänzung
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Antrag  L 280: Änderungsantrag zu L 04-22
Änderungsantrag zu L 04-22

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 34 - 35

 32 Wohnungsnot und gleichzeitig Spekulation mit Bauland? Nicht mit uns! Wir fordern 
 33 eine hohe Besteuerung von baureifen Grundstücken, auf denen nicht gebaut wird. 

 34 DurchWir werden dafür endlich die Einführung der Grundsteuer Ceinführen, mit einem hohen 
Hebesatz von 8.000 % nach dem 

 35 Beispiel Hamburgs, wie es z.B. Hamburg vormacht. So können sogleichzeitig Mehreinnahmen 
erzielt und Wohnungsbau angeregt werden.

Begründung

Wir sollten nicht 1:1 den Hamburger Hebesatz nehmen, weil Bremen gegenüber Hamburg eine 
höhere Grundsteuerbesteuerung qua Wertermittlung hat. 
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Antrag  L 281: Änderungsantrag zu L 04-22
Änderungsantrag zu L 04-22

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 48

 43 Wo es möglich ist, sollen öffentliche Leistungen wie Bildung, Betreuung, Gesundheit 
 44 etc. kostenfrei zur Verfügung stehen. Das ist angesichts der begrenzten 
 45 finanziellen Spielräume nicht durchweg möglich. Wir halten es in jedem Fall für 
 46 besonders wichtig, Abgaben und Gebühren (und ggf. auch Preise) sozial zu staffeln
 47 und dafür zu sorgen, dass es zu allen öffentlichen Leistungen auch einen günstigen 

 48 oder kostenfreien Zugang für diejenigen gibt, die sie anders nicht nutzen können.

Bremen hat sich - anders als die ganz überwiegende Mehrheit der Bundesländer - dafür 
entschieden, das System der Haushaltsaufstellung auf die sogenannte doppische 
Haushaltsführung umzustellen und dafür eine Kooperation mit Hamburg einzugehen. Diese 
Umstellung darf nicht zu zusätzlichen Einschränkungen des finanziellen Spielraums führen. 
Sie muss die bewährten Eingriffsmöglichkeiten der Fraktionen im Rahmen der 
Haushaltsverhandlungen weiterhin gewährleisten und soll mindestens dieselbe Transparenz 
über die Ausgabenplanung der Ressorts sichern wie bisher. Das hat die Koalition so 
vereinbart. Sollte sich herausstellen, dass diese Anforderungen nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand und Kosten erfüllt werden können, muss die Entscheidung für 
die Umstellung auf die Doppik zurückgeholt werden. 

Begründung

Wichtige Ergänzung. Der Doppelhaushalt 2028/29 soll der erste sein der mit Doppik aufgestellt 
wird. Es gibt große Zweifel, ob das klappt und ob es klug ist, sich so eng an Hamburg zu binden, 
und ob die politisch gesetzten Kriterien wirklich erfüllt werden können. 
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Antrag  L 282: Änderungsantrag zu L 04-22
Änderungsantrag zu L 04-22

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 78

 69 Rüstungsunternehmen erzielen, auch durch das Sondervermögen, immense Gewinne, 
 70 finanziert durch Steuergelder. Krisen, wie die Covid-Pandemie, haben die Gewinne 
 71 von Pharmakonzernen in exorbitante Höhen steigen lassen. Finanziert wurde das durch 
 72 das Gemeinwesen. Seit Jahren fahren Ölkonzerne immense Gewinne ein. Die durch den 
 73 Irankrieg ausgelöste Krise machen sich diese Unternehmen zunutze und steigern ihre 
 74 Profite bis zu neuen Rekorden. Die Zeche zahlen die Verbraucher*innen. Und all das, 
 75 ohne dass irgendwelche betrieblichen Entscheidungen dies verursacht hätte. Diese 
 76 Übergewinne müssen abgeschöpft werden: Unmittelbar durch eine Übergewinnsteuer, 
 77 langfristig durch eine Monopolsteuer, die sich gezielt auf Bereiche richtet, wo 

 78 durch Monopol- oder Oligopolstellungen überhöhte Preise abgeschöpft werden. Die 
Einführung einer Digitalsteuer, die bereits in mehreren EU-Ländern erfolgt ist, ist ein Schritt 
in diese Richtung, dem auch Deutschland sich anschließen sollte. 

Begründung

Um mal ein konkretes Beispiel für eine Monopolsteuer zu nennen. 
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Antrag  L 283: Änderungsantrag zu L 04-22
Änderungsantrag zu L 04-22

Antragsteller/in: Christoph Spehr (KV Mitte-Ost · Nr. 4625)
Status: eingereicht
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 91

 79 Wir halten die aktuelle Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen für 
 80 verfassungswidrig. Keine der zuständigen Regierungen ist hier ihrer Pflicht 
 81 nachgekommen, die überfällige Reform voranzutreiben. Sie haben sich der 
 82 Verantwortung entzogen. Wir finden diese Tatenlosigkeit skandalös. Wir werden uns 
 83 weiterhin für eine Reform der Erbschaftsteuer einsetzen, die für eine höhere 
 84 Gerechtigkeit sorgt und die aktuelle Ungleichheit minimiert. Wir unterstützen das 
 85 Konzept der Bundespartei, welches einen Freibetrag in Höhe von 150.000 EUR ausruft. 
 86 Dieser verdoppelt sich für über 60-Jährige, minderjährige Kinder bzw. einer von 
 87 der*dem Erblasser*in bestimmten Person, um zu verhindern, dass durchschnittliches 
 88 Wohneigentum besteuert wird. Außerdem wird der Steuertarif vereinheitlicht mit 
 89 einem Spitzensteuersatz von 60 Prozent. Das gilt ab einem zu versteuernden Erbe von 
 90 3 Millionen, unabhängig vom Verwandtschaftsverhältnis. Großzügige 

 91 StundungsregelungenStundungsregelungen oder die Umwandlung der Steuerschuld in 
öffentliche Beteiligung verhindern, dass das Fortbestehen von kleinen und mittleren 

 92 Unternehmen gefährdet wird. Die völlig zurecht umstrittene 
 93 Verschonungsbedarfsprüfung, bei der sich bei einer Erbschaft von mehr als 26 
 94 Millionen von der gesamten Erbschaftssteuer befreien lassen können, gehört 
 95 abgeschafft. Auch dazu dienen die Stundungsregelungen.

Begründung

Ist ein wichtiger Vorschlag, um den Einwand zu entkräften, die Erbschaftsteuer auf 
Betriebsvermögen würde Betriebe unter Druck setzen oder ihren Verkauf erzwingen. 
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Antrag  L 284: Änderungsantrag zu L 02-03
Änderungsantrag zu L 02-03

Antragsteller/in: LAG Gesundheit und Pflege
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 67

 63 Gesundheit ist keine Ware. Wir wollen den Einfluss von Investor*innen, etwa durch 
 64 Private-Equity-Gesellschaften, auf die ambulante Versorgung zurückdrängen. Dafür 
 65 setzen wir uns auf Bundesebene für ein Verbot investorengeführter Praxen ein und 
 66 werden ein Landestransparenzregister für medizinische und pflegerische 

 67 Einrichtungen schaffen.

Versorgung im Bereich Schwangerschaftsabbruch verbessern

Die Lage für Schwangere im Land Bremen, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen 
lassen (wollen), hat sich zuletzt durch das von uns eingeführte Sicherstellungsgesetz für 
Schwangerschaftsabbrüche und die finanzielle Unterstützung von pro familie verbessert, wie 
der erste Umsetzungsbericht aus 2025 zeigte. Wir setzen uns weiterhin dafür ein, die 
Versorgung im Bereich Schwangerschaftsabbruch zu verbessern. Dafür werden wir die 
Versorgungslage in Bremerhaven erfassen, Zugangshürden für die Kostenübernahme senken, 
das Schulungsangebot für Ärzt*innen verbessern und die Bremer Kliniken in die Pflicht 
nehmen, ihren Beitrag zur einer flächendeckenden Versorgung zu leisten. 

Auf Bundesebene fordern wir die Abschaffung des § 218, um Schwangerschaftsabbrüche 
grundsätzlich zu legalisieren und eine eindeutig juristisch straffreie Situation für die 
durchführenden Ärzt*innen zu schaffen.
Außerdem setzen wir uns dafür ein, dass Schwangerschaftsabbruch Teil der allgemeinen 
Mediziner*innen-Ausbildung ist und die Weiterbildungsordnung der Gynäkologie und 
Geburtshilfe dahingehend erweitert wird.

Begründung

-
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Antrag  L 285: Schlussredaktion Wahlprogramm

Antragsteller/in: Landesvorstand
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

 1
 2
 3
 4
 5

 6

 7

 8

 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

Der Landesparteitag beauftragt die Redaktionsgruppe, den beschlossenen Text 1. 
des Wahlprogramms für den Druck vorzubereiten. Die Redaktionsgruppe soll dazu 
ggf. folgende Änderungen vornehmen können und informiert den Landesvorstand 
hierüber:

 Änderung von Hervorhebungen (Fettdruck o.ä.)1. 

Änderung von Überschriften2. 

Korrektur von Rechtschreibfehlern und grammatikalischen Fehlern3. 

Vereinfachung schwer verständlicher Sätze4. 

Korrektur von falschen Zahlen oder Angaben im Text5. 

Aktualisierung der Darstellung, z.B. wenn in der Zwischenzeit neue 6. 
Bundesgesetze beschlossen werden

Auflösung von Doppelungen im Text.7. 

Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand, für das Wahlprogramm die 2. 
Überschrift festzulegen, so dass sie entweder dem Motto der Wahlkampagne 
entspricht oder dazu passt.

Begründung

--
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Antrag  L 286: Änderungsantrag zu L 04-19
Änderungsantrag zu L 04-19

Antragsteller/in: Nina Brings (KV Mitte-Ost · Nr. 4005)
Status: zugelassen
Sachgebiet: L - Leitantrag

Der Landesparteitag möge beschließen:

Zeile 28 - 33

 28 Wir wollen eineWir wollen eine resiliente Verwaltung, die ressortübergreifend und agil 
zusammenarbeitet und auf neue 

 29 Aufgaben schnellerAufgaben und Krisen mit professionellen Steuerungsprozessen reagieren 
kann. Dafür wollen wir strukturell Projektarbeit und Prozessmanagement mit klaren 

 30 Verantwortlichkeiten und ausreichenden Zeit- und Personalressourcen zusätzlich 
 31 erleichtern undin den Dienststellen der FHB verankern. Neue Aufgaben dürfen dabei nicht 

dauerhaft zusätzlich 
 32 zum Tagesgeschäft aufgebürdet werden; Daueraufgaben brauchen verlässlich 
 33 ausgestattete, unbefristete Stellen. Wir wollen das V-Büro beim Senator für Finanzen 

personell stärken und zusätzliche Mittel für die Ausstattung in allen Dienststellen 
bereitstellen, um unsere Verwaltung krisenfest, auch gegen undemokratische Angriffe, 
aufzustellen. Dazu wollen wir eine Senatsvorlage zur Einführung von Projektmanagement und 
Prozessmanagement in der Verwaltung der FHB und den senatorischen Dienststellen auf den 
Weg bringen.

Begründung

Eine moderne Verwaltung sollte nicht nur effizient und schnell arbeiten, sie muss vor allem 
resilient sein, sich also krisenfest aufstellen gegen physische und politische Angriffe. Gegen 
beides hilft nicht Überwachung und Abschottung allein, sondern die strukturelle Einführung von 
Projekt- und Prozessmanagement in der FHB, gesteuert über das V-Büro bei SF.

Nur was wir sehen, können wir auch steuern und so effizient schützen. Grundlegendes 
Verwaltungshandeln muss deshalb digital erfasst, evaluiert und auf seine Resilienz überprüfbar 
sein. Nebenbei baut es Doppelstrukturen ab, macht Wissenstransfer intern und über die 
Dienststellen möglich und schont so noch unser wertvollstes Gut, die Beschäftigten. Nur die 
konsequente Umsetzung in allen Ämtern und Behörden, in der gesamten Verwaltung der FHB 
schützt Ressourcen (personell und finanziell) und unsere offene Gesellschaft vor den Feinden der 
Demokratie.
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Antrag  O 01: FLINTA*-Plenum und Plenum für Kritische 
Männlichkeit auf dem nächsten Landesparteitag

Antragsteller/in: Linker Feminismus Bremen
Status: zugelassen
Sachgebiet: O - Anträge mit Organisationsbezug

Der Landesparteitag möge beschließen:

 1 Der Landesparteitag möge beschließen:

 2 Auf dem nächsten Landesparteitag wird ein Zeitfenster von 40 Minuten für zwei 
 3 parallele Plenen eingeplant:

 4

 5
 6
 7
 8
 9
 10

FLINTA*-Plenum:1. 
 Ein Raum für Frauen, Lesben, intergeschlechtliche, 
nichtbinäre, trans und agender Personen. Hier können Erfahrungen in der Partei 
ausgetauscht, Anliegen gesammelt und gemeinsame Forderungen für die 
Parteiarbeit entwickelt werden. Außerdem können Anträge des laufenden 
Parteitags besprochen werden, sowie bei bevorstehenden Wortmeldungen usw. 
gegenseitig unterstützt werden.

 11

 12

 13

 14

 15

 16

Plenum für Kritische Männlichkeit:1. 
 Ein Raum für Männer der Partei, um die 
eigene Rolle, patriarchale Verhaltensmuster und männlich dominierte Strukturen 
in der Partei kritisch zu reflektieren und Konsequenzen für das eigene 
Handeln. Außerdem kann auf mehr Sensibilität für aktuelle Themen hingewiesen 
werden (wie bspw. das Thema Sexarbeit).

 17

 18

 19 Die Plenen sollen im Zeitplan des Parteitags fest verankert werden, finden in 
 20 getrennten, zugänglichen Räumen statt und werden mit der Einladung angekündigt.

 21 Die AG Linker Feminismus wird bei der inhaltlichen und moderativen Vorbereitung 
 22 beteiligt, für die Moderation vom Kritische Männlichkeitsplenum sollen Finanzmittel 
 23 für eine externe Moderation verwendet werden. Ergebnisse und Anliegen aus den 
 24 Plenen können dem Parteitag im Anschluss kurz vorgestellt werden, sofern die 
 25 Teilnehmenden dies wünschen. Die Teilnahme ist freiwillig aber erwünscht, und der 
 26 Parteitag wird für diese Zeit unterbrochen.

Begründung
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Unsere Partei versteht sich als klar feministische Partei. Dieser Anspruch muss sich auch in 
unseren eigenen Strukturen und bei Versammlungen zeigen. 

FLINTA*-Personen nehmen in der Partei weniger Raum ein, als es unserem Anspruch und ihrem 
Anteil an der Mitgliedschaft entspricht. Das zeigt sich auf Parteitagen, in Redebeiträgen, in 
Gremien und in informellen Entscheidungsrunden. Wer spricht, wie lange gesprochen wird und 
wer sich gehört fühlt, ist selten zufällig. Hinzu kommen Erfahrungen von Unterbrechungen, 
Abwertung und teils übergriffigem Verhalten, die viele FLINTA* in der Partei machen und die 
selten angesprochen werden.

Formale Instrumente wie die Quotierung sind wichtig, reichen aber allein nicht aus. Sie regeln 
Repräsentation, aber nicht, ob sich Menschen in unseren Strukturen sicher und handlungsfähig 
fühlen. Dafür braucht es Räume, in denen FLINTA* sich vernetzen, Erfahrungen teilen und ohne 
Rechtfertigungsdruck eigene Positionen entwickeln können.

Feministische Veränderung ist aber nicht allein Aufgabe der Betroffenen. Die Verantwortung für 
patriarchale Strukturen liegt bei denen, die von ihnen profitieren. Das parallele Plenum für 
Organisierte Männerkritik gibt Männern die Gelegenheit, sich mit ihrem Redeverhalten, ihren 
Privilegien und ihrer Verantwortung auseinanderzusetzen, damit diese Arbeit nicht an FLINTA* 
hängen bleibt.

Mit 40 Minuten ist der Zeitaufwand gering, der Signalwert für eine Partei, die Feminismus ernst 
nimmt, aber hoch. Daher bitten wir um Zustimmung.
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